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Verkaufsbeschrankung

Die Deka International S.A. und die in die-
sem Verkaufsprospekt beschriebenen
Fondsanteile sind und werden nicht gemaR
dem United States Investment Company Act
von 1940 in seiner gultigen Fassung regis-
triert. Die durch diesen Verkaufsprospekt
angebotenen Anteile sind aufgrund US-
aufsichtsrechtlicher Beschrankungen nicht
flr den Vertrieb in den Vereinigten Staaten
von Amerika (welcher Begriff auch die Bun-
desstaaten, Territorien und Besitzungen der
Vereinigten Staaten sowie den District of
Columbia umfasst) oder an bzw. zugunsten
von US-Personen, wie in Regulation S unter
dem United States Securities Act von 1933
in der geltenden Fassung definiert, bestimmt
und werden nicht registriert.

US-Personen sind naturliche Personen, die
ihren Wohnsitz in den Vereinigten Staaten
von Amerika haben. US-Personen kénnen
auch Personen- oder Kapitalgesellschaften
(juristische Personen) sein, wenn sie etwa
gemal den Gesetzen der Vereinigten Staa-
ten von Amerika bzw. eines US-
Bundesstaats, Territoriums oder einer US-
Besitzung gegrtindet wurden.

Dementsprechend werden Anteile in den
Vereinigten Staaten von Amerika und an
oder fr Rechnung von US-Personen weder
angeboten noch verkauft. Spatere Ubertra-
gungen von Anteilen in die Vereinigten
Staaten von Amerika bzw. an US-Personen
sind unzulassig.

Dieser Verkaufsprospekt darf nicht in den
Vereinigten Staaten von Amerika oder an
US-Personen verbreitet werden. Die Vertei-
lung dieses Verkaufsprospektes und das
Angebot bzw. der Verkauf der Anteile kén-
nen auch in anderen Rechtsordnungen
Beschrankungen unterworfen sein.
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I. Verkaufsprospekt

Dieser Verkaufsprospekt nebst Verwal-
tungsreglement, welches aus dem
Grundreglement und dem Sonderreg-
lement des Fonds gebildet wird, hat im
Zweifelsfalle Vorrang vor den wesentli-
chen Informationen fiir den Anleger. Er
ist nur giiltig in Verbindung mit dem
jeweils letzten veroffentlichten Jahres-
bericht des Fonds, dessen Stichtag nicht
langer als 16 Monate zuriickliegen darf.
Wenn der Stichtag des Jahresberichts
langer als acht Monate zuriickliegt, ist
dem Erwerber zusatzlich der jlingere
Halbjahresbericht des Fonds auszuhan-
digen. Beide Berichte sind Bestandteil
dieses Verkaufsprospektes.

Niemand ist ermachtigt, sich auf Anga-
ben zu berufen, welche nicht in dem
Verkaufsprospekt oder in den wesentli-
chen Informationen fiir den Anleger
oder in Unterlagen, auf welche der
Verkaufsprospekt sich beruft und wel-
che der Offentlichkeit zugénglich sind,
enthalten sind.

Interessierten Anlegern wird geraten, diesen
Verkaufsprospekt sorgféltig und vollstandig
durchzulesen und sich bei inren Rechts-,
Steuer- oder Finanzberatern Uber die ent-
sprechenden rechtlichen Erfordernisse,
Devisenbestimmungen und Steuern nach
dem Recht des Landes ihrer Staatsangeho-
rigkeit, ihres gewohnlichen Aufenthaltes
oder Wohnsitzes, die sich auf den Erwerb,
den Besitz, die VerauBerung oder anderwei-
tige Verfligung der Anteile auswirken kon-
nen, und tber die steuerliche Behandlung
der Ertrage zu erkundigen.

In diesem Verkaufsprospekt werden die in
Artikel 1 Absatz 2 des Grundreglements
definierten Begriffe in gleicher Weise ver-
wendet.

Dieser Verkaufsprospekt kann in andere
Sprachen Ubersetzt werden. Im Fall etwaiger
Widerspriiche oder Doppeldeutigkeiten in
einer Ubersetzung hat der deutsche Wort-
laut Vorrang.

Die Herausgabe dieses Verkaufsprospekts
und das Angebot bzw. der Verkauf von
Anteilen des Fonds kann in manchen Ho-
heitsgebieten Beschrankungen unterliegen.
Dieser Verkaufsprospekt ist nicht als Auffor-
derung zum Erwerb von Anteilen zu be-
trachten.

1. Der Fonds

Der im vorliegenden Verkaufsprospekt be-
schriebene Investmentfonds

Deka-Europa Nebenwerte

(im Folgenden der "Fonds") ist ein auf Initia-
tive der DekaBank Deutsche Girozentrale,
Frankfurt am Main, nach Luxemburger
Recht in der Form eines "fonds commun de
placement" errichtetes Sondervermégen aus
Wertpapieren und sonstigen Vermdgens-
werten. Es wurde urspriinglich nach Teil |
des Luxemburger Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 2002 Uber Organismen fur gemeinsame
Anlagen aufgelegt, unterliegt nunmehr Teil |
des Luxemburger Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2010 Uber Organismen fur gemeinsame
Anlagen und erfullt die Anforderungen der
EG-Ratsrichtlinie 2009/65/EG vom 13. Juli
2000.

Es sind Anteile von drei Anteilklassen CF (A),
TF (A) und AV (A) erhaltlich.

FUr Anteile der Anteilklassen CF (A), TF (A)
und AV (A) ist eine Ertragsausschuttung
vorgesehen, die um den 20. November
erfolgt. Das Geschaftsjahr des Fonds endet
jedes Jahr am 30. September.

Der Jahresbericht wird von der Wirtschafts-
prifungsgesellschaft KPMG Luxembourg
Société coopérative geprift.

Der Fonds wird von der Deka International
S.A. (, Verwaltungsgesellschaft”), Luxem-
burg, verwaltet. Die Vermbgenswerte des
Fonds verwahrt die DekaBank Deutsche
Girozentrale Luxembourg S.A. (,, Verwahr-
stelle”), Luxemburg.

2. Die Verwaltungsgesellschaft

Die Verwaltungsgesellschaft wurde am

12. August 1988 als Aktiengesellschaft
unter luxemburgischem Recht fur eine un-
bestimmte Dauer gegriindet. Sie hat ihren
Sitz in Luxemburg und ist unter Nummer
B. 28 599 im Luxemburger Handels- und
Gesellschaftsregister eingetragen.

Die Satzung der Gesellschaft ist im Mémorial
C, Recueil des Sociétés et Associations
(,,Mémorial”), vom 26. Oktober 1988 verof-
fentlicht und beim Luxemburger Handels-
und Gesellschaftsregister hinterlegt. Die
Satzung wurde letztmalig durch Gesellschaf-
terbeschluss vom 1. Juli 2014 abgeandert.
Eine koordinierte Neufassung der Satzung
wurde beim Luxemburger Handels- und
Gesellschaftsregister hinterlegt und die
Satzungsanderung im Mémorial am 22. Juli
2014 veroffentlicht.

Der Zweck der Gesellschaft ist die Aufle-
gung und/oder Verwaltung von gemaB der
Richtlinie 2009/65/EG zugelassenen luxem-
burgischen und/oder auslandischen OGAW
und die zusatzliche Verwaltung anderer
luxemburgischer und/oder auslandischer
OGA, die nicht unter diese Richtlinie fallen.

Die Tatigkeit der Verwaltung von Fonds
Commun de Placement und Investmentge-
sellschaften umfasst insbesondere:

= Die Anlageverwaltung: In diesem Zusam-
menhang kann die Gesellschaft fir Rech-
nung der von ihr verwalteten OGAW und
OGA Benachrichtigungen oder Anweisun-
gen betreffend zu tatigender Anlagen ertei-
len, Vertrage abschlieBen, alle Arten von
Wertpapieren und andere Vermdgensarten
kaufen, verkaufen, tauschen und Ubereig-
nen, fiir Rechnung der von ihr verwalteten
OGAW und OGA alle im Zusammenhang
mit Wertpapieren, die das Vermogen der
OGAW und OGA bilden, stehenden Stimm-
rechte austiben. Hierbei handelt es sich nicht
um eine abschlieBende Auflistung.

= Administrative Tatigkeiten in Bezug auf
OGAW und OGA. Hierbei handelt es sich



um die Gesamtheit der in Anhang Il des
Gesetzes von 2010 aufgefiihrten Tatigkei-
ten, d.h. insbesondere die Bewertung der
Portfolios und Preisfestsetzung fir die Ak-
tien und/oder Anteile der OGAW und OGA,
die Ausgabe und Ricknahme von Aktien
und/oder Anteilen der OGAW und OGA, die
Registerfihrung fur die OGAW und OGA,
die Fihrung und Aufbewahrung von Auf-
zeichnungen von Transaktionen. Diese Auf-
listung ist nicht abschlieBend.

= Vertrieb der Aktien und/oder Anteile von
selbst- oder fremdverwalteten OGAW und
OGA in Luxemburg und/oder im Ausland.

Die Verwaltungsgesellschaft verfligt im
Einklang mit dem Gesetz von 2010 und den
anwendbaren Verwaltungsvorschriften der
CSSF Uber ausreichende und angemessene
organisatorische Strukturen und interne
Kontrollmechanismen, insbesondere handelt
sie im besten Interesse der Fonds bzw. Teil-
fonds und stellt sicher, dass Interessenkon-
flikte vermieden werden und die Einhaltung
von BeschlUssen und Verfahren, eine faire
Behandlung der Inhaber von Anteilen an
den verwalteten Fonds und Teilfonds sowie
die Einhaltung der festgelegten Risikoma-
nagement-Grundsatze gewahrleistet sind.
Sie verfligt Uber eine wirksame und standige
Compliance-, Innenrevisions- sowie Risiko-
management-Funktion, die jeweils unab-
hangig sind, und erhalt diese aufrecht.

Die Verwaltungsgesellschaft verfugt ferner
Uber festgelegte Entscheidungsprozesse,
eine klare Organisationsstruktur, angemes-
sene interne Kontrollmechanismen sowie
eine interne Berichterstattung zwischen
allen maBgeblichen Ebenen der Verwal-
tungsgesellschaft. Sie gewahrleistet ferner,
dass angemessene und systematische Auf-
zeichnungen Uber ihre Geschaftstatigkeit
und interne Organisation gefihrt werden.
Sie ergreift alle angemessenen MalBnahmen,
um das bestmdgliche Ergebnis fur den
Fonds bzw. Teilfonds zu erzielen, wobei sie
den Kurs, die Kosten, die Geschwindigkeit
und Wahrscheinlichkeit der Ausftihrung und
Abrechnung, den Umfang und die Art des
Auftrages sowie alle sonstigen, fur die Auf-

tragsausfiihrung relevanten Aspekte bertick-
sichtigt (best execution). Sie sorgt fur eine
umgehende, redliche und zitigige Ausfuh-
rung der fUr Fonds bzw. Teilfonds getatigten
Portfoliogeschafte im Hinblick auf die Aus-
fuhrung von Handelsentscheidungen fur die
verwalteten Fonds bzw. Teilfonds. Bei Ausla-
gerung von Aufgaben an Dritte vergewissert
sie sich, dass die Dritten die notwendigen
MaBnahmen zur Einhaltung aller Anforde-
rungen an Organisation und Vermeidung
von Interessenkonflikten wie sie in den
anwendbaren Luxemburger Gesetzen und
Verordnungen festgelegt sind, getroffen
haben und die Einhaltung dieser Anforde-
rungen Uberwachen. Dariber hinaus stellt
sie sicher, dass den Fonds bzw. Teilfonds
und/oder den Anteilinhabern in keinem Fall
Uberzogene Kosten in Rechnung gestellt
werden.

Die Gesellschaft kann ihre Tatigkeit im In-
und Ausland ausiiben, Zweigniederlassun-
gen errichten und alle sonstigen Geschafte
betreiben, die der Erreichung ihrer Zwecke
forderlich sind und im Rahmen der Bestim-
mungen des Gesetzes vom 10. August 1915
Uber Handelsgesellschaften und des Kapitels
15 des Gesetzes von 2010 bleiben.

Die Verwaltungsgesellschaft hat auf eigene
Verantwortung, Kosten und Kontrolle die
Deka Investment GmbH, Frankfurt, mit der
Ausfiihrung der taglichen Anlagepolitik des
Fonds beauftragt. Der Fondsmanager ist
befugt, Vermdgenswerte des Fonds anzule-
gen und/oder bestehende Anlagen zu liqui-
dieren.

Die Deka Investment GmbH ist eine Kapital-
anlagegesellschaft (Verwaltungsgesellschaft)
nach deutschem Recht. Sie ist auf das Port-
foliomanagement von Fonds fiir Privatkun-
den und institutionelle Anleger spezialisiert.
Die von ihr verwalteten Vermdgenswerte
beliefen sich am 31. Dezember 2015 auf
rund 129,1 Mrd. Euro.

Des Weiteren hat die Verwaltungsgesell-
schaft die Fondsbuchhaltung und Fondsad-
ministration auf die State Street Bank Lu-
xembourg S.C.A., Luxemburg ausgelagert.

Mit der Abwicklung von Transaktionen fur
Rechnung des Fonds wird Uberwiegend die
Verwabhrstelle, deren Tochtergesellschaft die
Verwaltungsgesellschaft ist, beauftragt.

Weitere Angaben zur Verwaltungsgesell-
schaft enthalt der Anhang ,,lhre Partner in
der Sparkassen-Finanzgruppe”.

3. Die Verwabhrstelle

Das Gesetz von 2010 und die anwendbaren
Verwaltungsvorschriften der CSSF sehen
eine Trennung der Verwaltung und der
Verwahrung von OGAW vor. Fir Vermo-
genswerte, deren Verwahrung die Verwahr-
stelle selbst Gbernimmt, erdffnet die Ver-
wahrstelle fur den OGAW ein oder mehrere
Konten, in denen alle Vermdgenswerte
erfasst werden, die Eigentum des OGAW
sind und fur deren Verwahrung sie verant-
wortlich ist. Bei Vermdgensgegenstanden,
die nicht verwahrt werden kénnen, priift die
Verwahrstelle, ob der Fonds Eigentum an
diesen Vermdgensgegenstanden erworben
hat. Die Verwahrstelle muss zu jeder Zeit
einen vollstandigen Uberblick tiber alle
Vermdgenswerte des OGAW haben, ein-
schlieBlich derer, die nicht Gegenstand einer
Verwahrung sind. Sie Gberwacht, ob die
Verflgungen der Verwaltungsgesellschaft
Uber die Vermogensgegenstande den Vor-
schriften des Gesetzes von 2010 und dem
Verwaltungsreglement entsprechen.

Die Verwahrstelle stellt sicher, dass die Geld-
flisse und liquiden Mittel des OGAW ord-
nungsgeman tUberwacht werden. Sie ge-
wahrleistet, dass samtliche von
Anteilinhabern bei der Zeichnung von Antei-
len des OGAW geleistete Zahlungen einge-
hen und dass alle liquiden Mittel des OGAW
auf Geldkonten verbucht werden, die auf
den Namen des OGAW oder der Verwal-
tungsgesellschaft oder auf den Namen der
Verwabhrstelle bei einem Institut gemaB
Artikel 18 Abs. 1 a), b) und ¢) der Richtlinie
2006/73 EG oder bei einem anderen Institut
der gleichen Art in dem entsprechenden
Markt, in dem Geldkonten vorgeschrieben
sind, er6ffnet wurden, solange ein solches



Institut einer wirksamen aufsichtsrechtlichen
Regulierung und Aufsicht unterliegt, die den
Rechtsvorschriften der Europaischen Union
entsprechen und wirksam durchgesetzt
werden.

Daneben hat die Verwahrstelle insbesondere
folgende Aufgaben:

= Sicherzustellen, dass die Ausgabe und
Rucknahme der Anteile sowie die Anteilwer-
termittlung den Vorschriften des Gesetzes
von 2010 und dem Verwaltungsreglement
des Fonds entsprechen,

= Sicherzustellen, dass bei den fur gemein-
schaftliche Rechnung der Anleger getatigten
Geschaften der Gegenwert innerhalb der
Ublichen Fristen an den Fonds Uberwiesen
wird,

= Sicherzustellen, dass die Ertrage des Fonds
nach den Vorschriften des Gesetzes von
2010 und dem Verwaltungsreglement ver-
wendet werden,

= Sicherzustellen, dass die Anteilpreise
ordnungsgemaR berechnet werden,

= Sicherzustellen, dass Sicherheiten flr
Wertpapierdarlehen rechtswirksam bestellt
und jederzeit vorhanden sind.

Fur den Fonds hat die DekaBank Deutsche
Girozentrale Luxembourg S.A. die Funktion
der Verwahrstelle Gbernommen. Sie wurde
am 5. Februar 1971 als Aktiengesellschaft
luxemburgischen Rechts mit Sitz in Luxem-
burg gegriindet. Sie ist eine Bank im Sinne
des Luxemburger Gesetzes vom 5. April
1993 Uber den Finanzsektor; sie betreibt
Bankgeschéfte aller Art.

lhre Rechte und Pflichten als Verwahrstelle
richten sich nach Luxemburger Recht, dem
Verwaltungsreglement und dem Verwahr-
stellenvertrag.

Die DekaBank Deutsche Girozentrale Lu-
xembourg S.A. ist Mutterunternehmen und
alleiniger Gesellschafter der Verwaltungsge-
sellschaft.

Die Verwaltungsgesellschaft wird Gberwie-
gend die Verwahrstelle, zu deren Konzern
sie gehort, mit der Abwicklung von Transak-
tionen fir Rechnung des Fonds beauftra-
gen.

Interessenkonflikte kdnnen aus Aufgaben
oder Kontrollfunktionen entstehen, die die
Verwahrstelle fur den Fonds, die Anleger
oder die Verwaltungsgesellschaft erbringt.

Interessenkonflikte kénnten sich aus der
Ubernahme der Verwahrstellenfunktion fiir
den Fonds ergeben.

Interessenkonflikte kénnten fur den Fonds
dartber hinaus durch die Wahrnehmung
der Funktion des Unterverwahrers innerhalb
der Deka-Gruppe entstehen.

Potentielle Fallgruppen innerhalb der Deka-
Gruppe wurden identifiziert und entspre-
chende Vorkehrungen zu ihrer Vermeidung
implementiert. Hierzu zdhlen u.a. die orga-
nisatorische Trennung der Zustandigkeiten
und die Einhaltung von , Best Execution-
MaBstdben” beim Erwerb oder VerauBe-
rung von Vermdgensgegenstanden.

Die Verwahrstelle kann die Verwahrung von
verwahrfahigen Vermégensgegenstanden
an weitere Unterverwahrer Gbertragen. Die
Ubertragenen Aufgaben sind:

= Verwahrung der Wertpapiere,
= Verwaltung der Wertpapiere,

= Abwicklung der Wertpapierhandelsge-
schafte und Ausfiihrung von Wertpapierlie-
ferungen (Ein- und Ausgénge).

Als Unterverwahrer fur die Verwahrstelle
sind die DekaBank Deutsche Girozentrale,
Frankfurt, sowie die Raiffeisenbank Interna-
tional AG, Wien (RBI AG), tatig.

Die Verwahrung der Vermdgenswerte des
OGAW konzentriert sich zum gréBten Teil
auf die DekaBank Deutsche Girozentrale,

Frankfurt. Im OGAW enthaltene konzern-

fremde Zielfondsanteile werden durch die
RBI AG verwahrt.

Die Verwahrstelle ist grundsatzlich fur alle
Vermogensgegenstande, die von ihr oder
von einem ihrer Unterverwahrer verwahrt
werden, verantwortlich. Im Falle des Verlus-
tes eines solchen Vermdgensgegenstandes
haftet die Verwahrstelle gegentiber dem
Fonds und dessen Anlegern, auBBer der
Verlust ist auf Ereignisse auBerhalb des
Einflussbereichs der Verwahrstelle zurtickzu-
flhren. Fur Schaden, die nicht im Verlust
eines Vermogensgegenstandes bestehen,
haftet die Verwahrstelle grundséatzlich nur,
wenn sie ihre gesetzlichen und vertraglichen
Verpflichtungen mindestens fahrlassig nicht
erfllt hat.

Auf Verlangen Ubermittelt die Verwaltungs-
gesellschaft den Anlegern Informationen auf
dem neuesten Stand zur Verwahrstelle und
deren Pflichten, zu den Unterverwahrern
sowie zu moglichen Interessenkonflikten im
Zusammenhang mit der Tatigkeit der Ver-
wahrstelle oder der Unterverwahrer. Eine
Ubersicht der beauftragten Unterverwahrer
und Lagerstellen ist unter www.deka.de
erhaltlich.

Ebenfalls auf Verlangen Gbermittelt sie den
Anlegern Informationen zu den Griinden,
aus denen sie sich fir die DekaBank Deut-
sche Girozentrale Luxembourg S.A. als
Verwahrstelle des Fonds entschieden hat.

4. Anlagepolitik

Das Hauptziel der Anlagepolitik von Deka-
Europa Nebenwerte ist es, an der Wertent-
wicklung mittlerer und kleiner Unternehmen
in Europa zu partizipieren.

Zu diesem Zweck ist beabsichtigt das Fonds-
vermogen nach dem Grundsatz der Risi-
kostreuung und im Rahmen der allgemeinen
Richtlinien fur die Anlagepolitik gemaR
Artikel 5 des Grundreglements Uberwiegend
und zu mehr als zwei Dritteln des jeweiligen
Wertpapiervermogens in Aktien von Unter-
nehmen mit Sitz in einem europdischen



Staat angelegt, die gemessen an der zum
Jahresende des vorangegangenen Kalender-
jahres ermittelten Marktkapitalisierung
(gesamtes Aktienkapital zum Borsenkurs)
nicht zu den hundert groBten europaischen
Aktiengesellschaften zahlen.

Die im Rahmen von Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe g) des Grundreglements getatigten
Techniken und Instrumente, die Wertpapiere
zum Gegenstand haben, werden auch zu
anderen Zwecken als der Absicherung abge-
schlossen. Als Techniken und Instrumente
gelten vor allem Derivate wie z.B. Optionen,
Finanzterminkontrakte, Swaps, Credit
Default Swaps, Devisenterminkontrakte
sowie Kombinationen hieraus.

Die Verwaltungsgesellschaft wird die vorge-
nannten Geschafte ausschlieBlich mit erst-
klassigen Finanzinstituten als Geschéfts-
partner abschlieBen, die auf derartige
Geschéfte spezialisiert sind und von einer
anerkannten Ratingagentur mit der Boni-
tatseinstufung , Investment Grade" bewer-
tet wurden.

Bis zu 10% des Netto-Fondsvermdgens darf
in Investmentanteile gemaB Artikel 5 Absatz
1 Buchstabe e) des Grundreglements ange-
legt werden.

Daneben durfen Bankguthaben gemaR
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f) des Grund-
reglements und flissige Mittel gemal3 Arti-
kel 5 Absatz 3 des Grundreglements gehal-
ten werden.

Der Erwerb von verzinslichen Wertpapieren
ist ausgeschlossen.

5. Techniken und Instrumente

Bei der Anlage des Fondsvermdgens werden
die Voraussetzungen des Gesetzes von 2010
und der GroBherzoglichen Verordnung vom
8. Februar 2008 in Umsetzung der Richtlinie
2007/16/EG eingehalten.

Zur effizienten Verwaltung des Portfolios
darf der Fonds sich unter Einhaltung der

durch das Gesetz von 2010 oder der von der
Luxemburger Aufsichtsbehdrde festgelegten
Bedingungen und Grenzen der Techniken
und Instrumente bedienen, die Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente zum Gegen-
stand haben. Zu diesen Techniken und In-
strumenten gehdren neben den Wertpapier-
leihe-Geschaften gemaB Artikel 9 des
Grundreglements und den Wertpapierpen-
sionsgeschaften gemaB Artikel 10 des
Grundreglements vor allem Derivate, insbe-
sondere Optionen, Finanzterminkontrakte,
Swaps, Credit Default Swaps, Devisenter-
minkontrakte sowie Kombinationen hieraus.

Mithilfe von Wertpapierleihe-Geschaften
kdnnen Zusatzertrage fur den Fonds erwirt-
schaftet werden. Derivate, die zur Absiche-
rung eingesetzt werden, kénnen Verluste fur
den Fonds, die sich aus der negativen Wert-
entwicklung abgesicherter Vermogenswerte
ergeben, abmildern oder vermeiden; zu-
gleich kann die Absicherung mittels Deriva-
ten jedoch auch dazu fihren, dass sich
positive Wertentwicklungen abgesicherter
Vermdgenswerte nicht mehr in gleichem
Umfang positiv auf die Wertentwicklung des
Fonds auswirken kénnen. Derivate kénnen
zu Investitionszwecken eingesetzt werden,
um zielgerichtet und zumeist unter geringe-
rem Kapitaleinsatz an der Wertentwicklung
von Finanzinstrumenten oder Markten zu
partizipieren.

Der Fonds darf im Rahmen eines standardi-
sierten Systems, das von einer anerkannten
Clearinginstitution oder von einem erstklas-
sigen, auf derartige Geschafte spezialisierten
Finanzinstitut organisiert wird oder eines
Standardrahmenvertrages, Wertpapiere
verleihen oder leihen. Bei diesen Geschaften
werden die MaBgaben des Rundschreibens
CSSF 08/356 und CSSF 11/512 eingehalten.

Die Vertragspartner der Wertpapierleihe
mussen in einem Mitgliedstaat der Europai-
schen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens Uber den Euro-
paischen Wirtschaftsraum, den Vereinigten
Staaten von Amerika, Kanada, Hong Kong,
Japan, Neuseeland oder einem anderen

Drittstaat mit gleichwertiger Bankenaufsicht
ansassig sein.

Ertrage, welche sich aus der Nutzung von
Wertpapierleihe- und Pensionsgeschaften
ergeben, sollen grundsétzlich — abziglich
direkter bzw. indirekter operationeller Kos-
ten — dem Fondsvermogen zuflieBen. Die
Verwaltungsgesellschaft hat das Recht, fur
die Anbahnung, Vorbereitung und Durch-
flihrung solcher Geschéfte eine Verglitung
zu erheben.

Die Verwaltungsgesellschaft hat die Deka-
Bank Deutsche Girozentrale, Frankfurt am
Main mit der Anbahnung, Vorbereitung und
Durchfiihrung von Wertpapierdarlehensge-
schaften und Wertpapierpensionsgeschéaften
beauftragt. Eventuelle Kosten wird die Ver-
waltungsgesellschaft aus der ihr zustehen-
den Verguitung fur diese Geschafte tragen.

Eine Option ist das Recht, einen bestimmten
Vermogenswert wahrend einer im Voraus
vereinbarten Frist (,, Ausibungszeitraum”)
oder an einem im Voraus bestimmten Zeit-
punkt (,, Austibungszeitpunkt”) zu einem im
Voraus bestimmten Preis (,, Ausibungs-
preis”) zu kaufen (Kauf- oder , Call”-Option)
oder zu verkaufen (Verkaufs- oder , Put”-
Option). Der Preis einer Call- oder Put-
Option ist die Options-, Pramie”.

Finanzterminkontrakte sind gegenseitige
Vertrage, welche die Vertragsparteien be-
rechtigen beziehungsweise verpflichten,
einen bestimmten Vermdgenswert an einem
im Voraus bestimmten Zeitpunkt zu einem
im Voraus bestimmten Preis abzunehmen
beziehungsweise zu liefern, wobei jeweils
nur ein Bruchteil der jeweiligen Kontrakt-
groBe (,,Einschuss”) sofort geleistet werden
muss.

Der Kaufer eines Credit Default Swaps ent-
richtet eine Pramie, ausgedrickt als Prozent-
satz vom Nennwert des Kontraktgegenstan-
des, an den Verkaufer des Credit Default
Swaps, der seinerseits sich verpflichtet, bei
Eintritt des vereinbarten Ereignisses wie
Insolvenz oder Zahlungsverzug des Schuld-
ners des Kontraktgegenstandes den Kon-



traktgegenstand gegen Zahlung dessen
Nennwertes zu Ubernehmen oder einen
Geldbetrag in Hohe der Differenz zwischen
dem Nennwert und dem Marktwert des
Kontraktgegenstandes zu zahlen. Solche
Geschafte sind ausschlieBlich mit Finanzinsti-
tuten erster Ordnung zulassig, die auf solche
Geschéfte spezialisiert sind. Die Bewertung
der Credit Default Swaps erfolgt nach trans-
parenten und nachvollziehbaren Methoden
auf regelmaBiger Basis. Die Verwaltungsge-
sellschaft, der Verwaltungsrat und der Wirt-
schaftsprufer werden die Transparenz und
Nachvollziehbarkeit der Bewertungsmetho-
den und deren Anwendung Uberwachen.
Falls im Rahmen der Uberwachung Differen-
zen festgestellt werden, wird die Verwal-
tungsgesellschaft deren Beseitigung veran-
lassen.

Fur die Techniken und Instrumente besteht
ein Collateral-Management zur Verwaltung
der flr diese Geschéfte zu stellenden sowie
erhaltenen Sicherheiten. Diese werden
taglich neu berechnet und entsprechend
angepasst.

Far OTC-Derivate, die Uber eine zentrale
Gegenpartei abgewickelt werden und fur
bérsengehandelte Derivate sowie fur Wert-
papierleihe-Geschdfte, die Uber ein standar-
disiertes System abgeschlossen werden,
richtet sich die Besicherung nach den Regeln
der zentralen Gegenpartei, der Borse bzw.
des Systembetreibers.

Flr OTC-Derivate, die nicht Uber eine zent-
rale Gegenpartei abgewickelt werden, sowie
fir Wertpapierleihe-Geschéfte, die nicht
Uber ein standardisiertes System abgeschlos-
sen werden, vereinbart die Verwaltungsge-
sellschaft mit den Kontrahenten Regelungen
zur Besicherung der Forderungen des Fonds.
Die grundsatzlichen Anforderungen an die
Sicherheiten hat die Verwaltungsgesellschaft
in einer Collateral Policy, unter Berticksichti-
gung der gesetzlichen und aufsichtsrechtli-
chen Anforderungen, u.a. der Verordnung
10-4 der CSSF. dem Rundschreiben CSSF
11/512, dem Rundschreiben CSSF 08/356,
den CESR Guidelines on Risk Measurement
and Calculation of Global Exposure and

Counterparty Risk for UCITS (CESR/10-788),
sowie dem Rundschreiben CSSF 14/592 in
Verbindung mit den ESMA Guidelines on
ETFs and other UCITS issues (ES-
MA/2014/937), festgelegt.

Die Sicherheit, die der Fonds erhalt, kann in
liquiden Mitteln (u.a. Bargeld und Bankgut-
haben) oder durch die Ubertragung oder
Verpfandung von Schuldverschreibungen,
insbesondere Staatsanleihen, oder Invest-
mentanteilen geleistet werden. Die Sicher-
heit kann auch in Aktien bestehen. Die
Aktien, die als Sicherheit begeben werden,
mussen an einem geregelten Markt in ei-
nem Mitgliedstaat der Europaischen Union
oder an einer Borse in einem Mitgliedstaat
der OECD notiert sein oder gehandelt wer-
den und in einem wichtigen Index enthalten
sein.

Die Besicherung kann auch vollstandig
durch Wertpapiere oder Geldmarktinstru-
mente eines einzigen Emittenten gemaB
Artikel 6 Absatz 3 des Grundreglements
erfolgen; in dem Fall mussen die Sicherhei-
ten mindestens 6 verschiedene Emissionen
umfassen und keine Emission darf 30 % des
Netto-Fondsvermdgens Ubersteigen.

Von den Sicherheiten werden Wertabschla-
ge (Haircuts) abgezogen, die je nach Art der
Wertpapiere, der Bonitat der Emittenten
sowie ggf. nach Restlaufzeit variieren. Die
Haircuts fallen fur die aufgefihrten Wertpa-
pierkategorien wie folgt aus:

= Bankguthaben 0%

= Aktien 5% - 40%

= Renten 0,5% - 30%

= Aktien oder Anteile an UCITS 10% - 50%
Dartiber hinaus kann fur Sicherheiten in
einer anderen Wahrung als der Fondswah-
rung ein zusatzlicher Wertabschlag von bis
zu 10%-Punkten angewandt werden. In

besonderen Marktsituationen (z.B. Markt-
turbulenzen) kann die Verwaltungsgesell-

schaft von den genannten Werten abwei-
chen.

Barmittel, die der Fonds als Sicherheiten
gestellt bekommt, kdnnen unter Einhaltung
der Vorgaben des Rundschreibens CSSF
08/356 und des Rundschreibens CSSF
11/512 reinvestiert werden.

Der Einsatz von Derivaten und sonstigen
Techniken und Instrumenten soll vorwie-
gend im Hinblick auf eine Steigerung der
Wertentwicklung erfolgen, ohne dass
dadurch von den im Grund- oder Sonder-
reglement bzw. im Verkaufsprospekt ge-
nannten Anlagezielen des Fonds abgewi-
chen oder der grundlegende Charakter der
Anlagepolitik des Fonds verandert wird.

Der Fonds darf als Teil seiner Anlagestrategie
innerhalb der in Artikel 6 Absatz 5 und 6
des Grundreglements festgelegten Grenzen
Anlagen in Derivaten tatigen, sofern das
Gesamtrisiko der Basiswerte die Anlage-
grenzen des Artikels 6 nicht Uberschreitet.
Anlagen des Fonds in indexbasierten Deriva-
ten mussen bei den Anlagegrenzen des
Artikels 6 Absatz 1 bis 6 nicht berticksichtigt
werden. Wenn ein Derivat in ein Wertpapier
oder ein Geldmarktinstrument eingebettet
ist, muss es hinsichtlich der Einhaltung der
Vorschriften dieses Artikels mit berticksich-
tigt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft verfugt fur den
Fonds Uber ein Risikomanagementverfahren
im Einklang mit dem Gesetz von 2010 und
den anwendbaren Verwaltungsvorschriften
der CSSF, insbesondere dem Rundschreiben
CSSF 11/512 vom 30. Mai 2011.

Im Rahmen des Risikomanagementverfah-
rens wird das Gesamtrisiko des Fonds mittels
einer sogenannten relativen Value-at-Risk
(VaR)-Limitierung gemessen und kontrolliert.

Beim VaR handelt es sich um ein Standard-
Risikomal3 im Finanzsektor. Ausgehend von
einem fixierten Zeitintervall und einer vorge-
gebenen Wahrscheinlichkeit (Konfidenzni-
veau) ist der VaR einer Finanzposition dieje-
nige Auspragung der Verlusthdhe, die mit



der vorgegebenen Wahrscheinlichkeit nicht
Uberschritten wird. Die Berechnung des VaR
wird dabei auf Basis eines einseitigen Kon-
fidenzintervalls von 99% sowie einer Halte-
periode von 20 Tagen durchgefuhrt.

Fur Zwecke der Risikobegrenzung darf das
Gesamtrisiko aus allen Positionen des Fonds,
das Uber den VaR ermittelt wird, den VaR
eines Referenzportfolios mit dem gleichen
Marktwert wie der Fonds nicht zweimal
Uberschreiten. Als Referenzportfolio dient
ein europdischer, wachstumsorientierter
Aktienindex mit mittelhoher Marktkapitali-
sierung.

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet die
Hebelwirkung (Englisch , leverage”) des
Fonds im Einklang mit den Verwaltungsvor-
schriften der zustandigen Aufsichtsbehor-
denunter Anwendung des Ansatzes der
Summe der Nominalen (,, Bruttomethode”)
sowie zusatzlich unter Anwendung des
Commitment-Ansatzes (, Nettomethode”)".

Anteilinhaber sollten beachten, dass Deri-
vate fir verschiedene Zwecke eingesetzt
werden kdnnen, insbesondere fir Absiche-
rungs- und Investmentzwecke. Die Berech-
nung der erwarteten Hebelwirkung nach
Bruttomethode unterscheidet nicht zwi-
schen den unterschiedlichen Zielsetzungen
des Derivateeinsatzes und liefert daher keine
Indikation Uber den Risikogehalt des Fonds.
Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, dass
die aus dem Einsatz von Derivaten resultie-
rende Hebelwirkung (Leverage) des Fonds
nach Bruttomethode grundsatzlich 5,0 nicht
Uberschreiten wird. Eine Indikation des
Risikogehaltes des Fonds wird dagegen
durch die Nettomethode gegeben, da sie
auch den Einsatz von Derivaten zu Absiche-
rungszwecken angemessen berdcksichtigt.
Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, dass
die Hebelwirkung (Leverage) des Fonds nach

! Die Berechnung unter Anwendung des Commit-
ment-Ansatzes erfolgt nach den von der European
Securities and Markets Authority (ESMA), friher
Committee of European Securities Regulators (CESR),
veroffentlichten Guidelines vom 28. Juli 2010 (CESR
10-788).

Nettomethode grundsatzlich 2,0 nicht tUber-
schreiten wird. In besonderen Ausnahmefal-
len kann es vorkommen, dass die Hebelwir-
kung auch hoéher liegt.

Angaben zum Risikoprofil des Fonds, wel-

ches im Einklang mit den oben genannten
Techniken und Instrumenten steht, konnen
auch den wesentlichen Anlegerinformatio-
nen entnommen werden.

Informationen zum aktuellen Einsatz der
Techniken und Instrumente sind bei der
Verwaltungsgesellschaft unter (+3 52) 34
09-39 und bei der DekaBank Deutsche
Girozentrale von montags bis freitags in der
Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr unter der
Rufnummer +49 (0) 69 / 7147-652 erhélt-
lich.

6. Risikohinweise

Anteile an dem Fonds sind Wertpapiere,
deren Preise durch die borsentaglichen
Kursschwankungen der in dem Fonds be-
findlichen Vermdogenswerte bestimmt wer-
den und deshalb steigen oder auch fallen
kodnnen.

Zudem enthalten die im Abschnitt 5 be-
schriebenen Options- und Termingeschéfte
spezifische Risiken.

Kauf und Verkauf von Optio-
nen/Optionsscheinen (,,Optionen”) sind mit
besonderen Risiken verbunden:

= Die entrichtete Prdmie einer erworbenen
Call- oder Put-Option kann verloren gehen,
sofern der Kurs des der Option zugrunde
liegenden Wertpapiers sich nicht erwar-
tungsgemaB entwickelt und es deshalb
nicht im Interesse des Fonds liegt, die Option
auszudben.

= \Wenn eine Call-Option verkauft wird,
besteht das Risiko, dass der Fonds nicht
mehr an einer moglicherweise erheblichen
Wertsteigerung des Wertpapiers teilnimmt
beziehungsweise sich bei Austibung der

Option durch den Vertragspartner zu un-
glnstigen Marktpreisen eindecken muss.

= Beim Verkauf von Put-Optionen besteht
das Risiko, dass der Fonds zur Abnahme von
Wertpapieren zum AusUbungspreis ver-
pflichtet ist, obwohl der Marktwert dieser
Wertpapiere bei Ausiibung der Option
deutlich niedriger ist.

= Durch die Hebelwirkung von Optionen

kann der Wert des Fondsvermdgens starker
beeinflusst werden, als dies beim unmittel-
baren Erwerb von Wertpapieren der Fall ist.

= Derivate konnen teilweise zur Absiche-
rung von Risiken eingesetzt werden, denen
der Fonds ansonsten ausgesetzt ware. Stei-
gende Nennwerte wahrend der Laufzeit des
Fonds kénnen daher in manchen Fallen
Folge eines erhdhten Grades der Absiche-
rung sein. Die Zahl gibt daher keine Aus-
kunft Gber den Risikograd des Fonds.

Durch den Ausfall eines Ausstellers oder
Kontrahenten kénnen Verluste fur den
Fonds entstehen. Das Ausstellerrisiko be-
schreibt die Auswirkung der besonderen
Entwicklungen des jeweiligen Ausstellers,
die neben den allgemeinen Tendenzen der
Kapitalmérkte auf den Kurs eines Wertpa-
piers einwirken. Auch bei sorgfaltiger Aus-
wahl der Wertpapiere kann nicht ausge-
schlossen werden, dass Verluste durch
Vermogensverfall von Ausstellern eintreten.
Das Kontrahentenrisiko beinhaltet das Risiko
der Partei eines gegenseitigen Vertrages, mit
der eigenen Forderung teilweise oder voll-
standig auszufallen. Dies gilt fur alle Vertra-
ge, die fir Rechnung des Fonds geschlossen
werden.

Der Wert des Fondsvermogens kann auBer-
dem durch unvorhersehbare Ereignisse wie
z.B. internationale politische Entwicklungen,
Anderungen in der Politik von Staaten,
Beschrankung von Auslandsinvestitionen
und Wahrungsrickfiihrungen sowie sonsti-
ge Entwicklungen und geltende Gesetze
und Verordnungen nachteilig beeinflusst
werden.



Finanz- und Devisenterminkontrakte sind
mit erheblichen Chancen, aber auch Risiken
verbunden, weil jeweils nur ein Bruchteil der
jeweiligen KontraktgroBe (,, Einschuss”)
sofort geleistet werden muss. Bezogen auf
den Einschuss kénnen Kursausschlage des
dem Finanzterminkontrakt zugrunde liegen-
den Basiswerts in die eine oder andere Rich-
tung zu erheblichen Gewinnen oder Verlus-
ten fUhren. Insofern weisen
Finanzterminkontrakte eine hohe Volatilitat
auf.

Soweit Finanz- und Devisenterminkontrakte
zu Absicherungszwecken eingesetzt wer-
den, dienen diese dazu, Kursrisiken zu ver-
mindern. Sie kénnen aber nicht ausschlie-
Ben, dass Kursrisiken trotz maglicher
Kurssicherungsgeschéfte die Entwicklung
des Fonds negativ beeinflussen. Die bei
Sicherungsgeschaften entstehenden Kosten
und evtl. Verluste vermindern das Ergebnis
des Fonds.

Tritt der Fonds als Verkaufer eines Credit
Default Swaps auf, besteht das Risiko bei
Eintritt des Schadensereignisses darin, den
Kontraktgegenstand gegen Zahlung dessen
Nennwertes zu Ubernehmen oder einen
Geldbetrag in Hohe der Differenz zwischen
dem Nennwert und dem Marktwert des
Kontraktgegenstandes zu zahlen.

Sofern die Vermdgenswerte des Fonds in
anderen Wahrungen als der Fondswahrung
angelegt sind, erhélt der Fonds die Ertrage,
Ruckzahlungen und Erlése aus solchen
Anlagen in der jeweiligen Wahrung. Fallt der
Wert dieser Wahrung gegenber der
Fondswahrung, so reduziert sich der Wert
des Fondsvermogens. Die Verwaltungsge-
sellschaft kann Wahrungskurs-
Sicherungsgeschéfte abschlieen.

Die Wahrungskurs-Sicherungsgeschafte
koénnen aber nicht ausschlieBen, dass Wah-
rungskursanderungen die Entwicklung des
Fonds negativ beeinflussen. Die bei Wah-
rungskurs-Sicherungsgeschéaften entstehen-
den Kosten und evtl. Verluste mindern das
Ergebnis des Fonds.
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Mit der Verwahrung von Vermégensge-
genstanden im Ausland, insbesondere in
aufstrebenden Markten, ist ein Verlustrisi-
ko verbunden, das aus Insolvenz, Sorg-
faltspflichtverletzungen oder missbrauchli-
chem Verhalten des Verwahrers oder eines
Unterverwahrers resultieren kann.

Da der Fonds in Schwellenléander investiert,
sind mit der Anlage in den Fonds héhere
Chancen verbunden. Diesen Chancen ste-
hen allerdings besondere Risiken gegentiber,
die sich in starken Kursschwankungen (Vola-
tilitdten) ausdrticken kénnen.

AulBerdem trifft den Fonds auch das Lander-
und Transferrisiko. Vom Landerrisiko spricht
man, wenn ein auslandischer Schuldner
trotz Zahlungsfahigkeit aufgrund fehlender
Transferfahigkeit oder -bereitschaft seines
Sitzlandes Leistungen nicht fristgerecht oder
Uberhaupt nicht erbringen kann. So kénnen
z. B. Zahlungen, auf die der Fonds Anspruch
hat, ausbleiben oder in einer Wahrung
erfolgen, die aufgrund von Devisenbe-
schrankungen nicht mehr konvertierbar ist.

Fur den Fonds durfen auch Vermogensge-
genstande erworben werden, die nicht zum
amtlichen Markt an einer Borse zugelassen
oder in einen organisierten Markt einbezo-
gen sind. Der Erwerb derartiger Vermégens-
gegenstande ist mit der Gefahr verbunden,
dass es insbesondere zu Problemen bei der
WeiterverduBerung der Vermogensgegen-
stande an Dritte kommen kann.

Ferner kann sich die rechtliche und steuerli-
che Behandlung des Fonds in unabsehbarer
und nicht beeinflussbarer Weise andern,
wobei das Risiko der Anderung bekannt
gemachter Besteuerungsgrundlagen bei in
der Bundesrepublik Deutschland steuer-
pflichtigen Anlegern sowie — aus steuerlicher
Sicht — das Risiko der Anderung von Rah-
menbedingungen besonders herauszustellen
ist.

Die erfolgsbezogene Vergtitung kbnnte ein
Anreiz fur die Verwaltungsgesellschaft sein,
die Anlage des Fondsvermdgens in spekula-
tivere Investments vorzunehmen als sie dies

tun wiirde, wenn die erfolgsbezogene Ver-
gltung nicht erhoben werden wirde.

Es kann daher grundsatzlich keine Zusi-
cherung gegeben werden, dass die Ziele
der Anlagepolitik erreicht werden.

7. Wertentwicklung

Die Wertentwicklung wird fur die Anteile
nach der so genannten ,BVI-Methode”
ermittelt. Die Berechnung basiert auf den
Rucknahmepreisen am Anfangs- und End-
termin. Zwischenzeitliche Ausschittungen
werden zum Riicknahmepreis des Ausschit-
tungstages reinvestiert.

Angaben zur Wertentwicklung enthalten die
wesentlichen Informationen fur den Anleger
sowie die Halbjahres- und Jahresberichte.
Daruber hinaus wird die aktuelle Wertent-
wicklung bei den Produktinformationen zu
dem Investmentfonds im Rahmen des Inter-
netangebots www.deka.de verdffentlicht.

8. Profil des Anlegerkreises

Die Anteile des Fonds sind in erster Linie fur
die Vermogensoptimierung bestimmt. Sie
eignen sich besonders fir Anleger mit hoher
Risikobereitschaft und Wertpapiererfahrung
hinsichtlich der in Abschnitt 6 erlduterten
Kursrisiken sowie einem mittel- bis langfris-
tigen Anlagehorizont.

9. Steuern

Das Fondsvermogen unterliegt im GroBher-
zogtum Luxemburg einer ,taxe d'abonne-
ment” von derzeit jahrlich 0,05%, zahlbar
pro Quartal auf das jeweils am Quartalsende
ausgewiesene Netto-Fondsvermdgen, so-
weit es nicht in Luxemburger Investment-
fonds, die der , taxe d'abonnement” unter-
liegen, angelegt ist.

Die EinkUnfte des Fonds werden im GroB3-
herzogtum Luxemburg nicht besteuert. Sie
kdnnen jedoch etwaigen Quellen- oder



anderen Steuern der Lander unterliegen, in
denen das Fondsvermdgen investiert ist.

Die Zinsinformationsverordnung, mit der die
Richtlinie im Bereich der Besteuerung von
Zinsertragen (RL 2003/48/EG) umgesetzt
wird, soll grenztiberschreitend die effektive
Besteuerung von Zinsertragen natdrlicher
Personen im Gebiet der EU sicherstellen.
Dazu werden grundsatzlich Zinsertrage, die
eine natlrliche Person in Deutschland von
einem auslandischen Kreditinstitut im euro-
pdischen Ausland wie z.B. Luxemburg er-
halt, von der auslandischen Bank letztlich an
das deutsche Wohnsitzfinanzamt gemeldet.
Alternativ behalten einige auslandische
Staaten Quellensteuern ein, die in Deutsch-
land anrechenbar sind.

Konkret betroffen sind folglich die innerhalb
der EU bzw. in den beigetretenen Drittstaa-
ten ansdssigen Privatanleger, die grenziber-
schreitend in einem anderen EU-Land ihr
Depot oder Konto fuihren und Zinsertrage
erwirtschaften. Unter anderem Luxemburg
und die Schweiz haben sich verpflichtet, von
den Zinsertragen eine Quellensteuer in Hohe
von 35 % einzubehalten. Der Anleger erhalt
im Rahmen der steuerlichen Dokumentation
eine Bescheinigung, mit der er sich die ab-
gezogenen Quellensteuern im Rahmen
seiner Einkommenserklarung anrechnen
lassen kann.

Alternativ hat der Privatanleger die Moglich-
keit, sich vom Steuerabzug im Ausland
befreien zu lassen, indem er eine Erméachti-
gung zur freiwilligen Offenlegung seiner
Zinsertrage gegenuber der auslandischen
Bank (also z.B. gegentiber der DekaBank
Luxemburg) abgibt, die es dem Institut
gestattet, auf den Steuerabzug zu verzich-
ten und stattdessen die Ertrédge an die ge-
setzlich vorgegebenen Finanzbehorden zu
melden.

10. Kosten

Die Verwaltungsgesellschaft erhalt aus dem
Fondsvermdgen als Verwaltungsvergitung
fur die Hauptverwaltung und die Anlagen-

verwaltung ein jahrliches Entgelt von bis zu
2,00 % — derzeit bei den Anteilklassen CF
(A) und TF (A) 1,50 % sowie bei der Anteil-
klasse AV (A) 1,51 % — das anteilig auf das
durchschnittliche Netto-Fondsvermdgen des
betreffenden Monats zu berechnen und
zum betreffenden Monatsende auszuzahlen
ist.

Die Anteile der Anteilklasse CF (A) werden
zum Anteilwert ausgegeben zuzlglich einer
Verkaufsprovision von bis zu 5,26 %, derzeit
3,75 %, des Anteilwertes, die zugunsten der
Vertriebsstellen erhoben wird. Fur die An-
teilklassen TF (A) und AV (A) wird keine
Verkaufsprovision erhoben; der Ausgabe-
preis entspricht dem Anteilwert.

Die Verwaltungsgesellschaft kann dem
Fondsvermdgen bis zur Héhe von jahrlich
0,10 % des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermdgens die an Dritte gezahlten
Vergitungen und Entgelte belasten fur

= die Verwaltung von Sicherheiten fiir Deri-
vate-Geschafte (sog. Collateral-
Management), sowie

= Leistungen im Rahmen der Erflllung der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (européische
Marktinfrastrukturverordnung — sog. EMIR),
unter anderem fiir das zentrale Clearing von
OTC-Derivaten und Meldungen an Transak-
tionsregister einschlieBlich Kosten fiir
Rechtstrager-Kennungen.

Fur die Anteilklasse TF (A) wird ein jahrliches
Entgelt von bis zu 1,50 % — derzeit 0,72 %
— zugunsten der Vertriebsstellen belastet.
Der Ausgabepreis kann sich um Gebihren
oder andere Belastungen erhéhen, die in
den jeweiligen Vertriebslandern anfallen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fur die
Verwaltung des Fondsvermdgens, das den
Anteilen der Anteilklassen CF (A) und TF (A)
zuzuordnen ist, eine erfolgsabhdngige Ver-
gltung in Héhe von bis zu 25,00 %
(Hochstbetrag) des Betrages erhalten, um
den die Anteilwertentwicklung die Entwick-
lung des Vergleichsindex am Ende einer
Abrechnungsperiode Ubersteigt (Outper-

formance Uber den Vergleichsindex), hochs-
tens jedoch bis zu 2,00 % des Durch-
schnittswerts des Fondsvermogens in der
Abrechnungsperiode.

Unterschreitet die Anteilwertentwicklung
am Ende einer Abrechnungsperiode die
Performance des Vergleichsindex (negative
Benchmark-Abweichung), so erhalt die
Verwaltungsgesellschaft keine erfolgsab-
hangige Vergutung. Entsprechend der Be-
rechnung bei positiver Benchmark-
Abweichung wird auf Basis des verein-
barten Hochstbetrages der negative Betrag
pro Anteilwert errechnet und auf die néchs-
te Abrechnungsperiode vorgetragen. Fur die
nachfolgende Abrechnungsperiode erhalt
die Verwaltungsgesellschaft nur dann eine
erfolgsabhangige Vergltung, wenn der aus
positiver Benchmark-Abweichung errechne-
te Betrag den negativen Vortrag aus der
vorangegangenen Abrechnungsperiode am
Ende der Abrechnungsperiode Ubersteigt. In
diesem Fall besteht der Vergitungsanspruch
aus der Differenz beider Betrage. Ein ver-
bleibender negativer Betrag pro Anteilwert
wird wieder in die neue Abrechnungsperio-
de vorgetragen. Ergibt sich am Ende der
nachsten Abrechnungsperiode erneut eine
negative Benchmark-Abweichung, so wird
der vorhandene negative Vortrag um den
aus dieser negativen Benchmark-
Abweichung errechneten Betrag erhoht. Bei
der Berechnung des Vergitungsanspruchs
werden negative Vortrage der vorangegan-
genen finf Abrechnungsperioden bertick-
sichtigt.

Ein positiver Betrag pro Anteilwert, der nicht
entnommen werden kann, wird ebenfalls in
die neue Abrechnungsperiode vorgetragen.

Die Abrechnungsperiode beginnt am

1. Oktober und endet am 30. September
eines Kalenderjahres. Vom 1. Oktober 2014
bis zum 29. November 2016 war der Ver-
gleichsindex der STOXX® Europe Total Mar-
ket Growth Mid Index (Net Return in EUR) 2.

2 STOXX® und seine Marken sind geistiges Eigentum
der Stoxx Limited, Zurich, Schweiz (der , Lizenzgeber”),

1"



Ab dem 30. November 2016 werden als
neuer Vergleichsindex zu 80 % der MSCI
Europe Mid Cap Index und zu 20 % MSCI
Europe Small Cap Index? festgelegt.

Die erfolgsabhéngige Vergtitung wird
durch den Vergleich der Entwicklung des
Vergleichsindex mit der Anteilwertentwick-
lung, die nach der BVI-Methode* berech-
net wird, in der Abrechnungsperiode er-
mittelt.

Die dem Fondsvermdgen belasteten Kos-
ten durfen vor dem Vergleich nicht von der
Entwicklung des Vergleichsindex abgezo-
gen werden.

Entsprechend dem Ergebnis eines tagli-
chen Vergleichs wird eine angefallene
erfolgsabhdngige Vergtitung im Fonds-
vermdgen zuriickgestellt. Liegt die Anteil-
wertentwicklung wahrend der Abrech-
nungsperiode unter der des
Vergleichsindex, so wird eine in der jewei-
ligen Abrechnungsperiode bisher zurlick-
gestellte, erfolgsabhdngige Vergtitung
entsprechend dem tdglichen Vergleich
wieder aufgel6st. Die am Ende der Ab-
rechnungsperiode bestehende, zurlickge-
stellte erfolgsabhangige Vergltung kann
entnommen werden.

Falls der Vergleichsindex entfallen sollte,
wird die Verwaltungsgesellschaft einen
angemessenen anderen Index festlegen,
der an die Stelle des genannten Index tritt.

welches unter Lizenz gebraucht wird. Der Dekalux-
MidCap wird in keiner Weise von dem Lizenzgeber
gefordert, herausgegeben, verkauft oder beworben
und der Lizenzgeber tragt diesbeztglich keinerlei
Haftung.

3 MSCI Gbernimmt in keinen Fallen irgendeine Haftung
hinsichtlich der genannten MSCI Daten. Die MSCI
Daten durfen nicht weiterverteilt oder als Basis fur
andere Indices oder andere Wertpapiere oder Finanz-
produkte genutzt werden. Diese Information/Unterlage
wurde durch MSCI weder hergestellt, nachgepriift
oder bestatigt.

4 Informationen zur BVI-Methode:
http://www.bvi.de/statistik/wertentwicklung/
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Die erfolgsabhdngige Vergltung kann
auch dann entnommen werden, wenn der
Anteilwert am Ende der Abrechnungsperi-
ode den Anteilwert zu Beginn der Abrech-
nungsperiode unterschreitet (absolut ne-
gative Anteilwertentwicklung).

Die Verwaltungsgesellschaft erhalt fur die
Anbahnung, Vorbereitung und Durchfih-
rung von Wertpapierdarlehensgeschaften
(einschlieBlich synthetischen Wertpapier-
leihegeschaften) und Wertpapierpensions-
geschaften fir Rechnung des Fonds eine
pauschale Vergitung in Hohe von bis zu
49 % der Ertrage aus diesen Geschéften.
Die im Zusammenhang mit der Vorberei-
tung und Durchftihrung von solchen Ge-
schaften entstandenen Kosten einschlieB-
lich der an Dritte zu zahlenden
VergUtungen (z.B. an die Verwahrstelle zu
zahlende Transaktionskosten) tragt die
Verwaltungsgesellschaft.

Die Verwaltungsgesellschaft erhalt aus dem
Fondsvermdgen eine jahrliche Kostenpau-
schale in Hohe von bis zu 0,40 %, derzeit
0,30 %, die anteilig auf das durchschnittli-
che Netto-Fondsvermoégen des betreffenden
Monats zu berechnen und zum betreffen-
den Monatsende auszuzahlen ist. Fir die
Berechnung werden die Tageswerte zu-
grunde gelegt.

Die Kostenpauschale umfasst die folgenden
Vergutungen und Kosten, die dem Fonds
nicht separat belastet werden:

= \ergUtung der Verwahrstelle;

= Kosten von Artikel 17 Absatz 1 Buchsta-
ben b) bis i) des Grundreglements;

= Kosten, die im Zusammenhang mit der
Verwendung eines Vergleichsmalstabes
entstehen konnen;

= Kosten und Auslagen, die der Verwahr-
stelle aufgrund einer zuldssigen und markt-
Ublichen Beauftragung Dritter gemal3 Artikel
4 Absatz 3 des Grundreglements mit der
Verwahrung von Vermdgenswerten des
Fonds entstehen.

Die Verwahrstelle erhalt aus dem Fondsver-
madgen eine bankdbliche Bearbeitungsge-
buhr fur Geschafte fur Rechnung des Fonds.

Das Fondsvermogen tragt daneben die
Kosten des Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe
a) und j) des Grundreglements.

Die Verwaltungsgesellschaft wird Provisio-
nen, die sie fir im Fonds gehaltene Invest-
mentanteile erhalt, und andere nach inter-
nationalen Standards zulassigerweise
vereinnahmte Entgelte dem Fondsvermdgen
zuflhren und im Rechenschaftsbericht
ausweisen. Sonstige geldwerte Vorteile
(Brokerresearch, Finanzanalysen, Markt und
Kursinformationssysteme), die der Verwal-
tungsgesellschaft oder dem Fondsmanager
ohne besonderes Entgelt im Zusammenhang
mit Handelsgeschaften zur Verfigung ge-
stellt werden, werden im Interesse der Anle-
ger bei den Anlageentscheidungen verwen-
det.

Der Verwaltungsgesellschaft flieBen keine
Rickvergutungen der aus dem Fonds an die
Verwahrstelle und an Dritte geleisteten
VergUtungen und Aufwandserstattungen
Zu.

Sofern beim Erwerb von Fondsanteilen ein
Ausgabeaufschlag erhoben wird, wird dieser
im Regelfall als Ruckvergtung bis zur Hohe
des gesamten Ausgabeaufschlages an den
Vertriebspartner gewahrt. Bei einigen Fonds
wird kein Ausgabeaufschlag erhoben, son-
dern dem betreffenden Fondsvermdgen zur
Deckung des Vertriebsaufwands eine ge-
sonderte Vertriebsprovision entnommen,
die, soweit anwendbar, im Verkaufsprospekt
gesondert ausgewiesen ist und die teilweise
oder in voller Hohe den Vertriebspartnern
zuflieBen kann.

Aus der Verwaltungsvergiitung kénnen die
Vertriebspartner von der Verwaltungsgesell-
schaft eine weitere Vergltung erhalten, die
bis zur kompletten Hohe dieser Verwal-
tungsvergtung gehen kann. Far die im
Fondsvermdgen enthaltenen Investment-
fonds (Zielfonds) kann der Vertriebspartner
einen Anteil der jahrlichen Verwaltungsver-



gutung dieser Zielfonds als Ruckvergtitung
erhalten.

Daneben kann die Verwaltungsgesellschaft
den Vertriebspartnern weitere Zuwendun-
gen in Form von unterstitzenden Sachleis-
tungen (z. B. Mitarbeiterschulungen) und
ggf. Erfolgsboni, die ebenfalls mit den Ver-
mittlungsleistungen der Vertriebspartner im
Zusammenhang stehen, gewahren, welche
nicht dem Fondsvermdgen gesondert in
Rechnung gestellt werden. Die Zuwendun-
gen stehen den Interessen der Anleger nicht
entgegen, sondern sind darauf ausgelegt,
die Qualitat der Dienstleistungen seitens der
Vertriebspartner aufrechtzuerhalten und
weiter zu verbessern. Nahere Informationen
zu den Zuwendungen kénnen die Anleger
von den Vertriebspartnern erfahren.

Die Total Expense Ratio (TER), das heif3t die
Gesamtkosten (ohne Transaktionskosten)
auf der Basis der in der Berichtsperiode
angefallenen Kosten bezogen auf das
durchschnittliche Netto-Fondsvermogen,
wird im Jahresbericht bei der Ertrags- und
Aufwandsrechnung und im vereinfachten
Verkaufsprospekt den wesentlichen Informa-
tionen fur den Anleger als "Laufende Kos-
ten" angegeben. Die Gesamtkosten umfas-
sen insbesondere die
Verwaltungsvergiitung, die Vertriebsprovisi-
on (sofern erhoben), die Kostenpauschale,
die Taxe d'abonnement sowie samtliche
andere Kosten gemal3 Artikel 17 Absatz 1
Buchstabe a) und j) des Grundreglements
mit Ausnahme der Transaktionskosten.

Die Berechnung der Gesamtkostenguote
erfolgt dabei in folgender Weise:

Berechnung:
GKn
TER=—x 100
M

Erlduterung:

TER: Gesamtkostenquote in Prozent

GKn: Tatsachlich belastete Gesamtkosten
(nominal, samtliche Kosten ohne
Transaktionskosten) des Fonds
in der Fondswahrung im Bezugszeit-
raum

M:  Mittelwert aus den Tageswerten des
Netto-Fondsvermégens im Bezugszeit-
raum

11. Vergiitungspolitik

Die Verwaltungsgesellschaft unterliegt den
fur sie geltenden aufsichtsrechtlichen Vor-
gaben im Hinblick auf ihre Vergttungssys-
teme, insbesondere den im Gesetz vom

17. Dezember 2010 aufgefihrten Grunds-
atzen. DarUber hinaus gilt die Vergitungs-
richtlinie der Deka-Gruppe, die gruppenweit
einheitliche Standards fiir die Gestaltung der
Vergutungssysteme definiert. Sie enthalt u.a.
die Vergltungsgrundsatze, z.B. fur die Aus-
gestaltung der variablen Vergttung und die
maBgeblichen Vergutungsparameter. Durch
die Umsetzung der Vergutungsrichtlinie soll
der nachhaltigen Ausrichtung der Vergu-
tungssysteme, unter Vermeidung von Fehl-
anreizen zur Eingehung tbermaBiger Risi-
ken, Rechnung getragen werden.

Die Vergutungspolitik ist mit dem Risikoma-
nagementverfahren der Verwaltungsgesell-
schaft vereinbar und ermutigt zu keiner
Ubernahme von Risiken, die mit den Risi-
koprofilen, Verwaltungsreglements oder
Satzungen der von der Verwaltungsgesell-
schaft verwalteten Fonds nicht vereinbar
sind.

Das VergUtungssystem der Verwaltungsge-
sellschaft wird mindestens einmal jahrlich
durch einen unabhangigen Vergitungsaus-
schuss, das ,,Managementkomitee Vergu-
tung (MKV)”, auf seine Angemessenheit
und die Einhaltung aller aufsichtsrechtlichen
Vorgaben zur Vergtung Uberprift.

Die Vergutungspolitik umfasst feste und
variable Gehaltsbestandteile, die in einem
angemessenen Verhdltnis zueinander stehen
und freiwillige Altersversorgungsleistungen.

Diese sind fir einzelne Kategorien von Mit-
arbeitern (z.B. Geschaftsfuhrung, Risikotra-
ger, etc.) unterschiedlich ausgestaltet. Die
Vergutungsregelungen stehen im Einklang
mit der Geschaftsstrategie, den Zielen, den
Werten und Interessen der Verwaltungsge-
sellschaft und der von ihr verwalteten Fonds
und dessen Anleger.

Fur Mitarbeiter, deren Tatigkeiten u.a. einen
wesentlichen Einfluss auf das Gesamtrisi-
koprofil der Verwaltungsgesellschaft und der
von ihr verwalteten Fonds haben (,,risikore-
levante Mitarbeiter”) gelten besondere
VergUtungsregelungen. Gemal3 einem jahr-
lich wiederkehrenden qualitativen und
quantitativen Analyseverfahren werden die
risikorelevanten Mitarbeiter identifiziert. Als
risikorelevant wurden Mitarbeiter identifi-
ziert, die in der Lage sind, Risikopositionen
fur die Gesellschaft begriinden zu kénnen.
So wird fir diese risikorelevanten Mitarbeiter
die variable Vergtitung tber mehrere Jahre
ausgezahlt. Dabei wird ein Anteil von min-
destens 40 % der variablen Vergitung (ab
einem Schwellenwert von 100 TEUR) Uber
einen Zeitraum von mindestens drei Jahren
aufgeschoben. Der aufgeschobene Anteil
der Vergitung ist wahrend dieses Zeitraums
risikoabhangig, d.h. er kann im Fall von
negativen Erfolgsbeitrdgen des Mitarbeiters
insgesamt gekUrzt werden oder ganzlich
entfallen. Jeweils am Ende jedes Jahres der
Wartezeit wird der aufgeschobene Vergu-
tungsanteil anteilig unverfallbar und zum
jeweiligen Zahlungstermin ausgezahlt.

Weitere Einzelheiten zur aktuellen Vergi-
tungspolitik sind in den Jahresberichten des
Fonds und im VergUtungsbericht der Deka-
Gruppe auf https/www.deka.de/deka-
gruppe/investor-
relations/publikationen/verguetungsbericht
veroffentlicht. Auf Verlangen werden die
Berichte von der Verwaltungsgesellschaft
kostenlos in Papierform zur Verfiigung
gestellt.
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12. Berechnung des Anteilwertes

Zur Berechnung des Anteilwertes der Anteile
wird der Wert der Vermdgenswerte des
Fonds abzuglich seiner Verbindlichkeiten von
der Verwaltungsgesellschaft unter Aufsicht
der Verwahrstelle an jedem Bewertungstag
ermittelt und durch die Anzahl der im Um-
lauf befindlichen Anteile geteilt.

Die Grundséatze, nach denen die Vermo-
genswerte des Fonds bewertet werden,
ergeben sich aus Artikel 12 Absatz 2 des
Grundreglements.

Bewertungstag ist jeder Tag, der zugleich
Borsentag in Luxemburg und in Frankfurt
am Main ist. An Borsentagen, die an einem
der vorgenannten Orte gesetzliche Feiertage
sind, sowie am 24. und 31. Dezember wird
in der Regel von einer Bewertung abgese-
hen. Die Verwaltungsgesellschaft kann
beschlieBen, an diesen Tagen zu bewerten.
In diesem Fall wird dies mittels einer Verof-
fentlichung in mindestens zwei hinreichend
verbreiteten Tageszeitungen, einschlieBlich
mindestens einer Luxemburger Tageszeitung
angekndigt.

13. Erwerb und Riickgabe von Anteilen

Die Anteile des Fonds werden durch Global-
zertifikate verbrieft, die auf den Inhaber
lauten. Ein Anspruch auf Auslieferung effek-
tiver Stlicke besteht nicht. Ein Erwerb von
Anteilen ist nur bei Depotverwahrung mog-
lich. Sowohl die Verwahrstelle als auch die
DekaBank Deutsche Girozentrale, Frankfurt
am Main, bieten eine Depotfiihrung fur die
Anteile an.

Anteile sdmtlicher Anteilklassen des Fonds
kdnnen bei der Verwaltungsgesellschaft, der
Verwahrstelle und bei den in diesem Ver-
kaufsprospekt verzeichneten Zahlstellen
erworben und zurtickgegeben werden. Bei
der Vermittlung des Erwerbs oder der Riick-
gabe von Anteilen durch Dritte kann die
Ubliche Wertpapierprovision anfallen.
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Anteile samtlicher Anteilklassen werden an
jedem Bewertungstag ausgegeben und
zurtickgenommen.

Zum Zeitpunkt der Abgabe des Zeichnungs-
antrages und/oder Ricknahmeauftrags ist
dem Anleger der Netto-Inventarwert des
Fonds nicht bekannt.

Die Ausgabe von Anteilen ist nicht befristet.
Die Verwaltungsgesellschaft kann nach
eigenem Ermessen einen Zeichnungsantrag
zurtickweisen (z.B. bei dem Verdacht auf
Market Timing-Aktivitdten des Anlegers)
oder die Ausgabe von Anteilen zeitweilig
beschranken, aussetzen oder endgultig
einstellen, soweit dies im Interesse der Ge-
samtheit der Anteilinhaber, zum Schutz der
Verwaltungsgesellschaft, zum Schutz des
Fonds, im Interesse der Anlagepolitik oder
im Fall der Gefahrdung der spezifischen
Anlageziele des Fonds erforderlich erscheint.

Anteile einer einzelnen Anteilklasse konnen
nicht in Anteile einer anderen Anteilklasse
des Fonds umgetauscht werden.

Daruber hinaus betragt die Mindestanlage-
summe bei der Anlage in Anteilen der An-
teilklasse AV (A) EUR 5.000,-. Es steht der
Verwaltungsgesellschaft frei, einen niedrige-
ren Zeichnungsbetrag zu akzeptieren.

Auftrage, welche bis spatestens 12.00 Uhr
(Luxemburger Zeit) an einem Bewertungstag
bei der Verwaltungsgesellschaft eingegan-
gen sind, werden auf der Grundlage des
Anteilwertes dieses Bewertungstages abge-
rechnet. Auftrage, welche nach 12.00 Uhr
(Luxemburger Zeit) eingehen, werden auf
der Grundlage des Anteilwertes des nachs-
ten Bewertungstages abgerechnet.

Die Rucknahme erfolgt zum Anteilwert. Der
Rucknahmepreis kann sich um Gebuhren
oder andere Belastungen vermindern, die in
den jeweiligen Vertriebslandern anfallen.

Die Ricknahme von Anteilen ist aufgescho-
ben, wenn die Berechnung des Anteilwertes
gemal Artikel 12 Absatz 5 des Grundreg-
lements zeitweilig eingestellt ist und kann

gemal Artikel 14 Absatz 3 des Grundreg-
lements bei umfangreichen Riicknahmen,
die nicht aus Sichteinlagen, kurzfristig liqui-
dierbaren Vermogenswerten und zulassigen
Kreditaufnahmen des Fonds befriedigt wer-
den kdénnen sowie aus anderen Griinden,
die es im Interesse der Gesamtheit der Anle-
ger des Fonds als gerechtfertigt und/oder
geboten erscheinen lassen, zeitweilig ausge-
setzt werden.

Die Anteile des Fonds sind borsenfahig. Es
ist jedoch nicht vorgesehen, Anteile des
Fonds an einer Borse notieren zu lassen.

14. Informationen an die Anteilinhaber

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise kdnnen
bewertungstdglich am Sitz der Verwal-
tungsgesellschaft sowie bei den Informati-
onsstellen erfragt werden.

Die gepruften Jahresberichte werden den
Anteilinhabern innerhalb von vier Monaten
nach Abschluss des Geschéftsjahres am Sitz
der Verwaltungsgesellschaft sowie bei den
Informationsstellen kostenfrei zur Verfigung
gestellt.

Halbjahresberichte werden innerhalb von
zwei Monaten nach Ende der Periode, auf
welche sie sich beziehen, in entsprechender
Form wie der Jahresbericht zur Verfiigung
gestellt.

Zahlungen, beispielsweise Ausschittungen
und Rucknahmeerlose, erfolgen Uber die
Verwaltungsgesellschaft bzw. die Verwahr-
stelle sowie Gber die in diesem Verkaufs-
prospekt aufgefuhrten Zahlstellen.

Dieser Verkaufsprospekt mit dem Verwal-
tungsreglement des Fonds, die wesentlichen
Informationen fir den Anleger und sonstige
Informationen tber den Fonds oder die
Verwaltungsgesellschaft werden am Sitz der
Verwaltungsgesellschaft sowie bei den
Informationsstellen kostenfrei bereitgehal-
ten.



Sémtliche Anderungen des Grundregle-
ments und des Sonderreglements werden
bei dem Luxemburger Handels- und Gesell-
schaftsregister hinterlegt. Ein Verweis auf
diese Hinterlegung wird im Recueil Electro-
nique des Sociétés et Associations (,,RESA"),
veroffentlicht.

Wichtige Informationen an die Anteilinhaber
werden in mindestens zwei hinreichend
verbreiteten Tageszeitungen, einschlieBlich
mindestens einer Luxemburger Tageszeitung
in Ubereinstimmung mit den jeweiligen
Vergffentlichungspflichten der Lander, in
denen Anteile 6ffentlich vertrieben werden,
veroffentlicht.

Anleger kénnen ihre Rechte im Zusammen-
hang mit der Investition in den Fonds in ihrer
Gesamtheit unmittelbar gegen die Verwal-
tungsgesellschaft geltend machen. Die
Verwaltungsgesellschaft weist die Anleger
daraufhin, dass Anteile an dem Fonds als
Inhaberpapier durch Globalurkunden ver-
brieft sind und die Verwaltungsgesellschaft
kein Anlegerregister fihrt, in dem die Anle-
ger unmittelbar eingetragen sind. Zur Gel-
tendmachung ihrer Rechte kénnen die
Anleger daher auf die Mitwirkung Dritter
(z.B. depotfiihrende Stellen) angewiesen
sein, um ihre Berechtigung als Anleger
nachzuweisen. Anlegern wird geraten, sich
Uber ihre Rechte zu informieren.

Anlegerbeschwerden kénnen an die Verwal-
tungsgesellschaft, die Verwahrstelle sowie
an die Zahl- und Informationsstellen gerich-
tet werden. Sie werden dort ordnungsge-
maf und innerhalb von 14 Tagen bearbeitet.

15. Vertrieb in der Bundesrepublik
Deutschland

Der Vertrieb der Anteile in Deutschland ist
der Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungs-
aufsicht angezeigt worden.

Zahl- und Informationsstelle in
Deutschland

Rucknahmepreise erfragt werden. Die Aus-
gabe- und Ricknahmepreise jedes Bewer-
tungstages werden darUber hinaus im Inter-
DekaBank Deutsche Girozentrale, net unter www.deka.de eingestellt.
Mainzer Landstral3e 16
60325 Frankfurt

Tel. +49 (0)69 7147 -0

Publikationsorgan

Alle Ubrigen Bekanntmachungen werden
Der jeweils gultige Verkaufsprospekt mit auf www.fundinfo.com publiziert.
dem Verwaltungsreglement, die wesentli-
chen Informationen fir den Anleger, der
Jahresbericht und gegebenenfalls der Halb-
jahresbericht sind bei der Informationsstelle
kostenfrei erhaltlich. Dort kénnen auch der
Ausgabepreis und der Ricknahmepreis der

Fondsanteile angefragt werden.

Fondsanteile kénnen bei der Zahlstelle er-
worben und zurtickgegeben werden.

Der Ausgabepreis und der Ricknahmepreis
der Fondsanteile werden auf www.deka.de
verdffentlicht. Fir die Anleger bestimmte
Informationen werden in der Borsen-
Zeitung, die in Frankfurt am Main erscheint,
veroffentlicht.

16. Vertrieb in Osterreich

Die nachfolgenden Informationen richten
sich an potenzielle Erwerber in der Republik
Osterreich, indem sie diesen Verkaufspros-
pekt bezlglich des Vertriebs in der Republik
Osterreich prazisieren und erganzen:

Zahl- und Informationsstelle in
Osterreich

Vorarlberger Landes- und
Hypothekenbank Aktiengesellschaft
Hypo-Passage 1

A-6900 Bregenz

Anteile kénnen Uber die Zahlstelle erworben
und zurtickgegeben werden.

Der Verkaufsprospekt und die wesentlichen
Informationen fur den Anleger sowie die
Halbjahres- und Jahresberichte kénnen bei
der vorgenannten Stelle kostenfrei bezogen
werden. Dort kénnen auch Ausgabe- und
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17. Der Fonds im Uberblick

Deka-Europa Nebenwerte

Griindung des Fonds

13. Dezember 1996

Dauer des Fonds unbegrenzt
Fondswahrung Euro

Anteilklasse CF (A)
ISIN / WKN LU1496713741 / DK2J9P

Tag der Erstausgabe

30.November 2016

Verkaufsprovision

bis zu 5,26 %, derzeit 3,75 %

Erstausgabepreis

EUR 103,75

Verwaltungsvergiitung fiir Hauptverwal-
tung und Anlageverwaltung

bis zu 2,00 % p.a., derzeit 1,50 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermdgens aus den Tageswerten

Erfolgsbezogene Vergiitung

bis zu 25,00 % des Anteiles der Wertentwicklung des Fondvermdgens, der Gber
der als VergleichsmaBstab herangezogenen Wertentwicklung des MSCI Europe
Mid Cap Index (80 %) und des MSCI Europe Small Cap Index (20 %) liegt

(bis zum 29. November 2016 war der VergleichsmaBstab der STOXX® Europe
Total Market Growth Mid Index (Net Return in EUR))

Vertriebsprovision keine
Mindestanlagesumme keine

Anteilklasse TF (A)
ISIN / WKN LUO075131606 / 986354
Tag der Erstausgabe 3. Méarz 1997
Verkaufsprovision keine
Erstausgabepreis EUR 33,23

Verwaltungsvergiitung fiir Hauptverwal-
tung und Anlageverwaltung

bis zu 2,00 % p.a., derzeit 1,50 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermdgens aus den Tageswerten

Vertriebsprovision

bis zu 1,50 % p.a., derzeit 0,72 % p.a. bezogen auf den Monatsendwert

Erfolgsbezogene Vergiitung

bis zu 25,00 % des Anteiles der Wertentwicklung des Fondvermdgens, der tber
der als VergleichsmaBstab herangezogenen Wertentwicklung des MSCI Europe
Mid Cap Index (80 %) und des MSCI Europe Small Cap Index (20 %) liegt

(bis zum 29. November 2016 war der VergleichsmaBstab der STOXX® Europe
Total Market Growth Mid Index (Net Return in EUR))

Mindestanlagesumme

keine

Anteilklasse AV (A)

ISIN / WKN LU1496720951 / DK2J9Q
Tag der Erstausgabe 30. November 2016
Verkaufsprovision keine

Erstausgabepreis EUR 100,00

Verwaltungsvergiitung fiir Hauptverwal-
tung und Anlageverwaltung

bis zu 2,00 % p.a., derzeit 1,51 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermdgens aus den Tageswerten

Vertriebsprovision

keine

Mindestanlagesumme

EUR 5.000,00

16




Deka-Europa Nebenwerte

Gilt fiir alle Anteilklassen

Vergiitung fiir Wertpapierdarlehensge-
schafte, Wertpapierpensionsgeschafte
u.a.

bis zu 49 % der Ertrage aus diesen Geschaften

Kostenpauschale

bis zu 0,40 % p.a., derzeit 0,30 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermdgens aus den Tageswerten.

Vergiitung fiir u.a. die Verwaltung von
Sicherheiten bei Derivategeschaften

bis zu 0,10 % p.a. des durchschnittlichen Netto-Fondsvermdgens aus den Tages-
werten

Verwendung der Ertrage

Ausschittung, ca. am 20. November

Verbriefung der Anteile

Globalzertifikate, keine effektiven Stlicke

Orderannahmeschluss

12.00 Uhr Luxemburger Zeit fur die Abrechnung zum Ausgabe- bzw. Riicknahme-
preis dieses Bewertungstages

Valuta

Bewertungstag plus zwei Bankarbeitstage

Ende des Geschaftsjahres

30. September

Datum des Jahresberichts

30. September, erscheint ca. Mitte Januar

Datum des Halbjahresberichts

31. Marz, erscheint ca. Mitte Mai

Borsennotierung der Anteile

nicht vorgesehen

Hinweis auf die Hinterlegung
im Mémorial/RESA

Grundreglement

30. April 2016

Sonderreglement

30. November 2016
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Il. Verwaltungsreglement.

Grundreglement

Dieses Grundreglement wurde beim Luxem-
burger Handels- und Gesellschaftsregister
hinterlegt und ein Verweis auf diese Hinter-
legung wurde am 30. April 2016 im Mémo-
rial C, Recueil des Sociétés et Associations
(,Mémorial”), dem Amtsblatt des GroBher-
zogtums Luxemburg, veréffentlicht.

Artikel 1
Anwendungsbereich und Definitionen

1. Die Deka International S.A., Luxem-
burg, erstellte dieses Grundreglement
fir von ihr gemaB Teil | des Gesetzes
von 2010 in Form eines fonds commun
de placement errichtete Investment-
fonds. Es gilt nur fur Fonds, deren je-
weiliges Sonderreglement dieses
Grundreglement zum integralen Be-
standteil des Verwaltungsreglements
des Fonds erklart. Das Grundreglement
legt allgemeine Grundsatze fest, wah-
rend die spezifischen Charakteristiken
des Fonds im jeweiligen Sonderregle-
ment beschrieben werden. Im Sonder-
reglement kénnen darlber hinaus er-
ganzende und abweichende
Regelungen zu einzelnen Bestimmun-
gen des Grundreglements getroffen
werden. Das Sonderreglement des je-
weiligen Fonds bildet zusammen mit
dem Grundreglement das Verwal-
tungsreglement des betreffenden
Fonds (nachfolgend der ,, Fonds”).

2. Es gelten folgende Definitionen:

~Bewertungstag”

Sofern im Sonderreglement nicht abwei-
chend geregelt, jeder Tag, der zugleich
Borsentag in Luxemburg und in Frankfurt
am Main ist. An Borsentagen, die an einem
der vorgenannten Orte gesetzliche Feiertage
sind, sowie am 24. Dezember und 31. De-
zember wird in der Regel von einer Bewer-
tung abgesehen. Die Verwaltungsgesell-
schaft kann beschlieBen, an diesen Tagen zu
bewerten. In diesem Fall wird dies mittels
einer Veroffentlichung in mindestens zwei
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hinreichend verbreiteten Tageszeitungen,
einschlieBlich mindestens einer Luxemburger
Tageszeitung angekundigt.

~CSSF":

Commission de Surveillance du Secteur
Financier (die Luxemburger Aufsichtsbehor-
de fUr den Finanzsektor).

~Derivate”:
abgeleitete Finanzinstrumente, insbesondere
Optionen, Futures und Swaps.

Drittstaat”:
jeder Staat, der kein , Mitgliedstaat” ist.

~Geldmarktinstrumente™:

Instrumente im Sinne von Artikel 3 der
GroBherzoglichen Verordnung vom 8. Feb-
ruar 2008 in Umsetzung der Richtlinie
2007/16/EG, die Ublicherweise auf dem
Geldmarkt gehandelt werden, liquide sind
und deren Wert jederzeit genau bestimmt
werden kann.

~Gesetz von 2010”:

das Gesetz vom 17. Dezember 2010 Uber
Organismen flr gemeinsame Anlagen (ein-
schlieBlich nachfolgender Anderungen und
Erganzungen).

~Mitgliedstaat”:

die Mitgliedstaaten der Europaischen Union
und die anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens Uber den Europaischen Wirt-
schaftsraum (Island, Norwegen, Liechten-
stein).

~Netto-Fondsvermégen”:
das Fondsvermogen abzuglich der dem
Fonds zuzurechnenden Verbindlichkeiten.

~OGA":
ein Organismus fUr gemeinsame Anlagen.

~OGAW":

ein Organismus fur gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren, welcher der Richtlinie
2009/65/EG unterliegt.

+OTC-Derivate™:
Derivate, die nicht an einer Borse gehandelt
werden.

~Wertpapiere":

= Aktien und andere, Aktien gleichwertige,
Wertpapiere (,, Aktien”)

= Schuldverschreibungen und sonstige
verbriefte Schuldtitel (,, Schuldtitel”)

= alle anderen marktfahigen Wertpapiere im
Sinne von Artikel 2 der GroBherzoglichen
Verordnung vom 8. Februar 2008 in Umset-
zung der Richtlinie 2007/16/EG, die zum
Erwerb von Wertpapieren durch Zeichnung
oder Austausch berechtigen, mit Ausnahme
der Techniken und Instrumente gemal3
Artikel 8 bis 10.

Artikel 2
Der Fonds

1. Der Fonds ist ein rechtlich unselbst-
standiges Sondervermégen (,, fonds
commun de placement”), das aus
Wertpapieren und/oder sonstigen
Vermogenswerten (,,Fondsvermogen”)
besteht. Es wird von der Verwaltungs-
gesellschaft unter Beachtung des
Grundsatzes der Risikostreuung ver-
waltet. Die Vermdgenswerte des Son-
dervermdgens werden von der Ver-
wabhrstelle verwahrt.

2. Der Fonds kann aus einem oder meh-
reren Teilfonds im Sinne von Artikel
181 des Gesetzes von 2010 bestehen,
sofern das jeweilige Sonderreglement
dies vorsieht. Die Gesamtheit der Teil-
fonds ergibt den Fonds. Jeder Anleger
ist am Fonds durch Beteiligung an ei-
nem Teilfonds beteiligt. Jeder Teilfonds
gilt im Verhaltnis der Anteilinhaber un-
tereinander als selbstandiges Sonder-
vermogen. Die Rechte und Pflichten
der Anteilinhaber eines Teilfonds sind
von denen der Anteilinhaber der ande-
ren Teilfonds getrennt. Gegentiber
Dritten haften die Vermogenswerte ei-



nes jeden Teilfonds lediglich fur solche
Verbindlichkeiten, welche dem betref-
fenden Teilfonds zuzuordnen sind.

Besteht der Fonds aus mehreren Teil-
fonds, wird jeder Teilfonds als eigener
Fonds betrachtet, soweit sich nicht aus
dem jeweiligen Sonderreglement oder
einer gesetzlichen Regelung etwas an-
deres ergibt; insbesondere wird im
Hinblick auf die Anlagen und die Anla-
gepolitik (Artikel 5 bis 10) jeder Teil-
fonds als eigener Fonds betrachtet.

Die vertraglichen Rechte und Pflichten
der Inhaber von Anteilen (, Anteilinha-
ber”), der Verwaltungsgesellschaft und
der Verwahrstelle sind in dem Verwal-
tungsreglement geregelt, das von der
Verwaltungsgesellschaft mit Zustim-
mung der Verwahrstelle erstellt wird.
Die Verwaltungsgesellschaft kann das
Verwaltungsreglement mit Zustim-
mung der Verwahrstelle sowohl bezlig-
lich des Grundreglements als auch des
Sonderreglements jederzeit ganz oder
teilweise andern. Das Verwaltungsreg-
lement und jegliche Anderung dessel-
ben treten am Tag ihrer Unterzeich-
nung in Kraft, sofern nichts anderes
bestimmt ist. Der deutsche Wortlaut
des Verwaltungsreglements ist mal3-
geblich.

Durch den Kauf eines Anteils erkennt
jeder Anteilinhaber das Verwaltungs-
reglement sowie alle Anderungen des-
selben an.

Das Verwaltungsreglement unterliegt
Luxemburger Recht. Insbesondere gel-
ten in Erganzung zu den Regelungen
des Verwaltungsreglements die Vor-
schriften des Gesetzes von 2010. Glei-
ches gilt fur die Rechtsbeziehungen
zwischen den Anteilinhabern, der Ver-
waltungsgesellschaft und der Verwahr-
stelle.

. Jeder Rechtsstreit zwischen Anteilinha-

bern, der Verwaltungsgesellschaft und
der Verwahrstelle unterliegt der Ge-

richtsbarkeit des zustandigen Gerichts
im Gerichtsbezirk Luxemburg im GroB-
herzogtum Luxemburg. Die Verwal-
tungsgesellschaft und die Verwahrstel-
le sind berechtigt, sich selbst und den
Fonds der Gerichtsbarkeit und dem
Recht eines jeden Landes zu unterwer-
fen, in welchem Anteile des Fonds 6f-
fentlich vertrieben werden, soweit es
sich um Anspriche der Anteilinhaber
handelt, die in dem betreffenden Land
ansassig sind, und im Hinblick auf An-
gelegenheiten, die sich auf den Fonds
beziehen.

Sofern im jeweiligen Sonderreglement
nicht anders geregelt, ist der Fonds auf
unbestimmte Zeit errichtet. Er kann je-
doch jederzeit durch die Verwaltungs-
gesellschaft aufgel6st werden. Die An-
teilinhaber, deren Erben bzw.
Rechtsnachfolger oder Glaubiger kén-
nen weder die Auflésung noch die Tei-
lung des Fonds beantragen.

Forderungen der Anteilinhaber gegen
die Verwaltungsgesellschaft oder die
Verwahrstelle kénnen nach Ablauf von
funf Jahren nach Entstehung des An-
spruchs nicht mehr gerichtlich geltend
gemacht werden; davon unberihrt
bleibt die in Artikel 19 enthaltene Re-
gelung.

Der Jahresabschluss des Fonds wird
von einem Wirtschaftsprifer geprift,
der von der Verwaltungsgesellschaft
ernannt wird.

Artikel 3
Die Verwaltungsgesellschaft

. Verwaltungsgesellschaft des Fonds ist

die Deka International S.A.

Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet
den Fonds im eigenen Namen, jedoch
ausschlieBlich im Interesse und fir ge-
meinschaftliche Rechnung der Anteil-
inhaber. Die Verwaltungsbefugnis er-

streckt sich auf die Austibung aller

Rechte, welche unmittelbar oder mit-
telbar mit den Vermégenswerten des
Fonds zusammenhangen.

Die Verwaltungsgesellschaft legt die
Anlagepolitik des Fonds unter Ber{ick-
sichtigung der gesetzlichen und ver-
traglichen Anlagebeschrankungen fest.
Sie kann unter eigener Verantwortung
und auf eigene Kosten Anlageberater
hinzuziehen, insbesondere sich durch
einen Anlageausschuss beraten lassen.
Der Verwaltungsrat der Verwaltungs-
gesellschaft kann eines oder mehrere
seiner Mitglieder sowie sonstige natir-
liche oder juristische Personen mit der
Ausfuhrung der taglichen Anlagepoli-
tik betrauen.

Die Verwaltungsgesellschaft verwendet
bei der Verwaltung des Fonds ein Risi-
komanagement-Verfahren, welches
das mit den Anlagen verbundene Risi-
ko und deren jeweiligen Anteil am Ge-
samtrisikoprofil des Fonds jederzeit
Uberwacht und misst, sowie ein Ver-
fahren zur prazisen und unabhangigen
Bewertung des Wertes von OTC-
Derivaten.

Artikel 4
Die Verwahrstelle

1.

Verwahrstelle des Fonds ist die Deka-
Bank Deutsche Girozentrale Luxem-
burg S.A..

Die Verwahrstelle ist mit der Verwah-
rung der Vermdgenswerte des Fonds
beauftragt. Die Rechte und Pflichten
der Verwahrstelle richten sich nach Lu-
xemburger Recht, dem Verwaltungs-
reglement und dem Verwahrstellenver-
trag.

. Alle Wertpapiere und anderen Vermo-

genswerte des Fonds werden von der
Verwabhrstelle in Konten und Depots
verwahrt, Gber die nur in Uberein-
stimmung mit den Bestimmungen des
Verwaltungsreglements verfligt wer-
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den darf. Die Verwahrstelle kann unter
ihrer Verantwortung und mit Einver-
standnis der Verwaltungsgesellschaft
Dritte, insbesondere andere Banken
und Wertpapiersammelstellen, mit der
Verwahrung von Wertpapieren und
sonstigen Vermogenswerten beauftra-
gen.

Soweit gesetzlich zulassig, ist die Ver-
wahrstelle berechtigt und verpflichtet,
im eigenen Namen:

Ansprlche der Anteilinhaber gegen die
Verwaltungsgesellschaft oder eine
frihere Verwahrstelle geltend zu ma-
chen;

gegen VollstreckungsmaBnahmen
Dritter Widerspruch zu erheben und
vorzugehen, wenn wegen eines An-
spruchs vollstreckt wird, fur den das
Fondsvermdgen nicht haftet.

Die Verwahrstelle ist an Weisungen der
Verwaltungsgesellschaft gebunden, so-
fern solche Weisungen nicht den ge-
setzlichen Vorgaben, dem Verwal-
tungsreglement oder dem
Verkaufsprospekt des Fonds widerspre-
chen.

Die Verwahrstelle und die Verwal-
tungsgesellschaft sind je berechtigt, die
Verwahrstellenbestellung jederzeit im
Einklang mit dem Verwahrstellenver-
trag zu kiindigen. Im Falle der Kindi-
gung ist die Verwaltungsgesellschaft
verpflichtet, den Fonds gemal3 Artikel
19 Absatz 1 Buchstabe ¢) aufzuldsen
oder innerhalb von zwei Monaten mit
Genehmigung der CSSF eine andere
Bank zur Verwahrstelle zu bestellen;
bis dahin wird die bisherige Verwahr-
stelle zum Schutz der Interessen der
Anteilinhaber ihren Pflichten als Ver-
wahrstelle in vollem Umfang nach-
kommen.

Artikel 5
Anlagen

1. Die Anlagen des Fonds kénnen aus
folgenden Vermdgenswerten beste-
hen:

a) Wertpapieren und Geldmarktinstru-
menten, die an einem geregelten
Markt gemaB Artikel 4 Nummer 14 der
modifizierten Richtlinie 2004/39/EG
des Rates vom 21. April 2004 Uber
Markte fir Finanzinstrumente (MiFID)
notiert oder gehandelt werden;

b) Wertpapieren und Geldmarktinstru-
menten, die an einem anderen gere-
gelten Markt eines Mitgliedstaats ge-
handelt werden, der anerkannt, fur das
Publikum offen und dessen Funktions-
weise ordnungsgemal ist;

¢) Wertpapieren und Geldmarktinstru-
menten, die an einer Wertpapierborse
eines Drittstaates amtlich notiert oder
an einem anderen geregelten Markt
eines Drittstaates gehandelt werden,
der anerkannt, fir das Publikum offen
und dessen Funktionsweise ordnungs-
gemal ist, und vorwiegend in Europa,
Asien, Australien (einschlieBlich Ozea-
nien), Amerika und/oder Afrika liegt;

d) Wertpapieren und Geldmarktinstru-
menten aus Neuemissionen, sofern die
Emissionsbedingungen die Verpflich-
tung enthalten, dass die Zulassung zur
amtlichen Notierung an einer unter
Buchstabe a), b) oder c) bezeichneten
Wertpapierbdrse oder an einem ande-
ren unter Buchstabe a), b) oder c) be-
zeichneten geregelten Markt, der an-
erkannt, far das Publikum offen und
dessen Funktionsweise ordnungsge-
mal ist, beantragt wird, und die Zulas-
sung spatestens vor Ablauf eines Jah-
res nach der Emission erlangt wird;

e) Anteilen von nach der Richtlinie
2009/65/EG zugelassenen OGAW
und/oder anderer OGA im Sinne von
Artikel 1 Absatz 2 a) und b) der Richt-
linie 2009/65/EG, sofern

= diese anderen OGA nach Rechtsvorschrif-
ten zugelassen wurden, die sie einer behérd-
lichen Aufsicht unterstellen, welche nach
Auffassung der CSSF derjenigen nach dem
Gemeinschaftsrecht gleichwertig ist, und
ausreichende Gewahr fiir die Zusammenar-
beit zwischen den Behorden besteht,

= das Schutzniveau der Anteilseigner der
anderen OGA dem Schutzniveau der An-
teilseigner eines OGAW gleichwertig ist,
insbesondere die Vorschriften fur die ge-
trennte Verwahrung des Vermogens, die
Kreditaufnahme, die Kreditgewahrung und
Leerverkaufe von Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten den Anforderungen der
Richtlinie 2009/65/EG gleichwertig sind,

= die Geschaftstatigkeit der anderen OGA
Gegenstand von Halbjahres- und Jahresbe-
richten ist, die es erlauben, sich ein Urteil
Uber das Vermoégen und die Verbindlichkei-
ten, die Ertrage und die Transaktionen im
Berichtszeitraum zu bilden,

= der OGAW oder der andere OGA, dessen
Anteile erworben werden sollen, nach sei-
nen Griindungsdokumenten insgesamt
hochstens 10 % seines Netto-
Fondsvermdégens in Anteilen anderer OGAW
oder OGA anlegen darf;

f) Sichteinlagen oder kiindbaren Einlagen
mit einer Laufzeit von hochstens 12
Monaten bei Kreditinstituten, sofern
das betreffende Kreditinstitut seinen
Sitz in einem Mitgliedstaat hat oder,
falls der satzungsmaBige Sitz des Kre-
ditinstituts sich in einem Drittstaat be-
findet, es Aufsichtsbestimmungen un-
terliegt, die nach Auffassung der CSSF
denjenigen des Gemeinschaftsrechts
gleichwertig sind;

g) Derivaten einschlieBlich gleichwertiger
bar abgerechneter Instrumente, die an
einem der unter den Buchstaben a), b)
und ¢) bezeichneten geregelten Markte
gehandelt werden, und/oder OTC-
Derivaten, sofern



= es sich bei den Basiswerten um Instru-
mente im Sinne dieses Absatzes 1 oder um
Finanzindizes, Zinssatze, Wechselkurse oder
Wahrungen handelt, in die der Fonds ge-
maf den in seinem Verwaltungsreglement
genannten Anlagezielen investieren darf,

= die Gegenparteien bei Geschaften mit
OTC-Derivaten einer behérdlichen Aufsicht
unterliegende Institute der Kategorien sind,
die von der CSSF zugelassen wurden, und

= die OTC-Derivate einer zuverldssigen und
Uberprufbaren Bewertung auf Tagesbasis
unterliegen und jederzeit auf Initiative des
Fonds zum angemessenen Zeitwert verau-
Bert, liquidiert oder durch ein Gegenge-
schaft glattgestellt werden koénnen;

h) Geldmarktinstrumenten, die nicht auf
einem geregelten Markt gehandelt
werden und nicht unter die Definition
des Artikels 1 Absatz 2 fallen, sofern
die Emission oder der Emittent dieser
Instrumente Vorschriften Uber den Ein-
lagen- und den Anlegerschutz unter-
liegt und vorausgesetzt, sie werden

= yon einer zentralstaatlichen, regionalen
oder lokalen Korperschaft oder der Zentral-
bank eines Mitgliedstaats, der Europdischen
Zentralbank, der Europaischen Union oder
der Europaischen Investitionsbank, einem
Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat
ist, einem Gliedstaat der Foderation oder
von einer internationalen Einrichtung 6ffent-
lich-rechtlichen Charakters, der ein oder
mehrere Mitgliedstaaten angehdéren, bege-
ben oder garantiert oder

= yon einem Unternehmen begeben, des-
sen Wertpapiere auf einem der unter den
Buchstaben a), b) und c) bezeichneten gere-
gelten Markte gehandelt werden, oder

= yon einem Institut, das gemaB den im
Gemeinschaftsrecht festgelegten Kriterien
einer behérdlichen Aufsicht unterstellt ist,
oder von einem Institut, das Aufsichtsbe-
stimmungen, die nach Auffassung der CSSF
mindestens so streng sind wie die des Ge-

meinschaftsrechts, unterliegt und diese
einhalt, begeben oder garantiert oder

= von anderen Emittenten begeben, die
einer Kategorie angehoren, die von der
CSSF zugelassen wurde, sofern fir Anlagen
in diesen Instrumenten Vorschriften fir den
Anlegerschutz gelten, die denen des ersten,
des zweiten oder des dritten Gedanken-
strichs gleichwertig sind und sofern es sich
bei dem Emittenten entweder um ein Un-
ternehmen mit einem Eigenkapital (einge-
zahltes Kapital und Ruicklagen) von mindes-
tens 10,0 Millionen Euro, das seinen
Jahresabschluss nach den Vorschriften der
vierten Richtlinie 78/660/EWG aufstellt und
vertffentlicht, oder um einen Rechtstrager,
der innerhalb einer eine oder mehrere bor-
sennotierte Gesellschaften umfassenden
Unternehmensgruppe fir die Finanzierung
dieser Gruppe zustandig ist, oder um einen
Rechtstrager, der die wertpapiermaBige
Unterlegung von Verbindlichkeiten durch
Nutzung einer von einer Bank eingerdaumten
Kreditlinie finanzieren soll, handelt.

2. Der Fonds darf in anderen als den in
Absatz 1 genannten Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten héchstens
10 % seines Netto-Fondsvermogens
anlegen.

3. Der Fonds darf daneben flissige Mittel
halten.

4. Weder die Verwaltungsgesellschaft
noch die Verwahrstelle darf fur Rech-
nung des Fonds:

a) Edelmetalle oder Zertifikate Uber diese
erwerben;

b) Immobilien erwerben. Anlagen in
immobilienbesicherten Wertpapieren
oder Zinsen hierauf und Anlagen in
Wertpapieren, die von Gesellschaften
ausgegeben werden, die in Immobilien
investieren, und Zinsen hierauf sind zu-
lassig;

¢) Kredite aufnehmen. Ausgenommen
sind Kredite bis zu insgesamt 10 % des

Netto-Fondsvermdgens, sofern es sich
um kurzfristige Kredite handelt. Der
Fonds darf auch Fremdwahrungen
durch ein ,Backto-back”-Darlehen er-
werben;

d) Kredite gewdhren oder fur Dritte als
Birge einstehen. Dem steht der Er-
werb von noch nicht voll eingezahlten
Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten
oder anderen in Absatz 1 Buchstaben
e), g) und h) genannten noch nicht voll
eingezahlten Finanzinstrumenten nicht
entgegen;

e) Leerverkdufe von Wertpapieren, Geld-
marktinstrumenten oder anderen in
Absatz 1 Buchstaben e), g) und h) ge-
nannten Finanzinstrumenten tatigen.

Artikel 6
Anlagegrenzen

1. Der Fonds darf hochstens 10 % seines
Netto-Fondsvermdgens in Wertpapie-
ren oder Geldmarktinstrumenten ein
und desselben Emittenten anlegen.
Der Fonds darf hochstens 20 % seines
Netto-Fondsvermdgens in Einlagen bei
ein und derselben Einrichtung anlegen.
Das Ausfallrisiko der Gegenpartei bei
Geschéaften des Fonds mit OTC-
Derivaten darf 10 % des Netto-
Fondsvermdgens nicht Uberschreiten,
wenn die Gegenpartei ein Kreditinsti-
tut im Sinne von Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe f) ist, oder hochstens 5 %
des Netto-Fondsvermdégens in anderen
Fallen.

2. Der Gesamtwert der Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente von Emittenten,
bei denen der Fonds jeweils mehr als
5 % seines Netto-Fondsvermdgens an-
legt, darf 40 % des Wertes seines Net-
to-Fondsvermdgens nicht tGberschrei-
ten. Diese Begrenzung findet keine
Anwendung auf Einlagen und auf Ge-
schafte mit OTC-Derivaten, die mit Fi-
nanzinstituten getatigt werden, welche
einer behordlichen Aufsicht unterlie-
gen.
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Ungeachtet der einzelnen in Absatz 1
genannten Obergrenzen darf der
Fonds bei ein und derselben Einrich-
tung hochstens 20 % seines Netto-
Fondsvermdgens in einer Kombination
aus

= von dieser Einrichtung begebenen Wert-
papieren oder Geldmarktinstrumenten
und/oder

= Einlagen bei dieser Einrichtung und/oder

= mit dieser Einrichtung getatigten OTC-
Derivaten

investieren.

3.
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Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Ober-
grenze betragt 35 % fur Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente, wenn die-
se von einem Mitgliedstaat oder seinen
Gebietskorperschaften, von einem
Drittstaat oder von internationalen Ein-
richtungen 6ffentlich-rechtlichen Cha-
rakters, denen ein oder mehrere Mit-
gliedstaaten angehéren, begeben oder
garantiert werden.

Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Ober-
grenze betragt 25 % fur bestimmte
Schuldverschreibungen, wenn diese
von einem Kreditinstitut mit Sitz in ei-
nem Mitgliedstaat begeben werden,
das aufgrund gesetzlicher Vorschriften
zum Schutz der Inhaber dieser Schuld-
verschreibungen einer besonderen ¢f-
fentlichen Aufsicht unterliegt. Insbe-
sondere mussen die Erlése aus der
Emission dieser Schuldverschreibungen
gemaB den gesetzlichen Vorschriften
in Vermdgenswerten angelegt werden,
die wahrend der gesamten Laufzeit der
Schuldverschreibungen die sich daraus
ergebenden Verbindlichkeiten ausrei-
chend decken und vorrangig fur die
beim Ausfall des Emittenten féllig wer-
dende Ruckzahlung des Kapitals und
die Zahlung der Zinsen bestimmt sind.
Legt der Fonds mehr als 5 % seines
Netto-Fondsvermdgens in derartigen
Schuldverschreibungen an, die von ein

und demselben Emittenten begeben
werden, so darf der Gesamtwert dieser
Anlagen 80 % des Wertes des Netto-
Fondsvermdgens nicht Uberschreiten.

Die in den Absatzen 3 und 4 genann-
ten Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente werden bei der Anwendung
der in Absatz 2 vorgesehenen Anlage-
grenze von 40 % nicht bertcksichtigt.

Die in den Absatzen 1, 2, 3 und 4 ge-
nannten Grenzen durfen nicht kumu-
liert werden; daher dirfen gemal den
Absatzen 1, 2, 3 und 4 getatigte Anla-
gen in Wertpapieren oder Geld-
marktinstrumenten ein und derselben
Einrichtung oder in Einlagen bei dieser
Einrichtung oder in Derivaten dersel-
ben insgesamt 35 % des Netto-
Fondsvermdgens des Fonds nicht tber-
steigen.

. Gesellschaften, die im Hinblick auf die

Erstellung des konsolidierten Abschlus-
ses im Sinne der Richtlinie
83/349/EWG oder nach den anerkann-
ten internationalen Rechnungsle-
gungsvorschriften demselben Konzern
angehdren, sind bei der Berechnung
der in den Abséatzen 1 bis 6 vorgese-
henen Anlagegrenzen als ein einziger
Emittent anzusehen.

Der Fonds darf kumulativ bis zu 20 %
seines Netto-Fondsvermdgens in Wert-
papieren und Geldmarktinstrumenten
ein und desselben Konzerns anlegen.

Der Fonds darf Anteile von anderen

OGAW und/oder anderen OGA im

Sinne von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe
e) erwerben, sofern er hochstens 20 %
seines Netto-Fondsvermdgens in Antei-
len ein und desselben OGAW bzw.
sonstigen OGA anlegt. Bei der An-
wendung dieser Anlagegrenze gilt je-
der Teilfonds eines Umbrella-Fonds im
Sinne von Artikel 181 des Gesetzes
von 2010 als eigenstandiger Emittent
unter der Voraussetzung, dass die
Trennung der Haftung der Teilfonds in

10.

11.

12.

Bezug auf Dritte sichergestellt ist.

. Anlagen in Anteilen von anderen OGA

als OGAW durfen insgesamt 30 % des
Netto-Fondsvermdgens des Fonds
nicht Ubersteigen.

. Wenn der Fonds Anteile eines anderen

OGAW und/oder sonstigen OGA er-
worben hat, mUssen die Anlagewerte
des betreffenden OGAW oder anderen
OGA in Bezug auf die Obergrenzen der
Absatze 1 bis 6 nicht berticksichtigt
werden.

Erwirbt der Fonds Anteile anderer
OGAW und/oder sonstiger anderer
OGA, die unmittelbar oder aufgrund
einer Ubertragung von derselben Ver-
waltungsgesellschaft oder von einer
Gesellschaft verwaltet werden, mit der
die Verwaltungsgesellschaft durch eine
gemeinsame Verwaltung oder Beherr-
schung oder eine wesentliche direkte
oder indirekte Beteiligung verbunden
ist, so darf die Verwaltungsgesellschaft
oder die andere Gesellschaft fur die
Zeichnung oder die Rucknahme von
Anteilen dieser anderen OGAW
und/oder OGA durch den Fonds keine
GebUhren berechnen.

Wenn der Fonds eine Rechtseinheit mit
mehreren Teilfonds bildet, bei der die
Aktiva eines Teilfonds ausschlieBlich
den Ansprichen der Anteilinhaber die-
ses Teilfonds gegentber sowie gegen-
Uber den Glaubigern haften, deren
Forderung anlasslich der Griindung,
der Laufzeit oder der Liquidation des
Teilfonds entstanden ist, ist jeder Teil-
fonds zwecks Anwendung der Vor-
schriften dieses Artikels 6 als eigen-
standiger Fonds anzusehen.

Unbeschadet seiner Verpflichtung, auf
die Einhaltung des Grundsatzes der Ri-
sikostreuung zu achten, ist dem Fonds
gestattet, wahrend eines Zeitraums
von sechs Monaten nach seiner Zulas-
sung von den Anlagegrenzen dieses
Artikels 6 abzuweichen.



Artikel 7
Emittentengrenzen

1. Die Verwaltungsgesellschaft darf ins-
gesamt fur die von ihr verwalteten
Fonds, die unter den Anwendungsbe-
reich von Teil | des Gesetzes von 2010
fallen, stimmberechtigte Aktien nicht
in einem Umfang erwerben, der es ihr
ermdglicht, einen nennenswerten Ein-
fluss auf die Geschaftsfuhrung des
Emittenten auszulben.

2. Ferner darf der Fonds hochstens er-
werben:

= 10 % der stimmrechtslosen Aktien ein
und desselben Emittenten;

= 10 % der Schuldverschreibungen ein und
desselben Emittenten;

® 25 % der Anteile ein und desselben
OGAW und/oder anderen OGA;

= 10 % der Geldmarktinstrumente ein und
desselben Emittenten.

Die unter dem zweiten, dem dritten und
dem vierten Gedankenstrich vorgesehenen
Anlagegrenzen brauchen beim Erwerb nicht
eingehalten zu werden, wenn sich der Brut-
tobetrag der Schuldtitel oder der Geld-
marktinstrumente oder der Nettobetrag der
ausgegebenen Anteile zum Zeitpunkt des
Erwerbs nicht berechnen I3sst.

3. Die Absatze 1 und 2 werden nicht
angewandt

a) auf Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente, die von einem Mitgliedstaat
oder dessen offentlichen Gebietskor-
perschaften begeben oder garantiert
werden;

b) auf von einem Drittstaat begebene
oder garantierte Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente;

¢) auf Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente, die von internationalen Or-

ganismen 6ffentlich-rechtlichen Cha-
rakters begeben werden, denen ein
oder mehrere Mitgliedstaaten angeho-
ren;

4. Der Fonds braucht die in Artikel 5 bis 7
vorgesehenen Anlagegrenzen bei der
Auslbung von Bezugsrechten, die an
Wertpapiere oder Geldmarktinstru-
mente geknipft sind, die Teil seines
Vermdégens sind, nicht einzuhalten.

5. Werden die in Artikel 5 bis 7 genann-
ten Grenzen von dem Fonds unbeab-
sichtigt oder infolge der Ausibung von
Bezugsrechten Uberschritten, so hat
dieser bei seinen Verkdufen als vorran-
giges Ziel die Normalisierung dieser
Lage unter Bericksichtigung der Inte-
ressen der Anteilinhaber anzustreben.

Artikel 8
Techniken und Instrumente

1. Zur effizienten Verwaltung des Portfo-
lios darf der Fonds sich unter Einhal-
tung der von der CSSF festgelegten
Bedingungen und Grenzen der Techni-
ken und Instrumente bedienen, die
Wertpapiere und Geldmarktinstrumen-
te zum Gegenstand haben. Beziehen
sich diese Transaktionen auf die Ver-
wendung von Derivaten, so missen
die Bedingungen und Grenzen mit den
Bestimmungen des Gesetzes von 2010
im Einklang stehen. Unter keinen Um-
standen darf der Fonds bei diesen
Transaktionen von den im Grund oder
Sonderreglement bzw. in seinem Ver-
kaufsprospekt genannten Anlagezielen
abweichen.

2. Der Fonds darf als Teil seiner Anlage-
strategie innerhalb der in Artikel 6 Ab-
satz 5 und 6 festgelegten Grenzen An-
lagen in Derivaten tatigen, sofern das
Gesamtrisiko der Basiswerte die Anla-
gegrenzen des Artikels 6 nicht Gber-
schreitet. Anlagen des Fonds in index-
basierten Derivaten mussen bei den
Anlagegrenzen des Artikels 6 Absatz 1

bis 6 nicht beriicksichtigt werden.
Wenn ein Derivat in ein Wertpapier
oder ein Geldmarktinstrument einge-
bettet ist, muss es hinsichtlich der Ein-
haltung der Vorschriften dieses Artikels
mit bertcksichtigt werden.

3. Der Fonds stellt sicher, dass das mit

Derivaten verbundene Gesamtrisiko
den Gesamtnettowert seines Portfolios
nicht Gberschreitet. Bei der Berech-
nung des Risikos werden der Markt-
wert der Basiswerte, das Ausfallrisiko
der Gegenpartei, kiinftige Marktfluk-
tuationen und die Liquidationsfrist der
Positionen berticksichtigt.

4. Die Techniken und Instrumente, von

denen bei der Verwaltung des Fonds
auBer den Wertpapierleih-Geschaften
gemaB Artikel 9 und den Wertpapier-
pensionsgeschaften gemal Artikel 10
noch Gebrauch gemacht werden kann,
werden im Verkaufsprospekt des Fonds
angegeben.

5. Die im Rahmen von Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe g) getatigten Techniken und
Instrumente, die Wertpapiere zum Ge-
genstand haben, werden zum Zwecke
der Absicherung und der effizienten
Portfoliosteuerung abgeschlossen. Die
Verwaltungsgesellschaft wird diese Ge-
schafte ausschlieBlich mit erstklassigen
Finanzinstituten als Geschaftspartner
abschlieBen, die auf derartige Geschaf-
te spezialisiert sind und von einer un-
abhangigen Ratingagentur mit der Bo-
nitatseinstufung ,, Investment
Grade” bewertet werden.

Artikel 9
Wertpapierleihe

1. Der Fonds darf im Rahmen eines stan-
dardisierten Systems, das von einer an-
erkannten Clearinginstitution oder von
einem erstklassigen, auf derartige Ge-
schafte spezialisierten Finanzinstitut
organisiert wird, oder im Rahmen eines
Standardrahmenvertrages Wertpapiere
verleihen und entleihen.
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2.

a)
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Sofern der Fonds als Leihgeber auftritt,
dirfen Wertpapiere hochstens fur 30
Tage und héchstens im Gesamtwert
von 50 % des Wertes seines Wertpa-
pierportefeuilles verliehen werden. Die-
se Beschrankungen gelten nicht, so-
fern dem Fonds das Recht zusteht, den
Wertpapierleihvertrag jederzeit zu
kiindigen und die Ruckerstattung der
verliehenen Wertpapiere zu verlangen.
Die Vertragspartner der Wertpapierlei-
he mussen als Entleiher Aufsichtsrege-
lungen unterliegen, die entsprechend
der jeweiligen Verwaltungspraxis als
gleichwertig zu den vom Gemein-
schaftsrecht vorgesehenen Regelungen
angesehen werden kénnen.

Im Rahmen der Wertpapierleihe muss
der Fonds grundsatzlich eine Garantie
erhalten, deren Wert bei Abschluss des
Vertrages wenigstens dem Wert der
verliehenen Wertpapiere entspricht.
Diese Garantie muss den Anforderun-
gen des CSSF-Rundschreibens 08/356
entsprechen. Einer solchen Garantie
bedarf es nicht, wenn die Wertpapier-
leihe Uber eine anerkannte Clearingin-
stitution, die dem Leihgeber die Rlick-
erstattung seiner Wertpapiere im
Wege einer Garantie oder auf andere
Weise sicherstellt, durchgefihrt wird.
Die Garantie kann auch in Aktien be-
stehen, sofern sich aus dem jeweiligen

Sonderreglement nichts anderes ergibt.

Die Aktien, die als Garantie begeben
werden, mussen an einem geregelten
Markt in einem Mitgliedstaat der Euro-
paischen Union oder an einer Borse in
einem Mitgliedstaat der OECD notiert
sein oder gehandelt werden und in ei-
nem wichtigen Index enthalten sein.
Das Collateral-Management wird tag-
lich neu berechnet und entsprechend
angepasst.

Der Fonds darf als Leihnehmer unter
folgenden Umstanden im Zusammen-
hang mit der Abwicklung einer Wert-
papiertransaktion auftreten:

wahrend einer Zeit, in der die Wertpa-

piere zur erneuten Registrierung ver-
sandt wurden;

wenn Wertpapiere verliehen und nicht
rechtzeitig rickerstattet wurden;

um einen Fehlschlag in der Abwicklung
zu vermeiden, wenn die Verwahrstelle
ihrer Lieferpflicht nicht nachkommt.

Der Gesamtwert der geliehenen Wertpapie-
re darf 50 % des Wertes des Wertpapier-
portefeuilles des Fonds nicht tGberschreiten.

Uber vom Fonds geliehene Wertpapiere darf
wahrend der Zeit, in welcher sie im Besitz
des Fonds sind, nicht verfligt werden, es sei
denn, sie sind durch Finanzinstrumente, die
den Fonds in die Lage versetzen, die gelie-
henen Wertpapiere zum Vertragsende riick-
zuerstatten, ausreichend abgesichert.

Artikel 10
Wertpapierpensionsgeschafte

1.

Der Fonds kann von Zeit zu Zeit Wert-
papiere und Geldmarktinstrumente,
die fur den Fonds erworben werden
darfen, in Form von Wertpapierpensi-
onsgeschaften kaufen und verkaufen,
sofern der Verkaufer sich verpflichtet,
die Wertpapiere oder Geldmarktin-
strumente am Ende des vereinbarten
Zeitraums zu einem von Vornherein
vereinbarten Preis zurlickzuerwerben.
Dabei muss die Gegenpartei ein erst-
klassiges, auf solche Geschéfte spezia-
lisiertes Finanzinstitut sein und die
Laufzeit darf zwolf Monate nicht tGber-
schreiten. Wahrend der Laufzeit eines
Pensionsgeschaftes darf der Fonds die
gegenstandlichen Wertpapiere oder
Geldmarktinstrumente nicht verau-
Bern.

Der Umfang der Wertpapierpensions-
geschéfte ist stets auf einem Niveau zu
halten, das es dem Fonds ermdglicht,
jederzeit seiner Verpflichtung zur
Ricknahme von Anteilen nachzukom-
men. Der Anteil dieser Geschafte darf

aber mit ein und derselben Gegenpar-
tei 10 % und insgesamt 50 % des Net-
to-Fondsvermagens nicht Gberschrei-
ten.

Artikel 11
Anteile

1.

Anteile an dem Fonds werden durch
Globalzertifikate verbrieft, die auf den
Inhaber lauten. Ein Anspruch auf Aus-
lieferung effektiver Stlicke besteht
nicht.

. Alle Anteile des Fonds haben gleiche

Rechte. Das Sonderreglement kann
Anteilklassen vorsehen und die unter-
schiedliche Ausstattung der Anteile
hinsichtlich der Ertragsverwendung,
des Ausgabeaufschlages, des Ruick-
nahmeabschlages, der Vertriebsprovisi
on, der Verwaltungsvergltung, der
Wahrung des Anteilwertes oder ande-
rer Kriterien sowie einer Kombination
derselben festlegen. Alle Anteile sind
vom Tage ihrer Ausgabe an in gleicher
Weise an Ertragen, Kursgewinnen und
am Liquidationserlds ihrer jeweiligen
Anteilklasse berechtigt.

Die Ausgabe und die Rticknahme der
Anteile sowie die Vornahme von Zah-
lungen auf Anteile erfolgen bei der
Verwaltungsgesellschaft, der Verwahr-
stelle sowie Uber jede Zahlstelle.

Artikel 12
Anteilwertberechnung

1.

Der Wert eines Anteils (,, Anteilwert”)
lautet auf die im Sonderreglement
festgelegte Wahrung (,, Fondswah-
rung”). Er wird unter Aufsicht der
Verwahrstelle von der Verwaltungsge-
sellschaft oder einem von ihr beauf-
tragten Dritten an jedem Bewertungs-
tag berechnet. Die Berechnung erfolgt
durch Teilung des jeweiligen Netto-
Fondsvermdgens durch die Zahl der am
Bewertungstag im Umlauf befindlichen
Anteile.



Das Netto-Fondsvermdgen wird nach
folgenden Grundsatzen berechnet:

Der Wert von Vermdgenswerten, wel-
che an einer Borse oder an einem an-
deren geregelten Markt notiert oder
gehandelt werden, wird auf der
Grundlage des letzten verfligbaren
Kurses ermittelt, sofern nachfolgend
nichts anderes geregelt ist.

Sofern ein Vermogenswert nicht an
einer Borse oder an einem anderen ge-
regelten Markt notiert oder gehandelt
wird oder sofern fur einen Vermo-
genswert, welcher an einer Borse oder
an einem anderen geregelten Markt
notiert oder gehandelt wird, der Kurs
den tatsachlichen Marktwert nicht an-
gemessen widerspiegelt, wird der Wert
des Vermogenswertes auf der Grund-
lage des nach einer vorsichtigen Ein-
schatzung vorhersehbaren Verkaufs-
preises ermittelt, sofern nachfolgend
nichts anderes geregelt ist.

Anteile an einem OGAW oder OGA
werden zum letzten festgestellten und
erhaltlichen Riicknahmepreis bewertet.

Der Wert von Kassenbestanden oder
Bankguthaben, Einlagenzertifikaten
und ausstehenden Forderungen, vo-
rausbezahlten Auslagen, Bardividenden
und erklarten oder aufgelaufenen und
noch nicht erhaltenen Zinsen ent-
spricht dem jeweiligen vollen Betrag
abzuglich eines angemessenen Ab-
schlages, falls der Betrag wahrschein-
lich nicht voll bezahlt oder erhalten
werden kann.

Der Liquidationswert von Futures und
Optionen, die an einer Borse oder an
einem anderen geregelten Markt ge-
handelt werden, wird auf der Grundla-
ge des letzten verfligbaren Abwick-
lungspreises berechnet.

Der Liquidationswert von Futures,
Forwards und Optionen, die nicht an
einer Borse oder an einem anderen ge-

regelten Markt gehandelt werden, so-
wie von Futures und Optionen, die an
einer Borse oder an einem anderen ge-
regelten Markt gehandelt werden, je-
doch an dem Bewertungstag nicht li-
quidiert werden kénnen, entspricht
dem jeweiligen Nettoliquidationswert,
wie er gemaB den Richtlinien des Ver-
waltungsrates auf einer konsistent fr
alle verschiedenen Arten von Vertragen
angewandten Grundlage festgestellt
wird.

Swaps werden zu ihrem Marktwert
bewertet.

Samtliche sonstigen Wertpapiere oder
sonstigen Vermogenswerte werden zu
ihrem angemessenen Marktwert be-
wertet, wie dieser nach Treu und
Glauben und entsprechend dem vom
Verwaltungsrat aufgestellten Verfahren
zuU bestimmen ist.

Der Wert aller Vermdgenswerte und
Verbindlichkeiten, welche nicht in der
Wahrung des Fonds ausgedruickt sind,
wird in diese Wahrung zu den zuletzt
verfligbaren Devisenkursen umgerech-
net. Wenn solche Kurse nicht verfiig-
bar sind, wird der Wechselkurs nach
Treu und Glauben und nach dem vom
Verwaltungsrat aufgestellten Verfahren
bestimmt.

Die Verwaltungsgesellschaft kann nach
eigenem Ermessen andere Bewer-
tungsmethoden zulassen, wenn sie
dieses im Interesse einer angemessene-
ren Bewertung eines Vermdgenswertes
des Fonds hinsichtlich des voraussicht-
lichen Realisierungswertes fiir ange-
bracht halt.

Wenn die Verwaltungsgesellschaft der
Ansicht ist, dass der ermittelte Anteil-
wert an einem bestimmten Bewer-
tungstag den tatsachlichen Wert der
Anteile des Fonds nicht wiedergibt,
oder wenn es seit der Ermittlung des
Anteilwertes betrachtliche Bewegun-
gen an den betreffenden Bérsen

und/oder Markten gegeben hat, kann
die Verwaltungsgesellschaft beschlie-
Ben, den Anteilwert noch am selben
Tag zu aktualisieren. Unter diesen Um-
standen werden alle fur diesen Bewer-
tungstag eingegangenen Antrage auf
Zeichnung und Rucknahme auf der
Grundlage des Anteilwertes eingel6st,
der unter Berticksichtigung des Grund-
satzes von Treu und Glauben aktuali-
siert worden ist.

Sofern fur den Fonds Anteilklassen
eingerichtet sind, ergeben sich fur die
Anteilwertberechnung folgende Be-
sonderheiten:

Die Anteilwertberechnung erfolgt nach
den unter Absatz 1 dieses Artikels auf-
geflihrten Kriterien fur jede Anteilklas-
se separat.

Der Mittelzufluss aufgrund der Ausga-
be von Anteilen erhéht den prozentua-
len Anteil der jeweiligen Anteilklasse
am gesamten Wert des Netto-
Fondsvermdgens. Der Mittelabfluss
aufgrund der Riicknahme von Anteilen
vermindert den prozentualen Anteil
der jeweiligen Anteilklasse am gesam-
ten Wert des Netto-Fondsvermdgens.

Im Fall einer Ausschittung vermindert
sich der Anteilwert der Anteile der aus-
schuttungsberechtigten Anteilklasse
um den Betrag der Ausschittung. Da-
mit vermindert sich zugleich der pro-
zentuale Anteil dieser Anteilklasse am
gesamten Wert des Netto-
Fondsvermdgens, wahrend sich der
prozentuale Anteil der nicht ausschit-
tungsberechtigten Anteilklasse am ge-
samten Netto-Fondsvermdgen erhéht.

Fur den Fonds kann ein Ertragsaus-
gleich durchgefuhrt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fur
umfangreiche Ricknahmeantrage, die
nicht aus den liquiden Mitteln und zu-
lassigen Kreditaufnahmen des Fonds
befriedigt werden kénnen, den An-
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teilwert auf der Basis der Kurse des
Bewertungstages bestimmen, an wel-
chem sie fur den Fonds die erforderli-
chen Verkdufe vornimmt; dies gilt
dann auch fur gleichzeitig eingereichte
Zeichnungsauftrage fur den Fonds.

6. Die Verwaltungsgesellschaft ist berech-
tigt, die Berechnung des Anteilwertes
zeitweilig einzustellen, wenn und so-
lange Umstdnde vorliegen, die diese
Einstellung erforderlich machen und
wenn die Einstellung unter Bertcksich-
tigung der Interessen der Anteilinhaber
gerechtfertigt ist, insbesondere:

= wahrend der Zeit, in welcher eine Borse
oder ein anderer Markt, wo ein wesentlicher
Teil der Vermogenswerte des Fonds amtlich
notiert oder gehandelt wird, geschlossen ist
(auBer an gewohnlichen Wochenenden
oder Feiertagen) oder der Handel an dieser
Borse bzw. an dem entsprechenden Markt
ausgesetzt oder eingeschrankt wurde;

= in Notlagen, wenn die Verwaltungsgesell-
schaft Giber Anlagen des Fonds nicht verfu-
gen kann oder es ihr unméglich ist, den
Gegenwert der Anlagekaufe oder -verkaufe
frei zu transferieren oder die Berechnung
des Anteilwertes ordnungsgemdB durchzu-
fihren.

Die Verwaltungsgesellschaft wird die Aus-
setzung beziehungsweise Wiederaufnahme
der Anteilwertberechnung unverziglich in
mindestens zwei hinreichend verbreiteten
Tageszeitungen, einschlieBlich mindestens
einer Luxemburger Tageszeitung verdffentli-
chen sowie allen Anteilinhabern mitteilen,
die Anteile zur Riicknahme angeboten ha-
ben.

Artikel 13
Ausgabe von Anteilen

1. Die Ausgabe von Anteilen erfolgt zu
dem im Sonderreglement des Fonds
festgelegten Ausgabepreis und zu den
dort bestimmten Bedingungen.
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2. Die Verwaltungsgesellschaft kann far
den Fonds jederzeit nach eigenem Er-
messen einen Zeichnungsantrag zu-
rickweisen oder die Ausgabe von An-
teilen zeitweilig beschranken,
aussetzen oder endgdiltig einstellen,
soweit dies im Interesse der Gesamt-
heit der Anteilinhaber, zum Schutz der
Verwaltungsgesellschaft, zum Schutz
des Fonds, im Interesse der Anlagepoli-
tik oder im Fall der Geféhrdung der
spezifischen Anlageziele des Fonds er-
forderlich erscheint.

3. Der Erwerb von Anteilen erfolgt
grundsatzlich zum Ausgabepreis des
jeweiligen Bewertungstages. Zeich-
nungsantrage, welche bis spatestens
12.00 Uhr (Luxemburger Zeit) an ei-
nem Bewertungstag bei der Verwal-
tungsgesellschaft eingegangen sind,
werden auf der Grundlage des Anteil-
wertes dieses Bewertungstages abge-
rechnet. Zeichnungsantrage, welche
nach 12.00 Uhr (Luxemburger Zeit)
eingehen, werden auf der Grundlage
des Anteilwertes des nachstfolgenden
Bewertungstages abgerechnet.

4. Der Ausgabepreis ist innerhalb von
zwei Bankarbeitstagen nach dem ent-
sprechenden Bewertungstag fallig.

5. Die Anteile werden unverzlglich nach
Eingang des Ausgabepreises bei der
Verwahrstelle im Auftrag der Verwal-
tungsgesellschaft von der Verwahrstel-
le zugeteilt und durch Ubergabe von
Anteilzertifikaten in entsprechender
Hohe Ubertragen.

6. Die Verwahrstelle wird auf nicht ausge-
fihrte Zeichnungsantrége eingehende
Zahlungen unverzuglich zurtickzahlen.

Artikel 14
Riicknahme von Anteilen

1. Die Anteilinhaber des Fonds sind be-
rechtigt, jederzeit die Ricknahme ihrer
Anteile zu dem im Sonderreglement

des Fonds festgelegten Riicknahme-
preis und zu den dort bestimmten Be-
dingungen zu verlangen. Diese Riick-
nahme erfolgt nur an einem
Bewertungstag. Die Zahlung des Riick-
nahmepreises erfolgt grundsatzlich
zwei Bankarbeitstage nach dem ent-
sprechenden Bewertungstag gegen
Ruckgabe der Anteile. Die Verwal-
tungsgesellschaft behalt sich das Recht
vor, die Frist zur Zahlung des Ruck-
nahmepreises auf bis zu 5 Bankarbeits-
tage zu verlangern, sofern dies durch
Verzégerungen bei der Zahlung der Er-
|6se aus AnlageverduBerungen an den
Fonds auf Grund von durch Borsen-
kontrollvorschriften oder ahnlichen
Marktbeschrankungen begriindeten
Behinderungen an dem Markt, an dem
eine beachtliche Menge der Vermo-
genswerte des Fonds angelegt sind,
oder in auBergewdhnlichen Umstan-
den, in denen der Fonds den Rick-
nahmepreis nicht innerhalb von zwei
Bankarbeitstagen zahlen kann, not-
wendig ist.

2. Die Rucknahme erfolgt grundséatzlich
zum Rucknahmepreis des jeweiligen
Bewertungstages. Ricknahmeantrage,
welche bis spatestens 12.00 Uhr (Lu-
xemburger Zeit) an einem Bewertungs-
tag bei der Verwaltungsgesellschaft
eingegangen sind, werden zum An-
teilwert dieses Bewertungstages abge-
rechnet. Ricknahmeantrdge, welche
nach 12.00 Uhr (Luxemburger Zeit)
eingehen, werden zum Anteilwert des
nachstfolgenden Bewertungstages ab-
gerechnet.

3. Die Verwaltungsgesellschaft ist nach
vorheriger Genehmigung durch die
Verwahrstelle berechtigt, die Ruck-
nahme von Anteilen zeitweilig auszu-
setzen. Eine Aussetzung ist insbeson-
dere moglich:

= |m Falle umfangreicher Riicknahmeantra-
ge, die nicht aus Sichteinlagen, kurzfristig
liquidierbaren Vermdgenswerten und zulds-



sigen Kreditaufnahmen des Fonds befriedigt
werden kdnnen;

= sofern die Berechnung des Anteilwertes
gemal Artikel 12 Absatz 5 zeitweilig einge-
stellt ist;

= nach Ankiindigung der Auflésung des
Fonds zur Gewahrleistung des Liquidations-
verfahrens;

= gus anderen Griinden, die es im Interesse
der Gesamtheit der Anleger des Fonds als
gerechtfertigt und/oder geboten erscheinen
lassen, z.B. wenn bei VerduBerung von
Vermoégensgegenstanden aufgrund illiquider
Markte nicht solche Erlose erzielt werden
kénnen, die bei normalen Marktverhaltnis-
sen erzielt wirden.

Die Verwaltungsgesellschaft wird die Aus-
setzung beziehungsweise Wiederaufnahme
der Riicknahme unverziglich in mindestens
zwei hinreichend verbreiteten Tageszeitun-
gen, einschlieBlich mindestens einer Luxem-
burger Tageszeitung verdffentlichen sowie
allen Anteilinhabern mitteilen, die Anteile
zur Riicknahme angeboten haben. Im Falle
der Aussetzung der Ricknahme auf Grund
der Liguidation des Fonds oder gegebenen-
falls eines Teilfonds gilt Artikel 19 Absatz 3.

4. Die Verwahrstelle ist nur insoweit zur
Zahlung verpflichtet, als keine gesetzli-
chen Bestimmungen, z.B. devisenrecht-
liche Vorschriften oder andere von der
Verwahrstelle nicht beeinflussbare Um-
stande, die Uberweisung des Riick-
nahmepreises in das Land des Antrag-
stellers verbieten.

5. Die Verwaltungsgesellschaft kann fur
den Fonds Anteile einseitig gegen Zah-
lung des Rucknahmepreises zurickkau-
fen, soweit dies im Interesse der Ge-
samtheit der Anteilinhaber oder zum
Schutz der Verwaltungsgesellschaft
oder des Fonds erforderlich erscheint.

Artikel 15
Ertragsverwendung

1. Die Ausschittungspolitik des Fonds
bzw. seiner einzelnen Anteilklassen
wird im Sonderreglement des Fonds
festgelegt.

2. Zur Ausschiuttung kénnen die ordentli-
chen Nettoertrage sowie realisierte
Kursgewinne kommen. Ferner kénnen
die nicht realisierten Kursgewinne so-
wie sonstige Aktiva zur Ausschittung
gelangen, sofern das Netto-
Fondsvermdgen aufgrund der Aus-
schttung nicht unter die Mindest-
grenze gemal Artikel 19 Absatz 1
Buchstabe a) sinkt.

3. Ausschittungen werden auf die am
Ausschuttungstag ausgegebenen An-
teile ausgezahlt.

4. Die Vorlegungsfrist fur Ertragsscheine
betragt funf Jahre ab Ver&ffentlichung
der jeweiligen Ausschuttungserkla-
rung. Ausschittungen, die wahrend
der Vorlegungsfrist nicht abgefordert
wurden, verjahren zugunsten des
Fonds. Die Verwaltungsgesellschaft ist
ermachtigt, aber nicht verpflichtet,
Ausschittungsbetrage an Anteilinha-
ber, die ihr Recht auf Ausschittung
erst nach Ablauf der Verjahrungsfrist
geltend machen, auszuzahlen.

Artikel 16
Verschmelzung des Fonds
beziehungsweise der Teilfonds

1. Die Verwaltungsgesellschaft kann
durch Beschluss des Verwaltungsrats
und, soweit anwendbar, gemal den im
Gesetz von 2010 sowie den anwend-
baren Verwaltungsvorschriften be-
nannten Bedingungen und Verfahren
den Fonds oder gegebenenfalls einen
oder mehrere Teilfonds des Fonds mit
einem bereits bestehenden oder ge-
meinsam gegrindeten anderen Teil-
fonds, anderen Luxemburger Fonds

bzw. Teilfonds, einem anderen auslan-
dischen OGAW oder einem Teilfonds
eines anderen auslandischen OGAWSs
entweder unter Auflésung ohne Ab-
wicklung oder unter Weiterbestand bis
zur Tilgung samtlicher Verbindlichkei-
ten verschmelzen.

2. Die Verwaltungsgesellschaft zeigt die
Verschmelzung des Fonds bzw. Teil-
fonds gemaR Artikel 18 Absatz 5 an.
Die Anteilinhaber haben das Recht, in-
nerhalb von 30 Tagen die Rickgabe
oder gegebenenfalls den Umtausch ih-
rer Anteile in Anteile eines anderen
Fonds bzw. Teilfonds mit dhnlicher An-
lagepolitik, der von derselben Verwal-
tungsgesellschaft oder einer anderen
Gesellschaft verwaltet wird, mit der die
Verwaltungsgesellschaft durch eine
gemeinsame Verwaltung oder Kontrol-
le oder durch eine wesentliche direkte
oder indirekte Beteiligung verbunden
ist, ohne weitere Kosten als jene, die
vom Fonds bzw. Teilfonds zur Deckung
der Auflésungskosten einbehalten
werden, zu verlangen.

Mit Wirksamwerden der Verschmel-
zung werden die Anteilinhaber des
Ubertragenden Fonds bzw. Teilfonds
Anteilinhaber des tbernehmenden
Fonds bzw. Teilfonds.

3. Rechts-, Beratungs- oder Verwaltungs-
kosten, die mit der Vorbereitung und
der Durchfiihrung einer Verschmelzung
verbunden sind, werden nicht den be-
troffenen Fonds bzw. Teilfonds oder
deren Anteilinhabern angelastet.

Artikel 17
Allgemeine Kosten

1. Neben den im Sonderreglement des
Fonds aufgefuhrten Kosten kénnen
dem Fonds folgende Kosten belastet
werden:

a) Steuern und dhnliche Abgaben, die auf
das jeweilige Fondsvermdgen, dessen
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Einkommen oder die Auslagen zu Las-
ten des Fonds erhoben werden;

Kosten fur Rechtsberatung, die der
Verwaltungsgesellschaft oder der Ver-
wabhrstelle entstehen, wenn sie im Inte-
resse der Anteilinhaber des Fonds han-
deln;

Kosten der Wirtschaftsprufer des
Fonds sowie die Kosten der Priifung
seiner steuerlichen Rechnungslegung;

Kosten fur die Erstellung von Anteilzer-
tifikaten und Ertragsscheinen;

Kosten fur die Einlésung von Ertrags-
scheinen;

Kosten der Erstellung sowie der Hinter-
legung und Veroffentlichung des
Grundreglements und des Sonderreg-
lements des Fonds sowie anderer Do-
kumente, wie z.B. Verkaufsprospekte
und wesentliche Informationen fur den
Anleger und sonstige Dokumente, die
den Fonds betreffen und die fur den
Vertrieb der Anteile des Fonds in be-
stimmten Landern nach deren Vor-
schriften notwendig sind, einschlieBlich
der Kosten der Anmeldungen zur Re-
gistrierung oder der schriftlichen Erlau-
terungen bei sémtlichen Registrie-
rungsbehérden und Borsen
(einschlieBlich ortlichen Wertpapier-
handlervereinigungen), welche im Zu-
sammenhang mit dem Fonds oder
dem Anbieten seiner Anteile vorge-
nommen werden mussen;

Druck- und Vertriebskosten der Jahres-
und Halbjahresberichte fur die Anteil-
inhaber in allen notwendigen Sprachen
sowie Druck- und Vertriebskosten der
samtlichen weiteren Berichte und Do-
kumente, welche gemaB den anwend-
baren Gesetzen oder Verordnungen
der genannten Behorden notwendig
sind;

Kosten der fur die Anteilinhaber be-
stimmten Vertffentlichungen;

i)

ein angemessener Anteil an den Kos-
ten fur die Werbung und an solchen,
welche direkt im Zusammenhang mit
dem Anbieten und Verkauf von Antei-
len anfallen;

samtliche Kosten im Zusammenhang
mit dem Erwerb und der VerduBerung
von Vermdgenswerten.

Samtliche Kosten werden zunachst
dem laufenden Einkommen, dann den
Kapitalgewinnen und zuletzt dem
Fondsvermdgen angerechnet.

Artikel 18
Veroffentlichungen

1.

Die erstmals gultige Fassung dieses

Grundreglements und des Sonderreg-
lements des Fonds sowie Anderungen
derselben werden bei der Kanzlei des
Bezirksgerichts Luxemburg hinterlegt

lagen des Fonds sind am Sitz der Ver-
waltungsgesellschaft sowie bei sonsti-
gen im Verkaufsprospekt verzeichneten
Stellen auf Verlangen kostenlos erhalt-
lich.

Die Verschmelzung des Fonds bzw.
Teilfonds wird von der Verwaltungsge-
sellschaft mindestens 30 Tage im Vo-
raus in jeweils einer Uberregionalen Ta-
geszeitung der Lander, in denen
Anteile des Fonds bzw. Teilfonds ver-
trieben werden, unter BerUcksichti-
gung der Anforderungen des Gesetzes
von 2010 sowie der anwendbaren
Verwaltungsvorschriften, unter ande-
rem mit dem Hinweis veréffentlicht,
dass die Anteilinhaber wahrend dieser
Zeit das Recht haben, Anteile ohne
Kosten entsprechend Artikel 16 Absatz
2 zum jeweiligen Anteilwert zurtickzu-
geben.

und ein Verweis auf diese Hinterlegung  Artikel 19
Liquidation

wird im ,Mémorial C, Recueil des
Sociétés et Associations” (,, Mémori-
al”), dem Amtsblatt des GroBherzog-
tums Luxemburg, veréffentlicht.

. Anderungen dieses Grundreglements

und des Sonderreglements des Fonds
werden dartber hinaus, soweit erfor-
derlich, in mindestens zwei hinreichend
verbreiteten Tageszeitungen, ein-
schlieBlich mindestens einer Luxem-
burger Tageszeitung veroffentlicht.

. Ausgabe- und Rucknahmepreise kén-

nen bei der Verwaltungsgesellschaft
sowie bei sonstigen im Verkaufspros-
pekt verzeichneten Stellen erfragt wer-
den.

Die Verwaltungsgesellschaft erstellt fir
den Fonds einen Verkaufsprospekt, ein
kurzes Dokument mit wesentlichen In-
formationen fur den Anleger, einen
gepriften Jahresbericht sowie einen
Halbjahresbericht entsprechend den
gesetzlichen Bestimmungen des GrofB-
herzogtums Luxemburg. Diese Unter-

1.

a)

b)

Der Fonds oder ein Teilfonds kénnen
durch die Verwaltungsgesellschaft un-
ter angemessener Beriicksichtigung
der Interessen der Anteileigner aufge-
|6st werden. Eine Auflésung des Fonds
oder von Teilfonds erfolgt zwingend in
den gesetzlich vorgesehenen Fallen,
insbesondere

wenn das Netto-Fondsvermogen in-
nerhalb von sechs Monaten nach Ge-
nehmigung des Fonds nicht mindes-
tens den Gegenwert von 1,25
Millionen Euro erreicht;

wenn das Netto-Fondsvermogen wah-
rend mehr als sechs Monaten unter ei-
nem Viertel der Mindestgrenze gemaf
a) bleibt;

wenn die Verwahrstellenbestellung
geklindigt wird, ohne dass eine neue
Verwahrstellenbestellung innerhalb der
gesetzlichen oder vertraglichen Fristen
erfolgt;



d) wenn die Verwaltungsgesellschaft in

Konkurs geht oder aus irgendeinem
Grund aufgel6st wird;

in anderen, im Gesetz von 2010 vorge-
sehenen Fallen.

Die Auflésung des Fonds oder eines
Teilfonds wird entsprechend den ge-
setzlichen Bestimmungen von der
Verwaltungsgesellschaft im Mémorial
und in mindestens zwei hinreichend
verbreiteten Tageszeitungen, ein-
schlieBlich mindestens einer Luxem-
burger Tageszeitung, veroffentlicht.

Wenn ein Tatbestand eintritt, der zur
Auflosung des Fonds fuhrt, werden die
Ausgabe und die Ricknahme von An-
teilen eingestellt. Die Rlicknahme von
Anteilen kann durch die Verwaltungs-
gesellschaft unter Beriicksichtigung der
Interessen der Anteilinhaber jedoch
weiter zugelassen werden, sofern die
Anleger gleichbehandelt werden, wo-
bei der fur die Ricknahme zu zahlende
Betrag um die Liquidationskosten, ins-
besondere in diesem Zusammenhang
zu zahlende Honorare gemindert wer-
den kann. Wird die Ruicknahme im Zu-
ge der Liquidation eingestellt oder
ausgesetzt, wird in der Veroffentli-
chung nach Absatz 2 darauf hingewie-
sen.

Die Verteilung des Liquidationserldses
an die Anteilinhaber nach deren An-
spruch erfolgt durch die Verwahrstelle
auf Anweisung der Verwaltungsgesell-
schaft oder gegebenenfalls der von
derselben oder von der Verwahrstelle
ernannten Liquidatoren, wobei die Li-
quidationskosten, insbesondere in die-
sem Zusammenhang zu zahlende Ho-
norare, anteilig abgezogen werden
("Nettoliquidationserlds"). Der Netto-
Liquidationserl®s, der nicht zum Ab-
schluss des Liquidationsverfahrens von
Anteilinhabern eingezogen worden ist,
wird, soweit dann gesetzlich notwen-
dig, in Euro umgerechnet und von der
Verwahrstelle nach Abschluss des Li-

quidationsverfahrens fiir Rechnung der
jeweils berechtigten Anteilinhaber bei
der Caisse de Consignation in Luxem-
burg hinterlegt, wo dieser Betrag ver-
fallt, wenn er nicht innerhalb der ge-
setzlichen Frist dort angefordert wird.
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Sonderreglement
Deka-Europa Nebenwerte

zu dem von der Deka International S.A.
erstellten Grundreglement fur von ihr ge-
maR Teil | des Gesetzes von 2010 in Form
eines fonds commun de placement errichte-
te Investmentfonds in der ab 30. November
2016 geltenden Fassung.

Artikel 1
Der Fonds

Fur Deka-Europa Nebenwerte (nachfolgend
der ,Fonds"”) ist das von der Deka Internati-
onal S.A. erstellte Grundreglement fir von
ihr gemaB Teil | des Gesetzes von 2010 in
Form eines fonds commun de placement
errichtete Investmentfonds in seiner jeweili-
gen Fassung integraler Bestandteil dieses
Sonderreglements. Das Grundreglement
wurde bei dem Luxemburger Handels- und
Gesellschaftsregister hinterlegt und ein
Verweis auf diese Hinterlegung am 30. April
2016 im Mémorial veroffentlicht.

Artikel 2
Anlagepolitik

1. Das Hauptziel der Anlagepolitik von
Deka-Europa Nebenwerte ist es, an der
Wertentwicklung mittlerer und kleiner
Unternehmen in Europa zu partizipie-
ren.

2. Zu diesem Zweck ist beabsichtigt das
Fondsvermdgen nach dem Grundsatz
der Risikostreuung und im Rahmen der
allgemeinen Richtlinien fir die Anlage-
politik gemaB Artikel 5 des Grundreg-
lements Uberwiegend und zu mehr als
zwei Dritteln des jeweiligen Wertpa-
piervermdgens in Aktien von Unter-
nehmen mit Sitz in einem europai-
schen Staat anzulegen, die gemessen
an der zum Jahresende des vorange-
gangenen Kalenderjahres ermittelten
Marktkapitalisierung (gesamtes Ak-
tienkapital zum Borsenkurs) nicht zu
den hundert gréBten europaischen Ak-
tiengesellschaften zahlen.
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3. Biszu 10 % des Netto-
Fondsvermdégens darf in Investmentan-
teile gemaB Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe e) des Grundreglements angelegt
werden.

4. Daneben dirfen Bankguthaben gemaR
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f) des
Grundreglements und flussige Mittel
gemaB Artikel 5 Absatz 3 des Grund-
reglements gehalten werden.

5. Der Erwerb von verzinslichen Wertpa-
pieren ist ausgeschlossen.

Artikel 3
Anteile

FUr den Fonds werden Anteile der Anteil-
klassen CF (A), TF (A) und AV (A) eingerich-
tet.

Artikel 4
Fondswahrung, Ausgabe und
Ricknahme von Anteilen

1. Die Fondswahrung ist der Euro.

2. Anteile der Anteilklasse werden an
jedem Bewertungstag ausgegeben.
Ausgabepreis fur Anteile der Anteil-
klasse CF (A) ist der Anteilwert gemali3
Artikel 12 Absatz 1 des Grundregle-
ments zuzlglich einer Verkaufsprovisi-
on von bis zu 5,26 % des Anteilwer-
tes, die zugunsten der Vertriebsstellen
erhoben wird. Ausgabepreis flr Anteile
der Anteilklassen TF (A) und AV (A) ist
der Anteilwert. Der Ausgabepreis kann
sich um Gebuhren oder andere Belas-
tungen erhéhen, die in den jeweiligen
Vertriebslandern anfallen.

3. Rucknahmepreis fir Anteile der Anteil-
klasse ist der Anteilwert gemal Artikel
12 Absatz 1 des Grundreglements. Der
Ricknahmepreis kann sich um Gebuh-
ren oder andere Belastungen vermin-
dern, die in den jeweiligen Vertriebs-
landern anfallen.

Artikel 5
Ertragsverwendung

1. Esist vorgesehen, dass die Gesellschaft
fur die Anteilklassen CF (A), TF (A) und
AV (A) grundsatzlich, die nicht zur Kos-
tendeckung vorgesehenen Zinsen, Di-
videnden und Ertrage aus Darlehens-
und Pensionsgeschaften gemal3 Artikel
15 Absatz 2 bis 4 des Grundregle-
ments an die Anleger ausschiittet. Ver-
auBerungsgewinne und sonstige Ertra-
ge konnen ebenfalls zur Ausschittung
herangezogen werden. Die Geschafts-
fihrung der Verwaltungsgesellschaft
entscheidet jahrlich unter Berticksichti-
gung wirtschaftlicher Aspekte und
Notwendigkeiten, ob und in welcher
Hohe eine Ausschittung erfolgt.

2. Fur den Fall der Ausschiittung erfolgt
die Ausschittung jahrlich innerhalb
von drei Monaten nach Schluss des
Geschéftsjahres.

Artikel 6
Kosten

1. Die Verwaltungsgesellschaft erhélt aus
dem Fondsvermdogen fiir die Haupt-
verwaltung und Anlagenverwaltung
ein jahrliches Entgelt von bis zu
2,00 %, das monatlich anteilig auf das
durchschnittliche Netto-
Fondsvermodgen wahrend des betref-
fenden Monats berechnet und monat-
lich nachtraglich ausbezahlt wird.

2. Die Verwaltungsgesellschaft kann sich
fur die Verwaltung von Derivate-
Geschéaften und bei der Verwaltung
von Sicherheiten fur diese Geschafte
(sog. Collateral-Management) der
Dienste Dritter bedienen. AuBerdem
kénnen weitere Leistungen Dritter im
Rahmen der Erfillung der Verordnung
(EU) Nr. 648/2012 (European Market
Infrastructure Regulation — sog. EMIR),
unter anderem fur das zentrale Clea-
ring von OTC-Derivaten und Meldun-
gen an Transaktionsregister einschlieB3-



lich Kosten fur Rechtstrager-
Kennungen, in Anspruch genommen
werden. Die Verwaltungsgesellschaft
kann dem Fondsvermdgen die von den
Dritten fur ihre Leistungen in Rech-
nung gestellten Vergttungen und Ent-
gelte bis zur Hohe von jahrlich insge-
samt 0,10 % des durchschnittlichen
Netto-Fondsvermdgens belasten. Es
steht der Verwaltungsgesellschaft frei,
nur Teilbetrdge zu belasten oder von
einer Belastung abzusehen.

. Die Verwaltungsgesellschaft erhélt aus

den Anteilen der Anteilklasse TF (A),
eine jahrliche Vertriebsprovision zu-
gunsten der Vertriebsstellen von bis zu
1,50 %, die monatlich anteilig auf das
Netto-Fondsvermdgen am letzten Ge-
schaftstag eines Monats berechnet und
monatlich nachtraglich ausbezahlt
wird.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fur
die Verwaltung des Fondsvermdégens,
das den Anteilen der Anteilklassen CF
(A) und TF (A) zu zuordnen ist, eine er-
folgsabhdngige Vergttung in Hohe
von bis zu 25,00 % (Hochstbetrag) des
Betrages erhalten, um den die Anteil-
wertentwicklung die Entwicklung des
Vergleichsindex am Ende einer Ab-
rechnungsperiode Ubersteigt (Outper-
formance tber den Vergleichsindex),
hochstens jedoch bis zu 2,00 % des
Durchschnittswerts des Fondsverma-
gens in der Abrechnungsperiode.

Unterschreitet die Anteilwertentwick-
lung am Ende einer Abrechnungsperi-
ode die Performance des Vergleichsin-
dex (negative Benchmark-
Abweichung), so erhélt die Verwal-
tungsgesellschaft keine erfolgsabhan-
gige Vergltung. Entsprechend der Be-
rechnung bei positiver Benchmark-
Abweichung wird auf Basis des verein-
barten Hochstbetrages der negative
Betrag pro Anteilwert errechnet und
auf die nachste Abrechnungsperiode
vorgetragen. Fir die nachfolgende Ab-
rechnungsperiode erhélt die Verwal-

tungsgesellschaft nur dann eine er-
folgsabhdngige Vergtung, wenn der
aus positiver Benchmark-Abweichung
errechnete Betrag den negativen Vor-
trag aus der vorangegangenen Ab-
rechnungsperiode am Ende der Ab-
rechnungsperiode Ubersteigt. In
diesem Fall besteht der Vergltungsan-
spruch aus der Differenz beider Betra-
ge. Ein verbleibender negativer Betrag
pro Anteilwert wird wieder in die neue
Abrechnungsperiode vorgetragen.
Ergibt sich am Ende der nachsten Ab-
rechnungsperiode erneut eine negative
Benchmark-Abweichung, so wird der
vorhandene negative Vortrag um den
aus dieser negativen Benchmark-
Abweichung errechneten Betrag er-
hoht. Bei der Berechnung des Vergu-
tungsanspruchs werden negative Vor-
trage der vorangegangenen funf
Abrechnungsperioden berlcksichtigt.

Ein positiver Betrag pro Anteilwert, der
nicht entnommen werden kann, wird
ebenfalls in die neue Abrechnungspe-
riode vorgetragen.

Die Abrechnungsperiode beginnt am
1. Oktober und endet am 30. Septem-
ber eines Kalenderjahres.

Vom 1. Oktober 2014 bis zum 29. No-
vember 2016 war der Vergleichsindex
der STOXX® Europe Total Market
Growth Mid Index (Net Return in EUR).
Ab dem 30. November 2016 werden
als neuer Vergleichsindex zu 80 % der
MSCI Europe Mid Cap Index und zu
20 % MSCI Europe Small Cap Index
festgelegt.

Die erfolgsabhangige Vergitung wird
durch den Vergleich der Entwicklung
des Vergleichsindex mit der Anteilwer-
tentwicklung, die nach der BVI-
Methode® berechnet wird, in der Ab-
rechnungsperiode ermittelt.

> Informationen zur BVI-Methode:
http://www.bvi.de/statistik/wertentwicklung/

Die dem Fondsvermdgen belasteten
Kosten durfen vor dem Vergleich nicht
von der Entwicklung des Vergleichsin-
dex abgezogen werden.

Entsprechend dem Ergebnis eines tag-
lichen Vergleichs wird eine angefallene
erfolgsabhdngige Vergtitung im Fonds-
vermdgen zuriickgestellt. Liegt die An-
teilwertentwicklung wahrend der Ab-
rechnungsperiode unter der des
Vergleichsindex, so wird eine in der je-
weiligen Abrechnungsperiode bisher
zurtickgestellte, erfolgsabhangige Ver-
gltung entsprechend dem tdglichen
Vergleich wieder aufgeldst. Die am En-
de der Abrechnungsperiode bestehen-
de, zuriickgestellte erfolgsabhangige
Vergltung kann entnommen werden.

Falls der Vergleichsindex entfallen soll-
te, wird die Verwaltungsgesellschaft
einen angemessenen anderen Index
festlegen, der an die Stelle des ge-
nannten Index tritt.

Die erfolgsabhangige Vergltung kann
auch dann entnommen werden, wenn
der Anteilwert am Ende der Abrech-
nungsperiode den Anteilwert zu Be-
ginn der Abrechnungsperiode unter-
schreitet (absolut negative
Anteilwertentwicklung).

Die Verwaltungsgesellschaft erhalt fur
die Anbahnung, Vorbereitung und
Durchfiihrung von Wertpapierdarle-
hensgeschaften und Wertpapierpensi-
onsgeschaften fir Rechnung des Fonds
eine pauschale Vergutung in Hohe von
bis zu 49% der Ertrage aus diesen Ge-
schaften. Die im Zusammenhang mit
der Vorbereitung und Durchfihrung
von solchen Geschéften entstandenen
Kosten einschlieBlich der an Dritte zu
zahlenden VergUtungen tragt die Ge-
sellschaft.

Die Verwaltungsgesellschaft erhalt aus
dem Fondsvermdgen eine jéhrliche
Kostenpauschale in Héhe von bis zu
0,40 %, die anteilig auf das durch-
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schnittliche Netto-Fondsvermdgen des
betreffenden Monats zu berechnen
und zum betreffenden Monatsende
auszuzahlen ist. Fur die Berechnung
werden die Tageswerte zugrunde ge-
legt. Die Kostenpauschale umfasst die
folgenden Vergutungen und Kosten,
die dem Fonds nicht separat belastet
werden:

= VergUtung der Verwahrstelle;

= Kosten von Artikel 17 Absatz 1 Buchsta-
ben b) bis i) des Grundreglements;

= Kosten, die im Zusammenhang mit der
Verwendung eines VergleichsmaBsta-
bes entstehen konnen;

= Kosten und Auslagen, die der Verwahr-
stelle aufgrund einer zuldssigen und
marktublichen Beauftragung Dritter
gemaB Artikel 4 Absatz 3 des Grundre-
glements mit der Verwahrung von
Vermdgenswerten des Fonds entste-
hen.

Die Verwahrstelle erhdlt aus dem Fonds-
vermogen eine bankdibliche Bearbei-
tungsgebuhr fur Geschafte fur Rech-
nung des Fonds.

Artikel 7
Geschaftsjahr

Das Geschéftsjahr des Fonds endet am
30. September eines jeden Jahres.
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lll. Anhang

Ilhre Partner in der Sparkassen-Finanzgruppe

Verwaltungsgesellschaft

Deka International S.A.
5, rue des Labours
1912 Luxembourg
Luxembourg

Eigenkapital (zum 31. Dezember 2015)

gezeichnet: EUR 10,4 Mio.
eingezahlt: EUR 10,4 Mio.
haftend: EUR 77,5 Mio.

Verwaltungsrat der
Verwaltungsgesellschaft

Vorsitzender

Patrick Weydert

Geschéftsfuhrer der

DekaBank Deutsche Girozentrale
Luxembourg S.A., Luxembourg

Stellvertretender Vorsitzender
Thomas Ketter

Geschaftsfuhrer der

Deka Investment GmbH,
Frankfurt am Main

Mitglied

Holger Knlippe

Leiter Beteiligungen der
DekaBank Deutsche Girozentrale,
Frankfurt am Main

Geschaftsfiihrung

Holger Hildebrandt

Direktor der

Deka International S.A., Luxembourg

Eugen Lehnertz
Direktor der
Deka International S.A., Luxembourg

Verwahrstelle und Zahlstelle

DekaBank Deutsche Girozentrale
Luxembourg S.A.

38, avenue John F. Kennedy
1855 Luxembourg

Luxembourg

Eigenmittel (zum 31. Dezember 2015)
EUR 450,5 Mio.

Abschlusspriifer fiir den Fonds und die
Verwaltungsgesellschaft

KPMG Luxembourg, Société coopérative
39, Avenue John F. Kennedy

L-1855 Luxembourg

Luxembourg

Zahl- und Informationsstelle in der
Bundesrepublik Deutschland

DekaBank Deutsche Girozentrale
Mainzer LandstraB3e 16

60325 Frankfurt

Deutschland

Zahl- und Informationsstelle in
Osterreich

Vorarlberger Landes- und Hypothekenbank
Aktiengesellschaft

Hypo-Passage 1

A-6900 Bregenz

Osterreich

Die vorstehenden Angaben werden in
den Jahres- und Halbjahresberichten
jeweils aktualisiert.
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Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet

die folgenden Fonds:

1. Investmentfonds geman Teil | des
Luxemburger Gesetzes vom
17. Dezember 2010 iiber Organis-
men fiir gemeinsame Anlagen

Deka: (mit den Teilfonds)
Deka: CapProtect 1
Deka: DeutschlandProtect Strategie 90 |
Deka: DeutschlandProtect Strategie 90 Il
Deka: EuroCap Protect 90 |
Deka: EuroGarant 6
Deka: EuroProtect Strategie 90 |
Deka: EuroProtect Strategie 90 Il
Deka 10/2007 (3 Jahre roll-over)
Deka Private Banking Portfolio
(mit den Teilfonds)
Deka Private Banking Portfolio Renten
Deka Private Banking Portfolio
Aktien Global
Deka-BasisStrategie Renten
Deka-BF EuroRenten Total Return
Deka-Cash
Deka-Commodities
Deka-ConvergenceAktien
Deka-ConvergenceRenten
Deka-CorporateBond Euro
Deka-CorporateBond High Yield Euro
Deka-DeutschlandGarant 1
Deka-DeutschlandGarant 4
Deka-DeutschlandGarant Strategie 1
Deka-Deutschland Nebenwerte
Deka-DiscountStrategie 5y
Deka-EuroCash
Deka-EuroFlex Plus
Deka-EuroGarant 1
Deka-EuroGarant 2
Deka-EuroGarant 3
Deka-EuroGarant 4
Deka-EuroGarant Strategie
Deka-EuroGarant Strategie 1
Deka-Euroland Aktien LowRisk
Deka-EuropaGarant
Deka-Europa Aktien Spezial
Deka-Europa Nebenwerte
Deka-EuropaValue
Deka-EuroStocks
Deka-Flex: (mit dem Teilfonds)
Deka-Flex: Euro
Deka-Globale Aktien LowRisk
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Deka-Global ConvergenceAktien
Deka-Global ConvergenceRenten
Deka-GlobalOpportunities Plus
Deka-GlobalStrategie Garant
Deka-GlobalSelect
Deka-Institutionell LiquiditatGarant
Deka-Institutionell LiquiditatsPlan
Deka-LiquiditatsPlan
Deka-LiquiditatsPlan 2
Deka-Multimanager Strategien
Deka-Nachhaltigkeit (mit den Teilfonds)
Deka-Nachhaltigkeit Aktien
Deka-Nachhaltigkeit Balance
Deka-Nachhaltigkeit Renten
Deka-OptiMix Europa
Deka-OptiRent 1+y
Deka-OptiRent 2y
Deka-OptiRent 2y (I)
Deka-OptiRent 3y
Deka-OptiRent 3y (I)
Deka-OptiRent 5y
Deka-PB Werterhalt 2y
Deka-Renten: Euro 1-3 CF
Deka-Renten: Euro 3-7 CF
Deka-Treasury (mit dem Teilfonds)
Deka-Treasury CreditStrategie
Deka-USA Aktien Spezial
Deka-Wandelanleihen
Deka-WorldGarant 1
Deka-WorldGarant 2
Deka-WorldGarant 3
Deka-WorldGarant 4
Deka-WorldTopGarant 1
Deka-WorldTopGarant 2
DekaLux-BioTech
Dekalux-Bond
DekaLux-Deutschland
Dekalux-Europa
Dekalux-GlobalResources
Dekalux-Japan
Dekalux-Japan Flex Hedged Euro
Dekalux-PharmaTech
DekaLux-USA TF
DekaluxTeam-Aktien Asien
Deka-EM Bond
DekaluxTeam-EmergingMarkets
Mix-Fonds: Optimierung
Renten 7-15

Fonds mit begrenzter Laufzeit
Deka-ZielGarant (mit den Teilfonds)
Deka-ZielGarant 2014-2017

Deka-ZielGarant 2018-2021
Deka-ZielGarant 2022-2025
Deka-ZielGarant 2026-2029
Deka-ZielGarant 2030-2033
Deka-ZielGarant 2034-2037
Deka-ZielGarant 2038-2041
Deka-ZielGarant 2042-2045
Deka-ZielGarant 2046-2049
Deka-ZielGarant 2050-2053

Nur Gber spezielle Vertriebspartner

Mix-Fonds Haspa: (mit den Teilfonds)
Mix-Fonds Haspa: Rendite
Mix-Fonds Haspa: Wachstum
Mix-Fonds Haspa: Chance
Mix-Fonds Haspa: ChancePlus

2. Investmentfonds gemaB Teil Il des
Luxemburger Gesetzes vom
17. Dezember 2010 iiber Organis-
men fiir gemeinsame Anlagen

Deka Private Banking Portfolio Strategie
(mit den Teilfonds)
Deka Private Banking Portfolio Strategie
2
Deka Private Banking Portfolio Strategie
3
Deka Private Banking Portfolio Strategie
4
Deka Private Banking Portfolio Strategie
5
Deka-S Rendite 1/2008 (5 Jahre roll-over)
Deka-Zinsbuch Plus
Dekalux-Geldmarkt: (mit den Teilfonds)
Dekalux-Geldmarkt: Euro
Dekalux-Geldmarkt: USD
DekaStruktur: (mit den Teilfonds)
DekaStruktur: ErtragPlus
DekaStruktur: Wachstum
DekaStruktur: Chance
DekaStruktur: 2 (mit den Teilfonds)
DekaStruktur: 2 ErtragPlus
DekaStruktur: 2 Wachstum
DekaStruktur: 2 Chance
DekaStruktur: 2 ChancePlus
DekaStruktur: 3 (mit den Teilfonds)
DekaStruktur: 3 ErtragPlus
DekaStruktur: 3 Wachstum
DekaStruktur: 3 Chance
DekaStruktur: 3 ChancePlus
DekaStruktur: 4 (mit den Teilfonds)



DekaStruktur: 4 Ertrag
DekaStruktur: 4 ErtragPlus
DekaStruktur: 4 Wachstum
DekaStruktur: 4 Chance
DekaStruktur: 4 ChancePlus
DekaStruktur: V (mit den Teilfonds)
DekaStruktur: V Ertrag
DekaStruktur: V ErtragPlus
DekaStruktur: V Wachstum
DekaStruktur: V Chance
DekaStruktur: V ChancePlus

Nur Uber spezielle Vertriebspartner
BerolinaCapital (mit den Teilfonds)
BerolinaCapital Sicherheit
BerolinaCapital Wachstum
BerolinaCapital Chance
BerolinaCapital Premium
DekaLux-Mix: (mit den Teilfonds)
DekalLux-Mix: E1
Dekalux-Mix: E1+
Deka-Lux-Mix: K1
Dekalux-Mix: W1
Dekalux-Mix: C1
Dekalux-Mix: C1+
Dekalux-Mix: E1+/A
Dekalux-Mix: W1/A
DekalLux-Mix: C1/A
Mix-Fonds: (mit den Teilfonds)
Mix-Fonds: Balance Mix 20
Mix-Fonds: Balance Mix 40
Mix-Fonds: Balance Mix 70
Mix-Fonds: Select Rendite
Mix-Fonds: Select Wachstum
Mix-Fonds: Select Chance
Mix-Fonds: Select ChancePlus
Mix-Fonds: Aktiv Rendite
Mix-Fonds: Aktiv Wachstum
Mix-Fonds: Aktiv Chance
Mix-Fonds: Aktiv ChancePlus
Mix-Fonds: Defensiv

Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet
ebenfalls Fonds nach dem Gesetz vom
13. Februar 2007.
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IV. Kurzangaben liber deutsche Steuervorschriften

Allgemeine Besteuerungssystematik

Die Ertrdge eines deutschen oder auslandi-
schen Fonds werden grundsatzlich auf der
Ebene des Anlegers versteuert, wahrend der
Fonds selbst von der Steuer befreit ist. Die
steuerrechtliche Behandlung von Ertragen
aus Fondsanteilen folgt damit dem Grund-
satz der Transparenz, wonach der Anleger
grundsatzlich so besteuert werden soll, als
hatte er die von dem Fonds erzielten Ertrage
unmittelbar selbst erwirtschaftet (Transpa-
renzprinzip). Abweichend von diesem
Grundsatz ergeben sich bei der Fondsanlage
jedoch einige Besonderheiten. So werden
beispielsweise bestimmte Ertrage bzw. Ge-
winne auf der Ebene des Anlegers erst bei
Ruckgabe der Fondsanteile erfasst. Negative
Ertrdge des Fonds sind mit positiven Ertra-
gen gleicher Art zu verrechnen. Soweit die
negativen Ertrdge hierdurch nicht vollstandig
ausgeglichen werden kénnen, dirfen sie
nicht von dem Anleger geltend gemacht
werden, sondern mussen auf der Ebene des
Fonds vorgetragen und in nachfolgenden
Geschéftsjahren mit gleichartigen Ertréagen
ausgeglichen werden.

Eine Besteuerung des Anlegers kénnen
ausschlieBlich die Ausschittung bzw. The-
saurierung von Ertragen (laufende Ertrage)
sowie die Rickgabe von Fondsanteilen
auslosen. Die Besteuerung richtet sich dabei
im Einzelnen nach den Vorschriften des
Investmentsteuergesetzes in Verbindung mit
dem allgemeinen Steuerrecht. Die steuer-
rechtlichen Folgen einer Anlage in einen
Fonds sind dabei im Wesentlichen unab-
hangig davon, ob es sich um einen deut-
schen oder um einen ausléndischen Fonds
handelt, sodass die nachfolgende Darstel-
lung fur beide gleichermalen gilt. Etwaige
Unterschiede in der Besteuerung werden an
der jeweiligen Stelle hervorgehoben.

Daruber hinaus gelten die Anmerkungen
auch fur Dachfonds, d.h. fur Fonds, die ihr
Kapital ganz Uberwiegend oder jedenfalls
zum Teil in andere Fonds anlegen. Der Anle-
ger muss bei Dachfonds keine Besonderhei-
ten beachten, weil ihm die fur die Besteue-
rung erforderlichen Informationen von der
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Gesellschaft in der gleichen Form zur Verf-
gung gestellt werden wie fir andere Fonds.

Seit dem 1. Januar 2009 unterliegen Ein-
kunfte aus Kapitalvermogen fur Privatanle-
ger in Deutschland der Abgeltungsteuer
i.H.v. 25 Prozent als spezielle Form der Kapi-
talertragsteuer. Zusatzlich zur Abgeltungs-
teuer ist ein Solidaritatszuschlag in Héhe von
5,5 Prozent der Abgeltungsteuer einzube-
halten und abzufhren. Seit dem 1. Januar
2015 ist jede Stelle, die verpflichtet ist, Ab-
geltungsteuer fir natdrliche Personen abzu-
fuhren, auch Kirchensteuerabzugsverpflich-
teter. Dazu zahlen insbesondere Banken,
Kreditinstitute und Versicherungen. Diese
haben — entsprechend der Religions-/ Kon-
fessionszugehdorigkeit des Anlegers - Kir-
chensteuer in Hohe von 8 Prozent bzw. 9
Prozent der Abgeltungsteuer automatisch
einzubehalten und an die steuererhebenden
Religionsgemeinschaften abzufuhren. Zu
diesem Zweck wird die Religionszugehdrig-
keit des Anlegers in Form eines verschlissel-
ten Kennzeichens beim Bundeszentralamt
fur Steuern abgefragt. Das sogenannte
Kirchensteuerabzugsmerkmal (KiStAM) gibt
Auskunft Gber die Zugehorigkeit zu einer
steuererhebenden Religionsgemeinschaft
und den geltenden Kirchensteuersatz. Die
Abfrage erfolgt einmal jahrlich zwischen
dem 1. September und 31. Oktober (soge-
nannte Regelabfrage). Sofern der Anleger
der Datenweitergabe beim Bundeszentral-
amt fUr Steuern bereits widersprochen hat
bzw. bis zum 30. Juni eines Jahres wider-
spricht, sperrt das Bundeszentralamt die
Ubermittlung des KiStAM. Ein entsprechen-
der Widerspruch gilt bis zu seinem Widerruf.
Kirchenmitglieder werden in diesem Fall von
ihrem Finanzamt zur Abgabe einer Steuerer-
klarung fr die Erhebung der Kirchensteuer
auf Abgeltungsteuer aufgefordert. Bei Ehe-
gatten/ Lebenspartnern mit gemeinschaftli-
chen Depots werden die Kapitalertrage den
Ehegatten/Lebenspartnern jeweils halftig
zugeordnet und hierauf die Kirchensteuer je
nach Religionsgemeinschaft berechnet. Die
Abzugsfahigkeit der Kirchensteuer als Son-
derausgabe wird bereits beim Steuerabzug
mindernd bericksichtigt. Auf einen ent-
sprechenden Hinweis auf den Solidaritatszu-

schlag sowie die Kirchensteuer wird bei den
folgenden Ausfihrungen jeweils verzichtet.

Die deutsche Abgeltungsteuer entfaltet fur
Privatanleger grundsatzlich abgeltende
Wirkung. Soweit die Einnahmen der Abgel-
tungsteuer unterlegen haben, entfallt damit
die Verpflichtung des Privatanlegers, die
Einnahmen in seiner Einkommensteuererkla-
rung anzugeben. Von der Abgeltungsteuer
erfasst werden — mit wenigen Ausnahmen —
alle Einkiinfte aus Kapitalvermégen, worun-
ter alle laufenden Kapitalertrage, wie z.B.
Zinsen und Dividenden, sowie auch realisier-
te Kursgewinne (VerauBerungsgewinne, wie
beispielsweise Gewinne aus der VerauBe-
rung von Aktien oder Renten, fallen.

Bei laufenden Ertragen wie z.B. Zinsen und
Dividenden ist die Abgeltungsteuer an-
wendbar, wenn diese dem Anleger nach
dem 31. Dezember 2008 zuflieBen. Im Fall
von realisierten Gewinnen und Verlusten ist
die Abgeltungsteuer anwendbar, wenn die
WirtschaftsgUter nach dem 31. Dezember
2008 erworben wurden. Dies gilt sowohl fur
die von dem Fonds erworbenen Wirt-
schaftsgUter als auch fur den von dem An-
leger erzielten Gewinn oder Verlust aus der
VerduBerung eines Fondsanteils. Bei Ein-
kinften aus Kapitalvermogen, die nicht im
Zusammenhang mit Fondsanteilen stehen,
gelten teilweise abweichende Ubergangsre-
gelungen.

Kann der Anschaffungszeitpunkt von Wirt-
schaftsgltern nicht eindeutig bestimmt
werden, ist die gesetzliche Verbrauchsfolge-
fiktion zu beachten, wonach die als erstes
angeschafften Wertpapiere als zuerst ver-
kauft gelten. Dies gilt sowohl fur die Wirt-
schaftsgUter des Fonds als auch fur die von
dem Anleger gehaltenen Fondsanteile z.B.
bei Girosammelverwahrung.

Besteuerung der laufenden Ertrage
aus Fonds

Ertragsarten und Ertragsverwendung
Ein Fonds darf gemaB der jeweiligen Anla-
gepolitik sowie der Vertragsbedingungen in



unterschiedliche Wirtschaftsguter investie-
ren. Die hieraus erzielten Ertrage durfen
aufgrund des Transparenzgedankens nicht
einheitlich z.B. als Dividenden qualifiziert
werden, sondern sind entsprechend den
Regeln des deutschen Steuerrechts jeweils
getrennt zu erfassen. Ein Fonds kann daher
beispielsweise Zinsen, zinsahnliche Ertrage,
Dividenden und Gewinne aus der VerduBe-
rung von Wirtschaftsgltern erwirtschaften.
Die Ertrdge werden dabei nach steuerrechtli-
chen Vorschriften — insbesondere dem In-
vestmentsteuergesetz — ermittelt, sodass sie
regelmaBig von den tatsachlich ausgeschdit-
teten Betrdgen bzw. den im Jahresbericht
ausgewiesenen Betragen fur Ausschiittung
und Thesaurierung abweichen. Die steuer-
rechtliche Behandlung der Ertrage beim
Anleger hangt sodann von der Ertragsver-
wendung des Fonds ab, d.h. ob der Fonds
die Ertrdge vollstandig thesauriert oder
vollstandig bzw. teilweise ausschittet. Die
Ertragsverwendung lhres Fonds entnehmen
Sie bitte dem Verkaufsprospekt oder dem
Jahresbericht. Dartber hinaus ist danach zu
differenzieren, ob die Ertrage einem Privat-
anleger oder einem betrieblichen Anleger
zuzurechnen sind. Sofern vom Fonds eine
steuerrechtliche Substanzausschiittung
ausgewiesen wird, ist diese fir den Anleger
nicht steuerbar. Dies bedeutet fur einen
bilanzierenden Anleger, dass die Sub-
stanzausschittung in der Handelsbilanz
ertragswirksam zu vereinnahmen ist, in der
Steuerbilanz aufwandswirksam ein passiver
Ausgleichsposten zu bilden ist und damit
technisch die historischen Anschaffungskos-
ten steuerneutral gemindert werden. Alter-
nativ konnen die fortgefuhrten Anschaf-
fungskosten um den anteiligen Betrag der
Substanzausschuttung vermindert werden.

Auslandische Quellensteuer

Auf auslandische Ertrage werden teilweise
Quellensteuern in dem jeweiligen Land
einbehalten, die auf der Ebene des Fonds als
Werbungskosten abgezogen werden dir-
fen. Alternativ kann die Gesellschaft die
auslandischen Quellensteuern in den Be-
steuerungsgrundlagen ausweisen, sodass sie
direkt auf Ebene des Anlegers auf die zu

zahlende Steuer angerechnet werden, oder
sie der Anleger von seinen Einklnften ab-
ziehen kann. Teilweise investieren Fonds
dartber hinaus in Lander, in denen auf die
Ertrdge zwar tatsachlich keine Quellensteuer
einbehalten wird, der Anleger aber gleich-
wohl eine Quellensteuer auf seine personli-
che Steuerschuld anrechnen kann (fiktive
Quellensteuer). In diesen Fallen kommt auf
Ebene des Anlegers ausschlieBlich die An-
rechnung der ausgewiesenen fiktiven Quel-
lensteuer in Betracht. Ein Abzug von fiktiver
Quellensteuer von den Einkunften des Anle-
gers ist unzulassig.

Veroffentlichung der Besteuerungs-
grundlagen

Die fur die Besteuerung des Anlegers maf3-
geblichen Besteuerungsgrundlagen werden
von der Gesellschaft zusammen mit einer
Berufstragerbescheinigung, dass die Anga-
ben nach den Regeln des deutschen Steuer-
rechts ermittelt wurden, im Bundesanzeiger
veroffentlicht.

Besteuerung im Privatvermégen
Wann die von dem Fonds erzielten Ertrage
beim Anleger steuerrechtlich zu erfassen
sind, hangt von der Ertragsverwendung ab.
Bei einer Thesaurierung hat der Anleger die
sog. ausschittungsgleichen Ertrage, d.h.
bestimmte von dem Fonds nicht zur Aus-
schittung verwendete Ertrage, in dem
Kalenderjahr zu versteuern, in dem das
Geschéftsjahr des Fonds endet. Da der
Anleger in diesem Fall tatsachlich keine
Ertrage erhalt, diese aber gleichwohl ver-
steuern muss, spricht man in diesem Zu-
sammenhang von der sog. Zuflussfiktion.
Bei einer Vollausschiittung sind beim Anle-
ger die ausgeschutteten Ertrage und bei
einer Teilausschiittung sowohl die ausge-
schitteten als auch die ausschittungsglei-
chen Ertréage grundsatzlich steuerpflichtig. In
beiden Fallen hat der in Deutschland steuer-
pflichtige Anleger die Ertrage im Jahr des
Zuflusses zu versteuern.

Sowohl die ausgeschitteten als auch die
ausschuttungsgleichen Ertrége sind grund-

satzlich in vollem Umfang steuerpflichtig, es
sei denn, die Steuerfreiheit bestimmter
Ertrage ist explizit geregelt. Bei der Ermitt-
lung der Einklnfte aus Kapitalvermdgen ist
als Werbungskosten ein Sparer-
Pauschbetrag in Hohe von 801,- Euro (bei
Zusammenveranlagung: 1.602,- Euro) abzu-
ziehen, soweit der Anleger in Deutschland
unbeschrankt steuerpflichtig ist. Der Abzug
von dem Anleger tatsachlich entstandenen
Werbungskosten (z.B. Depotgebuhren) ist in
der Regel ausgeschlossen. Gewinne aus der
VerauBerung von Wertpapieren und Ter-
mingeschéaften sind vom Anleger nur bei
Ausschittung bzw. bei Riickgabe der
Fondsanteile zu versteuern.

Besteuerung im Betriebsvermdégen
Der in Deutschland unbeschrankt steuer-
pflichtige betriebliche Anleger, der seinen
Gewinn durch Einnahme-Uberschuss-
Rechnung ermittelt, hat die ausgeschutteten
Ertrédge sowie die ausschuttungsgleichen
Ertrége zum gleichen Zeitpunkt wie der
Privatanleger zu versteuern. Im Fall der
Gewinnermittlung durch Betriebsvermé-
gensvergleich hat der Anleger die ausschit-
tungsgleichen Ertrage am Geschéftsjahres-
ende des Fonds und die ausgeschitteten
Ertrdge mit Entstehung des Anspruchs zu
erfassen. Insoweit finden die allgemeinen
Regeln des Bilanzsteuerrechts Anwendung.

Fur den betrieblichen Anleger sind sowohl
die ausgeschitteten als auch die ausschit-
tungsgleichen Ertrdge grundsatzlich in vol-
lem Umfang steuerpflichtig, soweit nicht die
Steuerfreiheit bestimmter Ertrage explizit
geregelt ist. So sind beispielweise Dividen-
denertrage sowie ausgeschittete realisierte
Gewinne aus der VerduBerung von Aktien
von dem Anleger nur in Héhe von 60 Pro-
zent zu versteuern (Teileinklnfteverfahren).
Far korperschaftsteuerpflichtige Anleger
sind z.B. in- und ausléndische Dividendener-
trage, die dem Fonds vor dem 1. Marz 2013
zugeflossen sind, zu 95 Prozent steuerfrei.
Aufgrund der Neuregelung zur Besteuerung
von Streubesitzdividenden sind Dividenden,
die dem Fonds nach dem 28. Februar 2013
zugeflossen sind, bei kérperschaftsteuer-
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pflichtigen Anlegern steuerpflichtig. Die
ausgeschitteten realisierten Gewinne aus
der VerauBerung von Aktien sind grundsatz-
lich zu 95 Prozent steuerfrei. Dies gilt nicht
fur derartige Ertrage aus Fondsanteilen, die
insbesondere Kreditinstitute ihrem Handels-
bestand zuordnen.

Riickgabe von Fondsanteilen

Steuerrechtlich wird die Riickgabe von
Fondsanteilen wie ein Verkauf behandelt,
d.h. der Anleger realisiert einen VerauBe-
rungsgewinn oder -verlust.

Besteuerung im Privatvermdgen
Gewinne und Verluste aus der Riickgabe
von Fondsanteilen sind als positive bzw.
negative Einktnfte aus Kapitalvermogen
grundsatzlich steuerpflichtig. Die Gewinne
und Verluste kénnen mit anderen Ertragen
aus Kapitalvermdgen grundsatzlich verrech-
net werden. Dies gilt jedoch nicht im Hin-
blick auf Verlustvortrage oder zukinftige
Verluste aus der VerduBerung von Aktien,
fur die ein separater Verlustverrechnungs-
topf zu fihren ist.

Das Verrechnungsverbot gilt auch fur Verlus-
te aus der Ruckgabe von Fondsanteilen,
oder VerduBerung anderer Wertpapiere, die
noch unter das alte Recht vor Einfihrung
der Abgeltungsteuer fallen.

Der so genannte DBA-Gewinn umfasst
Ertrdge und Gewinne bzw. Verluste, die
aufgrund eines Doppelbesteuerungsab-
kommens zwischen dem Quellenstaat und
Deutschland steuerfrei und noch nicht aus-
geschuttet oder thesauriert worden sind.
Der Gewinn bzw. Verlust aus der VerauBe-
rung der Fondsanteile ist fir private Anleger
in Hohe des besitzzeitanteiligen DBA-
Gewinns steuerfrei. Der DBA-Gewinn wird
von der Gesellschaft als Prozentsatz des
Rucknahmepreises verdffentlicht.

Der im Rucknahmepreis als enthalten gel-
tende Zwischengewinn unterliegt ebenfalls
der Besteuerung. Dieser setzt sich aus den
von dem Fonds erwirtschafteten Zinsen und
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zinsahnlichen Ertrdgen zusammen, die seit
dem letzten Ausschiittungs- oder Thesaurie-
rungstermin angefallen sind und seit diesem
Zeitpunkt noch nicht steuerpflichtig ausge-
schuttet oder thesauriert wurden. Der Zwi-
schengewinn wird von der Gesellschaft
bewertungstaglich ermittelt und zusammen
mit dem Rucknahmepreis veroffentlicht.
AuBerdem wird er dem Anleger von der
Verwahrstelle in Deutschland auf der Wert-
papierabrechnung mitgeteilt. Der beim Kauf
gezahlte Zwischengewinn gehdért beim
Anleger grundsatzlich zu den negativen
Einnahmen aus Kapitalvermdgen, die er mit
anderen positiven Einkunften aus Kapital-
vermdgen verrechnen kann. Voraussetzung
ist, dass vom Fonds ein Ertragsausgleich
durchgefihrt wird und sowohl bei der Ver-
offentlichung des Zwischengewinns als auch
im Rahmen der von den Berufstragern zu
bescheinigenden Steuerdaten hierauf hin-
gewiesen wird. Der bei Riickgabe der
Fondsanteile vereinnahmte Zwischengewinn
zahlt zu den positiven Einkinften aus Kapi-
talvermdgen. Wird der Zwischengewinn
nicht verdffentlicht, sind jahrlich 6 Prozent
des Entgelts fur die Riickgabe oder VerauBe-
rung des Fondsanteils als Zwischengewinn
anzusetzen.

Hedgefonds sind gesetzlich nicht verpflich-
tet, den Zwischengewinn zu ermitteln bzw.
zu verdffentlichen. Sofern sich die Gesell-
schaft dazu entschlieBt, darf der Zwischen-
gewinn fur Hedgefonds allerdings freiwillig
ermittelt und veréffentlicht werden.

Der VerauBerungsgewinn wird fir den
Anleger grundsatzlich von der deutschen
Verwahrstelle ermittelt. Gewinn oder Verlust
ist hierbei der Unterschied zwischen dem
VerauBerungspreis einerseits und den An-
schaffungskosten und den Werbungskosten
andererseits. Dartiber hinaus sind die An-
schaffungskosten sowie der VerauBerungs-
preis jeweils um den Zwischengewinn zu
mindern. Der so ermittelte VerduBerungs-
gewinn bzw. -verlust ist zusatzlich um die
ausschuttungsgleichen Ertrage zu mindern,
um insoweit eine Doppelbesteuerung zu
vermeiden.

Besteuerung im Betriebsvermdgen

Bei einer Riickgabe von Fondsanteilen bildet
die Differenz zwischen dem Rucknahmepreis
und den Anschaffungskosten grundsatzlich
den steuerpflichtigen VerauBerungsgewinn
oder VerduBerungsverlust. Der erhaltene
Zwischengewinn stellt beim betrieblichen
Anleger einen unselbstandigen Teil des
VerauBerungserloses dar.

Der Aktiengewinn umfasst Dividenden,
soweit diese bei Zurechnung an den Anleger
steuerfrei sind, VerduBerungsgewinne und -
verluste aus Aktien sowie Wertsteigerungen
und -minderungen aus Aktien, die noch
nicht ausgeschittet oder thesauriert worden
sind. Der Aktiengewinn wird von der Gesell-
schaft als Prozentsatz des Ricknahmepreises
vertffentlicht, sodass der Anleger den abso-
luten Aktiengewinn sowohl bei Erwerb als
auch bei Riickgabe der Fondsanteile durch
Multiplikation mit dem jeweiligen Ruck-
nahmepreis ermitteln muss. Die Differenz
zwischen dem absoluten Aktiengewinn bei
Ruckgabe und dem absoluten Aktiengewinn
bei Erwerb stellt sodann den besitzzeitantei-
ligen Aktiengewinn dar, durch den der
Anleger eine Aussage dariber erhdlt, in
welchem Umfang die Wertsteigerung bzw.
der Wertverlust seiner Fondsanteile auf
Aktien zurlckzufuihren ist. Der Gewinn bzw.
Verlust aus der VerauBerung der Fondsantei-
le ist fur korperschaftsteuerpflichtige Anle-
ger i.H.v. 95 Prozent des besitzzeitanteiligen
Aktiengewinns, fir einkommensteuerpflich-
tige betriebliche Anleger i.H.v. 40 Prozent
des besitzzeitanteiligen Aktiengewinns
steuerfrei. Aufgrund der oben erwdhnten
Gesetzesanderung werden seit dem 1. Marz
2013 zwei Aktiengewinne getrennt fiir
kérperschaftsteuerpflichtige Anleger und fur
einkommensteuerpflichtige betriebliche
Anleger vertffentlicht.

Der so genannte DBA-Gewinn umfasst
Ertrdge und Gewinne bzw. Verluste, die
aufgrund eines Doppelbesteuerungsab-
kommens zwischen dem Quellenstaat und
Deutschland steuerfrei und noch nicht aus-
geschittet oder thesauriert worden sind.
Der Gewinn bzw. Verlust aus der VerauBe-
rung der Fondsanteile ist fir betriebliche



Anleger in Hohe des besitzzeitanteiligen
DBA-Gewinns steuerfrei. Der DBA-Gewinn
wird von der Gesellschaft in der gleichen
Form wie der Aktiengewinn getrennt von
diesem ver6ffentlicht.

Der betriebliche Anleger hat die Fondsantei-
le mit den Anschaffungskosten zuziglich
gegebenenfalls Anschaffungsnebenkosten
zu aktivieren. Der beim Kauf gezahlte Zwi-
schengewinn stellt einen unselbstandigen
Teil der Anschaffungskosten dar. Wenn der
Fonds wahrend der Haltedauer der Fondsan-
teile Ertrdge thesauriert, sind die ausschit-
tungsgleichen Ertrage auBerbilanziell zu
erfassen und ein aktiver Ausgleichsposten zu
bilden. Zum Zeitpunkt der Riickgabe der
Fondsanteile sind diese erfolgswirksam
auszubuchen und der aktive Ausgleichspos-
ten ist aufzulésen, um eine doppelte steuer-
rechtliche Erfassung der ausschtittungsglei-
chen Ertrédge zu vermeiden. Dariber hinaus
ist der besitzzeitanteilige Aktiengewinn
auBerbilanziell zu bertcksichtigen.

Deutsche Kapitalertragsteuer

Die inlandischen depotfiihrenden Stellen
haben grundsatzlich die Kapitalertragsteuer
fir den Anleger einzubehalten und abzu-
flhren. Die Kapitalertragsteuer hat fir Pri-
vatanleger grundsatzlich abgeltende Wir-
kung. Der Anleger hat allerdings ein
Veranlagungswahlrecht und in bestimmten
Féllen eine Veranlagungspflicht. Werden die
Fondsanteile im Betriebsvermdgen gehalten,
besteht grundsatzlich eine Pflicht zur Veran-
lagung. Wird der betriebliche Anleger mit
seinen Ertrdgen aus Fondsanteilen zur Ein-
kommen- oder Kérperschaftsteuer veran-
lagt, ist die gezahlte Kapitalertragsteuer nur
eine Steuervorauszahlung ohne abgeltende
Wirkung, die der Anleger auf seine personli-
che Steuerschuld anrechnen kann. Hierfar
erhalt der Anleger von deutschen Verwahr-
stellen eine Steuerbescheinigung, die er im
Rahmen seiner Veranlagung dem Finanzamt
vorlegen muss.

Im Rahmen der Veranlagung ist der Steuer-
satz bei Privatanlegern flr EinkUnfte aus
Kapitalvermégen auf 25 Prozent begrenzt

(ohne Solidaritatszuschlag und ggf. ohne
Kirchensteuer). Eine freiwillige Veranlagung
ist insbesondere Anlegern ohne oder mit
einem sehr niedrigen zu versteuernden
Einkommen zu empfehlen.

Bei Erteilung einer Nichtveranlagungs-
bescheinigung oder der Vorlage eines gulti-
gen Freistellungsauftrags verzichten deut-
sche Verwahrstellen insoweit auf den Einbe-
halt der Kapitalertragsteuer. Weist der
Anleger nach, dass er Steuerauslander ist,
beschrankt sich der Kapitalertragsteuerab-
zug auf Ertrdge aus deutschen Dividenden.

Deutsche Verwahrstellen haben fur den
Steuerpflichtigen einen Verlustverrechnungs-
topf zu fuhren, der automatisch in das
nachste Jahr Ubertragen wird. Hierbei sind
Verluste aus dem Verkauf von Aktien nur
mit Gewinnen aus dem Verkauf von Aktien
verrechenbar. Gewinne aus der Riickgabe
von Fondsanteilen sind steuerrechtlich keine
Gewinne aus Aktien.

Kapitalertragsteuer wird nur insoweit einbe-
halten, als die positiven Einktnfte die (vorge-
tragenen) negativen Einkinfte sowie evtl.
Freistellungsauftrage Ubersteigen. Der in
Deutschland unbeschrankt steuerpflichtige
Anleger darf seinen Banken insgesamt Frei-
stellungsauftrage bis zu einem Gesamtbe-
trag von 801,- Euro (bei Zusammenveranla-
gung: 1.602,- Euro) erteilen.

Freistellungsauftrag, Nichtveranlagungs-
bescheinigung bzw. der Nachweis der Aus-
landereigenschaft mussen der Verwahrstelle
rechtzeitig vorliegen. Rechtzeitig ist im Falle
der Thesaurierung vor dem Geschéftsjahres-
ende des Fonds, bei ausschuttenden Fonds
vor der Ausschittung und bei der Rickgabe
von Fondsanteilen vor der Transaktion.

Werden die Fondsanteile nicht in einem
deutschen Depot verwahrt und die Ertrags-
scheine einer deutschen Zahlstelle vorgelegt,
konnen Freistellungsauftrag sowie Nichtver-
anlagungsbescheinigung nicht berlcksich-
tigt werden.

Auslandische Anleger kénnen bei verspate-
tem Nachweis der Auslandereigenschaft die
Erstattung des Steuerabzugs grundsatzlich
entsprechend der Abgabenordnung (§ 37
Abs. 2 AO) beantragen. Zustandig ist das fur
die depotfiihrende Stelle zustandige Finanz-
amt. Eine Erstattung des Steuerabzugs auf
deutsche Dividenden ist nur im Rahmen des
einschldgigen Doppelbesteuerungsabkom-
mens zwischen ihrem Ansdssigkeitsstaat und
Deutschland maéglich. Fir die Erstattung ist
das Bundeszentralamt fr Steuern zustan-
dig.

Soweit der Fonds gezahlte oder fiktiv anre-
chenbare auslandische Quellensteuern aus-
weist, werden diese grundsatzlich beim
Steuerabzug steuermindernd bertcksichtigt.
Ist eine steuerrechtliche Berticksichtigung
ausgewiesener anrechenbarer Quellensteu-
ern ausnahmsweise nicht moglich, werden
sie in einem "Quellensteuertopf" vorgetra-
gen.

Deutsche Fonds

Deutsche depotfihrende Stellen haben
sowohl bei Ausschittung als auch bei The-
saurierung grundsatzlich Kapitalertragsteuer
einzubehalten und abzufthren.

Werden die Fondsanteile bei einer deut-
schen Verwahrstelle verwahrt, hat die Ver-
wahrstelle bei Riickgabe der Fondsanteile
dariber hinaus Kapitalertragsteuer auf den
Zwischengewinn einzubehalten. Bei Riick-
gabe von Fondsanteilen, die nach dem

31. Dezember 2008 angeschafft wurden,
wird dartber hinaus Kapitalertragsteuer auf
den Gewinn aus der VerauBerung der
Fondsanteile einbehalten.

Auslandische Fonds

Auslandische Gesellschaften fuhren keine
Kapitalertragsteuer an das deutsche Finanz-
amt ab. Bei ausschittenden bzw. teilaus-
schittenden Fonds behélt jedoch die deut-
sche Verwahrstelle die Kapitalertragsteuer
auf ausgeschittete Ertrage ein.
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Werden die Fondsanteile bei einer deut-
schen Verwahrstelle zurtickgegeben, hat
diese darUber hinaus Kapitalertragsteuer auf
den Zwischengewinn einzubehalten und
abzufuhren. Bei Rickgabe von Fondsantei-
len, die nach dem 31. Dezember 2008
angeschafft wurden, wird dariiber hinaus
Kapitalertragsteuer auf den Gewinn aus der
VerauBerung der Fondsanteile einbehalten.

Zusatzlich hat die deutsche Verwahrstelle
Kapitalertragsteuer auf die Summe der dem
Anleger nach dem 31. Dezember 1993 als
zugeflossen geltenden und noch nicht der
deutschen Kapitalertragsteuer unterlegenen
Ertrédge einzubehalten und abzufuhren.
Wurden die Fondsanteile seit Erwerb unun-
terbrochen bei ein und derselben deutschen
Verwahrstelle verwahrt, bilden nur die be-
sitzzeitanteiligen akkumulierten ausschit-
tungsgleichen Ertrage die Bemessungs-
grundlage fur die Kapitalertragsteuer. Die
akkumulierten ausschittungsgleichen Ertra-
ge werden von der Gesellschaft ermittelt
und bewertungstdglich zusammen mit dem
Rucknahmepreis veréffentlicht.

EU-Zinsrichtlinie
(Zinsinformationsverordnung)

Am 10. November 2015 hat der Rat der
Europdischen Union die Richtlinie zur Ab-
schaffung der EU-Zinsrichtlinie (Richtlinie
2003/48/EG) erlassen. Mit Ausnahme von
Osterreich ist die EU-Zinsrichtlinie daher seit
dem 01. Januar 2016 aufgehoben. Die
Aufhebung erfolgt allerdings vorbehaltlich
der Fortgeltung bestimmter administrativer
Verpflichtungen, wie z.B. das Berichten und
Austauschen von Informationen in Bezug
auf sowie der Einbehalt von Quellensteuern
von Zahlungen vor dem 01. Januar 2016. In
Osterreich erfolgt die Aufhebung spatestens
zum 01. Januar 2017. Unter gewissen Vo-
raussetzungen kann die Aufhebung auch
bereits zum 01. Oktober 2016 erfolgen.
Ubergangsbestimmungen im Fall von sich
Uberschneidenden Geltungsbereichen ver-
hindern eine parallele Anwendung. Im
Ergebnis bedeutet dies, dass spatestens ab
2018 innerhalb der EU volle Steuertranspa-
renz gegeben sein wird und die EU-
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Quellensteuer ab diesem Zeitpunkt obsolet
wird.

Bis zur Aufhebung der EU-Zinsrichtlinie
waren alle Mitgliedstaaten verpflichtet, den
zustandigen Behoérden der Mitgliedstaaten
Auskinfte Uber Zinszahlungen und gleich-
gestellte Zahlungen zu erteilen, die im Aus-
kunft erteilenden Mitgliedstaat an eine in
einem anderen Mitgliedstaat ansassige
Person gezahlt werden. Allerdings wurde
einigen Staaten gewahrt, stattdessen wah-
rend einer Ubergangszeit eine Quellensteuer
in Hohe von 35% zu erheben. Von diesem
Recht machte zuletzt nur noch Osterreich
Gebrauch.

Grundziige des automatischen
steuerlichen Informationsaustausches
(Common Reporting Standard, CRS)

Am 21. Juli 2014 hat die Organisation fur
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) einen globalen Standard
fir den automatischen Austausch von Kon-
todaten in Steuerangelegenheiten vorgelegt.
Der vorgelegte Standard sieht einen auto-
matisierten, internationalen Datenaustausch
zwischen den nationalen Finanzbehorden
vor und besteht aus einem Musterabkom-
men, dem sog. Common Reporting Stan-
dard (,,CRS") Due Diligence Prozess sowie
einer Musterkommentierung. Der CRS
definiert meldepflichtige Finanzinstitute,
Konten und Informationen. Ende Oktober
2014 haben 51 Staaten das Musterabkom-
men unterzeichnet, um Informationen au-
tomatisiert auszutauschen. Zwischenzeitlich
haben sich mehr als 90 Staaten und Gebiete
darauf verstandigt, durch gegenseitigen
Informationsaustausch Gber Finanzkonten
eine effektive Besteuerung sicherzustellen.
CRS beginnt grundsatzlich erstmalig mit
dem Meldezeitraum 2016, einige CRS-
Teilnehmerstaaten beginnen jedoch erst mit
dem Meldejahr 2017. Deutschland hat sich
verpflichtet, die Informationen tber Finanz-
konten aus dem Jahr 2016 erstmalig im
September 2017 mit den OECD-
Partnerstaaten auszutauschen.

Seit 01. Januar 2016 mussen deutsche
Finanzinstitute sémtliche Kontoinhaber
kennzeichnen, bei denen eine auslandische
Steuerpflicht vorliegt. Deren Depots und
Ertrage sind an die deutschen Finanzbehor-
den (Bundeszentralamt fUr Steuern BZSt) zu
melden. Dieses leitet die Daten an die be-
treffenden Teilnehmerstaaten weiter. Vorge-
sehen sind nur Melde- jedoch keinerlei
Steuerabzugsverpflichtungen. Die Regelun-
gen der Abgeltungsteuer bleiben durch den
steuerlichen Informationsaustausch unbe-
rihrt.

Rechtliche Hinweise

Diese steuerlichen Hinweise sollen einen
Uberblick tiber die steuerlichen Folgen der
Fondsanlage vermitteln. Sie kénnen nicht
alle steuerlichen Aspekte behandeln, die sich
aus der individuellen Situation des Anlegers
ergeben kénnen. Interessierten Anlegern
empfehlen wir, sich durch einen Angehori-
gen der steuerberatenden Berufe Uber die
steuerlichen Folgen des Fondsinvestments
beraten zu lassen.

Die steuerlichen Ausfuihrungen basieren auf
der derzeit bekannten Rechtslage. Es kann
keine Gewahr dafir ibernommen werden,
dass sich die steuerrechtliche Beurteilung
durch Gesetzgebung, Rechtsprechung oder
Erlasse der Finanzverwaltung nicht andert.
Solche Anderungen kénnen auch rickwir-
kend eingefiihrt werden und die oben be-
schriebenen steuerrechtlichen Folgen nach-
teilig beeinflussen.

Anderung durch das
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz
(BilMoG): Spezielle Anhangangaben
fiir Fonds (§ 285 Nr. 26 HGB; § 314
Absatz 1 Nr. 18 HGB)

Anleger, die nach dem Handelsgesetzbuch
(HGB) dazu verpflichtet sind den Jahresab-
schluss um einen Anhang zu erweitern und
die zu mehr als 10 Prozent am Fondskapital
von in- und auslandischen Spezial- und
Publikumsfonds beteiligt sind, missen nach
dem BilMoG ergénzende Angaben zu den
Fonds im Anhang offen legen.



Das BilMoG ist grundsatzlich fur Geschafts-
jahre anwendbar, die nach dem 31. Dezem-
ber 2009 beginnen. Das BilMoG sieht die
folgenden zusatzlichen Angaben im Anhang
(§ 285 Nr. 26 HGB) und Konzernanhang

(§ 314 Absatz 1 Nr. 18 HGB) vor:

= Klassifizierung des Fonds nach Anlagezie-
len, z.B. Aktienfonds, Rentenfonds, Immobi-
lienfonds, Mischfonds, Hedgefonds oder
Sonstige Investmentvermdgen

= Marktwert / Anteilwert nach §§ 168, 278
KAGB oder § 36 InvG in der bis zum 21. Juli
2013 geltenden Fassung

= Differenz zwischen Marktwert und Buch-
wert

= (Ertrags-)Ausschittungen des Geschafts-
jahres

= Beschrankungen des Rechts zur taglichen
= Rickgabe

= Grlnde fur das Unterlassen von Abschrei-
bungen gemaB § 253 Absatz 3 Satz 4 HGB

= Anhaltspunkte fir eine voraussichtlich
nicht dauerhafte Wertminderung

Bitte wenden Sie sich fir individuelle und
weiterfihrende Informationen personlich an
lhren Abschlussprufer.
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	2. Es gelten folgende Definitionen:

	Artikel 2  Der Fonds
	1. Der Fonds ist ein rechtlich unselbstständiges Sondervermögen („fonds commun de placement“), das aus Wertpapieren und/oder sonstigen Vermögenswerten („Fondsvermögen“) besteht. Es wird von der Verwaltungsgesellschaft unter Beachtung des Grundsatzes d...
	2. Der Fonds kann aus einem oder mehreren Teilfonds im Sinne von Artikel 181 des Gesetzes von 2010 bestehen, sofern das jeweilige Sonderreglement dies vorsieht. Die Gesamtheit der Teilfonds ergibt den Fonds. Jeder Anleger ist am Fonds durch Beteiligun...
	3. Die vertraglichen Rechte und Pflichten der Inhaber von Anteilen („Anteilinhaber“), der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle sind in dem Verwaltungsreglement geregelt, das von der Verwaltungsgesellschaft mit Zustimmung der Verwahrstelle ers...
	4. Das Verwaltungsreglement unterliegt Luxemburger Recht. Insbesondere gelten in Ergänzung zu den Regelungen des Verwaltungsreglements die Vorschriften des Gesetzes von 2010. Gleiches gilt für die Rechtsbeziehungen zwischen den Anteilinhabern, der Ver...
	5. Jeder Rechtsstreit zwischen Anteilinhabern, der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle unterliegt der Gerichtsbarkeit des zuständigen Gerichts im Gerichtsbezirk Luxemburg im Großherzogtum Luxemburg. Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwah...
	6. Sofern im jeweiligen Sonderreglement nicht anders geregelt, ist der Fonds auf unbestimmte Zeit errichtet. Er kann jedoch jederzeit durch die Verwaltungsgesellschaft aufgelöst werden. Die Anteilinhaber, deren Erben bzw. Rechtsnachfolger oder Gläubig...
	7. Forderungen der Anteilinhaber gegen die Verwaltungsgesellschaft oder die Verwahrstelle können nach Ablauf von fünf Jahren nach Entstehung des Anspruchs nicht mehr gerichtlich geltend gemacht werden; davon unberührt bleibt die in Artikel 19 enthalte...
	8. Der Jahresabschluss des Fonds wird von einem Wirtschaftsprüfer geprüft, der von der Verwaltungsgesellschaft ernannt wird.
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	1. Verwaltungsgesellschaft des Fonds ist die Deka International S.A.
	2. Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet den Fonds im eigenen Namen, jedoch ausschließlich im Interesse und für gemeinschaftliche Rechnung der Anteilinhaber. Die Verwaltungsbefugnis erstreckt sich auf die Ausübung aller Rechte, welche unmittelbar oder...
	3. Die Verwaltungsgesellschaft legt die Anlagepolitik des Fonds unter Berücksichtigung der gesetzlichen und vertraglichen Anlagebeschränkungen fest. Sie kann unter eigener Verantwortung und auf eigene Kosten Anlageberater hinzuziehen, insbesondere sic...
	4. Die Verwaltungsgesellschaft verwendet bei der Verwaltung des Fonds ein Risikomanagement-Verfahren, welches das mit den Anlagen verbundene Risiko und deren jeweiligen Anteil am Gesamtrisikoprofil des Fonds jederzeit überwacht und misst, sowie ein Ve...

	Artikel 4  Die Verwahrstelle
	1. Verwahrstelle des Fonds ist die DekaBank Deutsche Girozentrale Luxemburg S.A..
	2. Die Verwahrstelle ist mit der Verwahrung der Vermögenswerte des Fonds beauftragt. Die Rechte und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach Luxemburger Recht, dem Verwaltungsreglement und dem Verwahrstellenvertrag.
	3. Alle Wertpapiere und anderen Vermögenswerte des Fonds werden von der Verwahrstelle in Konten und Depots verwahrt, über die nur in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Verwaltungsreglements verfügt werden darf. Die Verwahrstelle kann unter ihrer...
	4. Soweit gesetzlich zulässig, ist die Verwahrstelle berechtigt und verpflichtet, im eigenen Namen:
	a) Ansprüche der Anteilinhaber gegen die Verwaltungsgesellschaft oder eine frühere Verwahrstelle geltend zu machen;
	b) gegen Vollstreckungsmaßnahmen Dritter Widerspruch zu erheben und vorzugehen, wenn wegen eines Anspruchs vollstreckt wird, für den das Fondsvermögen nicht haftet.

	5. Die Verwahrstelle ist an Weisungen der Verwaltungsgesellschaft gebunden, sofern solche Weisungen nicht den gesetzlichen Vorgaben, dem Verwaltungsreglement oder dem Verkaufsprospekt des Fonds widersprechen.
	6. Die Verwahrstelle und die Verwaltungsgesellschaft sind je berechtigt, die Verwahrstellenbestellung jederzeit im Einklang mit dem Verwahrstellenvertrag zu kündigen. Im Falle der Kündigung ist die Verwaltungsgesellschaft verpflichtet, den Fonds gemäß...

	Artikel 5  Anlagen
	1. Die Anlagen des Fonds können aus folgenden Vermögenswerten bestehen:
	a) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an einem geregelten Markt gemäß Artikel 4 Nummer 14 der modifizierten Richtlinie 2004/39/EG des Rates vom 21. April 2004 über Märkte für Finanzinstrumente (MiFID) notiert oder gehandelt werden;
	b) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an einem anderen geregelten Markt eines Mitgliedstaats gehandelt werden, der anerkannt, für das Publikum offen und dessen Funktionsweise ordnungsgemäß ist;
	c) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an einer Wertpapierbörse eines Drittstaates amtlich notiert oder an einem anderen geregelten Markt eines Drittstaates gehandelt werden, der anerkannt, für das Publikum offen und dessen Funktionsweise ordn...
	d) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten aus Neuemissionen, sofern die Emissionsbedingungen die Verpflichtung enthalten, dass die Zulassung zur amtlichen Notierung an einer unter Buchstabe a), b) oder c) bezeichneten Wertpapierbörse oder an einem and...
	e) Anteilen von nach der Richtlinie 2009/65/EG zugelassenen OGAW und/oder anderer OGA im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 a) und b) der Richtlinie 2009/65/EG, sofern
	f) Sichteinlagen oder kündbaren Einlagen mit einer Laufzeit von höchstens 12 Monaten bei Kreditinstituten, sofern das betreffende Kreditinstitut seinen Sitz in einem Mitgliedstaat hat oder, falls der satzungsmäßige Sitz des Kreditinstituts sich in ein...
	g) Derivaten einschließlich gleichwertiger bar abgerechneter Instrumente, die an einem der unter den Buchstaben a), b) und c) bezeichneten geregelten Märkte gehandelt werden, und/oder OTC-Derivaten, sofern
	h) Geldmarktinstrumenten, die nicht auf einem geregelten Markt gehandelt werden und nicht unter die Definition des Artikels 1 Absatz 2 fallen, sofern die Emission oder der Emittent dieser Instrumente Vorschriften über den Einlagen- und den Anlegerschu...

	2. Der Fonds darf in anderen als den in Absatz 1 genannten Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten höchstens 10 % seines Netto-Fondsvermögens anlegen.
	3. Der Fonds darf daneben flüssige Mittel halten.
	4. Weder die Verwaltungsgesellschaft noch die Verwahrstelle darf für Rechnung des Fonds:
	a) Edelmetalle oder Zertifikate über diese erwerben;
	b) Immobilien erwerben. Anlagen in immobilienbesicherten Wertpapieren oder Zinsen hierauf und Anlagen in Wertpapieren, die von Gesellschaften ausgegeben werden, die in Immobilien investieren, und Zinsen hierauf sind zulässig;
	c) Kredite aufnehmen. Ausgenommen sind Kredite bis zu insgesamt 10 % des Netto-Fondsvermögens, sofern es sich um kurzfristige Kredite handelt. Der Fonds darf auch Fremdwährungen durch ein „Backto-back“-Darlehen erwerben;
	d) Kredite gewähren oder für Dritte als Bürge einstehen. Dem steht der Erwerb von noch nicht voll eingezahlten Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten oder anderen in Absatz 1 Buchstaben e), g) und h) genannten noch nicht voll eingezahlten Finanzinstrumen...
	e) Leerverkäufe von Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten oder anderen in Absatz 1 Buchstaben e), g) und h) genannten Finanzinstrumenten tätigen.


	Artikel 6  Anlagegrenzen
	1. Der Fonds darf höchstens 10 % seines Netto-Fondsvermögens in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten ein und desselben Emittenten anlegen. Der Fonds darf höchstens 20 % seines Netto-Fondsvermögens in Einlagen bei ein und derselben Einrichtung anleg...
	2. Der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente von Emittenten, bei denen der Fonds jeweils mehr als 5 % seines Netto-Fondsvermögens anlegt, darf 40 % des Wertes seines Netto-Fondsvermögens nicht überschreiten. Diese Begrenzung findet keine...
	3. Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Obergrenze beträgt 35 % für Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, wenn diese von einem Mitgliedstaat oder seinen Gebietskörperschaften, von einem Drittstaat oder von internationalen Einrichtungen öffentlich-rechtlich...
	4. Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Obergrenze beträgt 25 % für bestimmte Schuldverschreibungen, wenn diese von einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat begeben werden, das aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Sc...
	5. Die in den Absätzen 3 und 4 genannten Wertpapiere und Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung der in Absatz 2 vorgesehenen Anlagegrenze von 40 % nicht berücksichtigt.   Die in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 genannten Grenzen dürfen nicht kumulier...
	6. Gesellschaften, die im Hinblick auf die Erstellung des konsolidierten Abschlusses im Sinne der Richtlinie 83/349/EWG oder nach den anerkannten internationalen Rechnungslegungsvorschriften demselben Konzern angehören, sind bei der Berechnung der in ...
	7. Der Fonds darf Anteile von anderen OGAW und/oder anderen OGA im Sinne von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e) erwerben, sofern er höchstens 20 % seines Netto-Fondsvermögens in Anteilen ein und desselben OGAW bzw. sonstigen OGA anlegt. Bei der Anwendung...
	8. Anlagen in Anteilen von anderen OGA als OGAW dürfen insgesamt 30 % des Netto-Fondsvermögens des Fonds nicht übersteigen.
	9. Wenn der Fonds Anteile eines anderen OGAW und/oder sonstigen OGA erworben hat, müssen die Anlagewerte des betreffenden OGAW oder anderen OGA in Bezug auf die Obergrenzen der Absätze 1 bis 6 nicht berücksichtigt werden.
	10. Erwirbt der Fonds Anteile anderer OGAW und/oder sonstiger anderer OGA, die unmittelbar oder aufgrund einer Übertragung von derselben Verwaltungsgesellschaft oder von einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Verwaltungsgesellschaft durch ei...
	11. Wenn der Fonds eine Rechtseinheit mit mehreren Teilfonds bildet, bei der die Aktiva eines Teilfonds ausschließlich den Ansprüchen der Anteilinhaber dieses Teilfonds gegenüber sowie gegenüber den Gläubigern haften, deren Forderung anlässlich der Gr...
	12. Unbeschadet seiner Verpflichtung, auf die Einhaltung des Grundsatzes der Risikostreuung zu achten, ist dem Fonds gestattet, während eines Zeitraums von sechs Monaten nach seiner Zulassung von den Anlagegrenzen dieses Artikels 6 abzuweichen.

	Artikel 7  Emittentengrenzen
	1. Die Verwaltungsgesellschaft darf insgesamt für die von ihr verwalteten Fonds, die unter den Anwendungsbereich von Teil I des Gesetzes von 2010 fallen, stimmberechtigte Aktien nicht in einem Umfang erwerben, der es ihr ermöglicht, einen nennenswerte...
	2. Ferner darf der Fonds höchstens erwerben:
	3. Die Absätze 1 und 2 werden nicht angewandt
	a) auf Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem Mitgliedstaat oder dessen öffentlichen Gebietskörperschaften begeben oder garantiert werden;
	b) auf von einem Drittstaat begebene oder garantierte Wertpapiere und Geldmarktinstrumente;
	c) auf Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen Charakters begeben werden, denen ein oder mehrere Mitgliedstaaten angehören;

	4. Der Fonds braucht die in Artikel 5 bis 7 vorgesehenen Anlagegrenzen bei der Ausübung von Bezugsrechten, die an Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente geknüpft sind, die Teil seines Vermögens sind, nicht einzuhalten.
	5. Werden die in Artikel 5 bis 7 genannten Grenzen von dem Fonds unbeabsichtigt oder infolge der Ausübung von Bezugsrechten überschritten, so hat dieser bei seinen Verkäufen als vorrangiges Ziel die Normalisierung dieser Lage unter Berücksichtigung de...

	Artikel 8  Techniken und Instrumente
	1. Zur effizienten Verwaltung des Portfolios darf der Fonds sich unter Einhaltung der von der CSSF festgelegten Bedingungen und Grenzen der Techniken und Instrumente bedienen, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben. Beziehen sic...
	2. Der Fonds darf als Teil seiner Anlagestrategie innerhalb der in Artikel 6 Absatz 5 und 6 festgelegten Grenzen Anlagen in Derivaten tätigen, sofern das Gesamtrisiko der Basiswerte die Anlagegrenzen des Artikels 6 nicht überschreitet. Anlagen des Fon...
	3. Der Fonds stellt sicher, dass das mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko den Gesamtnettowert seines Portfolios nicht überschreitet. Bei der Berechnung des Risikos werden der Marktwert der Basiswerte, das Ausfallrisiko der Gegenpartei, künftige Markt...
	4. Die Techniken und Instrumente, von denen bei der Verwaltung des Fonds außer den Wertpapierleih-Geschäften gemäß Artikel 9 und den Wertpapierpensionsgeschäften gemäß Artikel 10 noch Gebrauch gemacht werden kann, werden im Verkaufsprospekt des Fonds ...
	5. Die im Rahmen von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe g) getätigten Techniken und Instrumente, die Wertpapiere zum Gegenstand haben, werden zum Zwecke der Absicherung und der effizienten Portfoliosteuerung abgeschlossen. Die Verwaltungsgesellschaft wird d...

	Artikel 9  Wertpapierleihe
	1. Der Fonds darf im Rahmen eines standardisierten Systems, das von einer anerkannten Clearinginstitution oder von einem erstklassigen, auf derartige Geschäfte spezialisierten Finanzinstitut organisiert wird, oder im Rahmen eines Standardrahmenvertrag...
	2. Sofern der Fonds als Leihgeber auftritt, dürfen Wertpapiere höchstens für 30 Tage und höchstens im Gesamtwert von 50 % des Wertes seines Wertpapierportefeuilles verliehen werden. Diese Beschränkungen gelten nicht, sofern dem Fonds das Recht zusteht...
	3. Im Rahmen der Wertpapierleihe muss der Fonds grundsätzlich eine Garantie erhalten, deren Wert bei Abschluss des Vertrages wenigstens dem Wert der verliehenen Wertpapiere entspricht. Diese Garantie muss den Anforderungen des CSSF-Rundschreibens 08/3...
	4. Der Fonds darf als Leihnehmer unter folgenden Umständen im Zusammenhang mit der Abwicklung einer Wertpapiertransaktion auftreten:
	a) während einer Zeit, in der die Wertpapiere zur erneuten Registrierung versandt wurden;
	b) wenn Wertpapiere verliehen und nicht rechtzeitig rückerstattet wurden;
	c) um einen Fehlschlag in der Abwicklung zu vermeiden, wenn die Verwahrstelle ihrer Lieferpflicht nicht nachkommt.


	Artikel 10  Wertpapierpensionsgeschäfte
	1. Der Fonds kann von Zeit zu Zeit Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die für den Fonds erworben werden dürfen, in Form von Wertpapierpensionsgeschäften kaufen und verkaufen, sofern der Verkäufer sich verpflichtet, die Wertpapiere oder Geldmarktins...
	2. Der Umfang der Wertpapierpensionsgeschäfte ist stets auf einem Niveau zu halten, das es dem Fonds ermöglicht, jederzeit seiner Verpflichtung zur Rücknahme von Anteilen nachzukommen. Der Anteil dieser Geschäfte darf aber mit ein und derselben Gegenp...

	Artikel 11  Anteile
	1. Anteile an dem Fonds werden durch Globalzertifikate verbrieft, die auf den Inhaber lauten. Ein Anspruch auf Auslieferung effektiver Stücke besteht nicht.
	2. Alle Anteile des Fonds haben gleiche Rechte. Das Sonderreglement kann Anteilklassen vorsehen und die unterschiedliche Ausstattung der Anteile hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlages, des Rücknahmeabschlages, der Vertriebsprovisio...
	3. Die Ausgabe und die Rücknahme der Anteile sowie die Vornahme von Zahlungen auf Anteile erfolgen bei der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle sowie über jede Zahlstelle.

	Artikel 12  Anteilwertberechnung
	1. Der Wert eines Anteils („Anteilwert“) lautet auf die im Sonderreglement festgelegte Währung („Fondswährung“). Er wird unter Aufsicht der Verwahrstelle von der Verwaltungsgesellschaft oder einem von ihr beauftragten Dritten an jedem Bewertungstag be...
	2. Das Netto-Fondsvermögen wird nach folgenden Grundsätzen berechnet:
	a) Der Wert von Vermögenswerten, welche an einer Börse oder an einem anderen geregelten Markt notiert oder gehandelt werden, wird auf der Grundlage des letzten verfügbaren Kurses ermittelt, sofern nachfolgend nichts anderes geregelt ist.
	b) Sofern ein Vermögenswert nicht an einer Börse oder an einem anderen geregelten Markt notiert oder gehandelt wird oder sofern für einen Vermögenswert, welcher an einer Börse oder an einem anderen geregelten Markt notiert oder gehandelt wird, der Kur...
	c) Anteile an einem OGAW oder OGA werden zum letzten festgestellten und erhältlichen Rücknahmepreis bewertet.
	d) Der Wert von Kassenbeständen oder Bankguthaben, Einlagenzertifikaten und ausstehenden Forderungen, vorausbezahlten Auslagen, Bardividenden und erklärten oder aufgelaufenen und noch nicht erhaltenen Zinsen entspricht dem jeweiligen vollen Betrag abz...
	e) Der Liquidationswert von Futures und Optionen, die an einer Börse oder an einem anderen geregelten Markt gehandelt werden, wird auf der Grundlage des letzten verfügbaren Abwicklungspreises berechnet.
	f) Der Liquidationswert von Futures, Forwards und Optionen, die nicht an einer Börse oder an einem anderen geregelten Markt gehandelt werden, sowie von Futures und Optionen, die an einer Börse oder an einem anderen geregelten Markt gehandelt werden, j...
	g) Swaps werden zu ihrem Marktwert bewertet.
	h) Sämtliche sonstigen Wertpapiere oder sonstigen Vermögenswerte werden zu ihrem angemessenen Marktwert bewertet, wie dieser nach Treu und Glauben und entsprechend dem vom Verwaltungsrat aufgestellten Verfahren zu bestimmen ist.
	i) Der Wert aller Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, welche nicht in der Währung des Fonds ausgedrückt sind, wird in diese Währung zu den zuletzt verfügbaren Devisenkursen umgerechnet. Wenn solche Kurse nicht verfügbar sind, wird der Wechselkurs na...
	j) Die Verwaltungsgesellschaft kann nach eigenem Ermessen andere Bewertungsmethoden zulassen, wenn sie dieses im Interesse einer angemesseneren Bewertung eines Vermögenswertes des Fonds hinsichtlich des voraussichtlichen Realisierungswertes für angebr...
	k) Wenn die Verwaltungsgesellschaft der Ansicht ist, dass der ermittelte Anteilwert an einem bestimmten Bewertungstag den tatsächlichen Wert der Anteile des Fonds nicht wiedergibt, oder wenn es seit der Ermittlung des Anteilwertes beträchtliche Bewegu...

	3. Sofern für den Fonds Anteilklassen eingerichtet sind, ergeben sich für die Anteilwertberechnung folgende Besonderheiten:
	a) Die Anteilwertberechnung erfolgt nach den unter Absatz 1 dieses Artikels aufgeführten Kriterien für jede Anteilklasse separat.
	b) Der Mittelzufluss aufgrund der Ausgabe von Anteilen erhöht den prozentualen Anteil der jeweiligen Anteilklasse am gesamten Wert des Netto-Fondsvermögens. Der Mittelabfluss aufgrund der Rücknahme von Anteilen vermindert den prozentualen Anteil der j...
	c) Im Fall einer Ausschüttung vermindert sich der Anteilwert der Anteile der ausschüttungsberechtigten Anteilklasse um den Betrag der Ausschüttung. Damit vermindert sich zugleich der prozentuale Anteil dieser Anteilklasse am gesamten Wert des Netto-Fo...

	4. Für den Fonds kann ein Ertragsausgleich durchgeführt werden.
	5. Die Verwaltungsgesellschaft kann für umfangreiche Rücknahmeanträge, die nicht aus den liquiden Mitteln und zulässigen Kreditaufnahmen des Fonds befriedigt werden können, den Anteilwert auf der Basis der Kurse des Bewertungstages bestimmen, an welch...
	6. Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, die Berechnung des Anteilwertes zeitweilig einzustellen, wenn und solange Umstände vorliegen, die diese Einstellung erforderlich machen und wenn die Einstellung unter Berücksichtigung der Interessen der A...

	Artikel 13  Ausgabe von Anteilen
	1. Die Ausgabe von Anteilen erfolgt zu dem im Sonderreglement des Fonds festgelegten Ausgabepreis und zu den dort bestimmten Bedingungen.
	2. Die Verwaltungsgesellschaft kann für den Fonds jederzeit nach eigenem Ermessen einen Zeichnungsantrag zurückweisen oder die Ausgabe von Anteilen zeitweilig beschränken, aussetzen oder endgültig einstellen, soweit dies im Interesse der Gesamtheit de...
	3. Der Erwerb von Anteilen erfolgt grundsätzlich zum Ausgabepreis des jeweiligen Bewertungstages. Zeichnungsanträge, welche bis spätestens 12.00 Uhr (Luxemburger Zeit) an einem Bewertungstag bei der Verwaltungsgesellschaft eingegangen sind, werden auf...
	4. Der Ausgabepreis ist innerhalb von zwei Bankarbeitstagen nach dem entsprechenden Bewertungstag fällig.
	5. Die Anteile werden unverzüglich nach Eingang des Ausgabepreises bei der Verwahrstelle im Auftrag der Verwaltungsgesellschaft von der Verwahrstelle zugeteilt und durch Übergabe von Anteilzertifikaten in entsprechender Höhe übertragen.
	6. Die Verwahrstelle wird auf nicht ausgeführte Zeichnungsanträge eingehende Zahlungen unverzüglich zurückzahlen.

	Artikel 14  Rücknahme von Anteilen
	1. Die Anteilinhaber des Fonds sind berechtigt, jederzeit die Rücknahme ihrer Anteile zu dem im Sonderreglement des Fonds festgelegten Rücknahmepreis und zu den dort bestimmten Bedingungen zu verlangen. Diese Rücknahme erfolgt nur an einem Bewertungst...
	2. Die Rücknahme erfolgt grundsätzlich zum Rücknahmepreis des jeweiligen Bewertungstages. Rücknahmeanträge, welche bis spätestens 12.00 Uhr (Luxemburger Zeit) an einem Bewertungstag bei der Verwaltungsgesellschaft eingegangen sind, werden zum Anteilwe...
	3. Die Verwaltungsgesellschaft ist nach vorheriger Genehmigung durch die Verwahrstelle berechtigt, die Rücknahme von Anteilen zeitweilig auszusetzen. Eine Aussetzung ist insbesondere möglich:
	4. Die Verwahrstelle ist nur insoweit zur Zahlung verpflichtet, als keine gesetzlichen Bestimmungen, z.B. devisenrechtliche Vorschriften oder andere von der Verwahrstelle nicht beeinflussbare Umstände, die Überweisung des Rücknahmepreises in das Land ...
	5. Die Verwaltungsgesellschaft kann für den Fonds Anteile einseitig gegen Zahlung des Rücknahmepreises zurückkaufen, soweit dies im Interesse der Gesamtheit der Anteilinhaber oder zum Schutz der Verwaltungsgesellschaft oder des Fonds erforderlich ersc...

	Artikel 15  Ertragsverwendung
	1. Die Ausschüttungspolitik des Fonds bzw. seiner einzelnen Anteilklassen wird im Sonderreglement des Fonds festgelegt.
	2. Zur Ausschüttung können die ordentlichen Nettoerträge sowie realisierte Kursgewinne kommen. Ferner können die nicht realisierten Kursgewinne sowie sonstige Aktiva zur Ausschüttung gelangen, sofern das Netto-Fondsvermögen aufgrund der Ausschüttung n...
	3. Ausschüttungen werden auf die am Ausschüttungstag ausgegebenen Anteile ausgezahlt.
	4. Die Vorlegungsfrist für Ertragsscheine beträgt fünf Jahre ab Veröffentlichung der jeweiligen Ausschüttungserklärung. Ausschüttungen, die während der Vorlegungsfrist nicht abgefordert wurden, verjähren zugunsten des Fonds. Die Verwaltungsgesellschaf...

	Artikel 16  Verschmelzung des Fonds beziehungsweise der Teilfonds
	1. Die Verwaltungsgesellschaft kann durch Beschluss des Verwaltungsrats und, soweit anwendbar, gemäß den im Gesetz von 2010 sowie den anwendbaren Verwaltungsvorschriften benannten Bedingungen und Verfahren den Fonds oder gegebenenfalls einen oder mehr...
	2. Die Verwaltungsgesellschaft zeigt die Verschmelzung des Fonds bzw. Teilfonds gemäß Artikel 18 Absatz 5 an. Die Anteilinhaber haben das Recht, innerhalb von 30 Tagen die Rückgabe oder gegebenenfalls den Umtausch ihrer Anteile in Anteile eines andere...
	3. Rechts-, Beratungs- oder Verwaltungskosten, die mit der Vorbereitung und der Durchführung einer Verschmelzung verbunden sind, werden nicht den betroffenen Fonds bzw. Teilfonds oder deren Anteilinhabern angelastet.

	Artikel 17  Allgemeine Kosten
	1. Neben den im Sonderreglement des Fonds aufgeführten Kosten können dem Fonds folgende Kosten belastet werden:
	a) Steuern und ähnliche Abgaben, die auf das jeweilige Fondsvermögen, dessen Einkommen oder die Auslagen zu Lasten des Fonds erhoben werden;
	b) Kosten für Rechtsberatung, die der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle entstehen, wenn sie im Interesse der Anteilinhaber des Fonds handeln;
	c) Kosten der Wirtschaftsprüfer des Fonds sowie die Kosten der Prüfung seiner steuerlichen Rechnungslegung;
	d) Kosten für die Erstellung von Anteilzertifikaten und Ertragsscheinen;
	e) Kosten für die Einlösung von Ertragsscheinen;
	f) Kosten der Erstellung sowie der Hinterlegung und Veröffentlichung des Grundreglements und des Sonderreglements des Fonds sowie anderer Dokumente, wie z.B. Verkaufsprospekte und wesentliche Informationen für den Anleger und sonstige Dokumente, die d...
	g) Druck- und Vertriebskosten der Jahres- und Halbjahresberichte für die Anteilinhaber in allen notwendigen Sprachen sowie Druck- und Vertriebskosten der sämtlichen weiteren Berichte und Dokumente, welche gemäß den anwendbaren Gesetzen oder Verordnung...
	h) Kosten der für die Anteilinhaber bestimmten Veröffentlichungen;
	i) ein angemessener Anteil an den Kosten für die Werbung und an solchen, welche direkt im Zusammenhang mit dem Anbieten und Verkauf von Anteilen anfallen;
	j) sämtliche Kosten im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögenswerten.

	2. Sämtliche Kosten werden zunächst dem laufenden Einkommen, dann den Kapitalgewinnen und zuletzt dem Fondsvermögen angerechnet.

	Artikel 18  Veröffentlichungen
	1. Die erstmals gültige Fassung dieses Grundreglements und des Sonderreglements des Fonds sowie Änderungen derselben werden bei der Kanzlei des Bezirksgerichts Luxemburg hinterlegt und ein Verweis auf diese Hinterlegung wird im „Mémorial C, Recueil de...
	2. Änderungen dieses Grundreglements und des Sonderreglements des Fonds werden darüber hinaus, soweit erforderlich, in mindestens zwei hinreichend verbreiteten Tageszeitungen, einschließlich mindestens einer Luxemburger Tageszeitung veröffentlicht.
	3. Ausgabe- und Rücknahmepreise können bei der Verwaltungsgesellschaft sowie bei sonstigen im Verkaufsprospekt verzeichneten Stellen erfragt werden.
	4. Die Verwaltungsgesellschaft erstellt für den Fonds einen Verkaufsprospekt, ein kurzes Dokument mit wesentlichen Informationen für den Anleger, einen geprüften Jahresbericht sowie einen Halbjahresbericht entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen de...
	5. Die Verschmelzung des Fonds bzw. Teilfonds wird von der Verwaltungsgesellschaft mindestens 30 Tage im Voraus in jeweils einer überregionalen Tageszeitung der Länder, in denen Anteile des Fonds bzw. Teilfonds vertrieben werden, unter Berücksichtigun...

	Artikel 19  Liquidation
	1. Der Fonds oder ein Teilfonds können durch die Verwaltungsgesellschaft unter angemessener Berücksichtigung der Interessen der Anteileigner aufgelöst werden. Eine Auflösung des Fonds oder von Teilfonds erfolgt zwingend in den gesetzlich vorgesehenen ...
	a) wenn das Netto-Fondsvermögen innerhalb von sechs Monaten nach Genehmigung des Fonds nicht mindestens den Gegenwert von 1,25 Millionen Euro erreicht;
	b) wenn das Netto-Fondsvermögen während mehr als sechs Monaten unter einem Viertel der Mindestgrenze gemäß a) bleibt;
	c) wenn die Verwahrstellenbestellung gekündigt wird, ohne dass eine neue Verwahrstellenbestellung innerhalb der gesetzlichen oder vertraglichen Fristen erfolgt;
	d) wenn die Verwaltungsgesellschaft in Konkurs geht oder aus irgendeinem Grund aufgelöst wird;
	e) in anderen, im Gesetz von 2010 vorgesehenen Fällen.

	2. Die Auflösung des Fonds oder eines Teilfonds wird entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen von der Verwaltungsgesellschaft im Mémorial und in mindestens zwei hinreichend verbreiteten Tageszeitungen, einschließlich mindestens einer Luxemburger Tag...
	3. Wenn ein Tatbestand eintritt, der zur Auflösung des Fonds führt, werden die Ausgabe und die Rücknahme von Anteilen eingestellt. Die Rücknahme von Anteilen kann durch die Verwaltungsgesellschaft unter Berücksichtigung der Interessen der Anteilinhabe...
	4. Die Verteilung des Liquidationserlöses an die Anteilinhaber nach deren Anspruch erfolgt durch die Verwahrstelle auf Anweisung der Verwaltungsgesellschaft oder gegebenenfalls der von derselben oder von der Verwahrstelle ernannten Liquidatoren, wobei...
	Sonderreglement

	Artikel 1  Der Fonds
	Artikel 2  Anlagepolitik
	1. Das Hauptziel der Anlagepolitik von Deka-Europa Nebenwerte ist es, an der Wertentwicklung mittlerer und kleiner Unternehmen in Europa zu partizipieren.
	2. Zu diesem Zweck ist beabsichtigt das Fondsvermögen nach dem Grundsatz der Risikostreuung und im Rahmen der allgemeinen Richtlinien für die Anlagepolitik gemäß Artikel 5 des Grundreglements überwiegend und zu mehr als zwei Dritteln des jeweiligen W...
	3. Bis zu 10 % des Netto-Fondsvermögens darf in Investmentanteile gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e) des Grundreglements angelegt werden.
	4. Daneben dürfen Bankguthaben gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f) des Grundreglements und flüssige Mittel gemäß Artikel 5 Absatz 3 des Grundreglements gehalten werden.
	5. Der Erwerb von verzinslichen Wertpapieren ist ausgeschlossen.

	Artikel 3  Anteile
	Artikel 4  Fondswährung, Ausgabe und Rücknahme von Anteilen
	1. Die Fondswährung ist der Euro.
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